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Grußwort des LandesvorsitzendenSaarland

am 15. März trifft sich die AWO-Familie in der beeindruckenden Industriekathedrale 
Alte Schmelz in St. Ingbert zur Landeskonferenz! Wir kommen zusammen, um 

gemeinsam die Weichen für unsere zukünftige Arbeit zu stellen. Wir sind eine 
starke Gemeinschaft, die sich mit Herz und Haltung für soziale 

Gerechtigkeit, Solidarität und ein Miteinander auf Augenhöhe einsetzt. 
Das hat das großartige Engagement, zum Beispiel in den AWO 
Wintercafés, eindrucksvoll belegt. 

Die Herausforderungen, vor denen unsere gesamten Gesellschaft und 
die AWO als Organisation stehen, sind groß. Die sozialen Fragen, die 
Fragen unseres Miteinanders und einer gerechten Zukunft, gehen in 
den Neiddebatten um Transferleistungen und in den Debatten um 
das Asylrecht unter. Unserer Gesellschaft droht in dieser 
Gemengelage der Fokus für die Zukunft verloren zu gehen: Wie soll 
unser Miteinander in 10, in 20 Jahren aussehen? Wie werden wir 
eine Gesellschaft in der jede und jeder möglichst große Chancen 
hat, eine gute Zukunft aufzubauen? Wie solidarisch ist die 
Lastenverteilung zwischen sehr reichen und sehr armen Menschen? 

 Gerechtigkeit muss täglich erkämpft, verteidigt und gestaltet 
werden. Gerade in Zeiten wachsender sozialer Ungleichheit und 
zunehmender demokratiefeindlicher Strömungen ist es unsere 
Aufgabe, als AWO Haltung zu zeigen. Wir stehen ein für eine 
Gesellschaft, in der niemand zurückgelassen wird. 

Die Würde des Menschen ist unantastbar. 

Unsere Landeskonferenz steht im Zeichen der Gerechtigkeit. Ob es um den 
Ausbau der sozialen Infrastruktur, um bezahlbares Wohnen, um gerechte Löhne 
in der Pflege oder um die Bekämpfung von Kinderarmut geht – wir lassen nicht 
nach, für die Rechte der Menschen einzutreten. Unsere Anträge spiegeln genau 
diese Schwerpunkte wider: Wir fordern eine sichere Finanzierung sozialer 
Dienste, den konsequenten Schutz unserer demokratischen Grundwerte und 
eine umfassende Kindergrundsicherung, die den Jüngsten in unserer 
Gesellschaft eine faire Chance gibt.

Wir wissen: Die Umsetzung sozialer Gerechtigkeit ist keine abstrakte Debatte, 
sondern betrifft unser tägliches Leben. Sie entscheidet darüber, ob Menschen 
eine Wohnung finden, ob sie im Alter menschenwürdig leben können, ob Kinder 
in Armut aufwachsen oder faire Bildungschancen haben. 
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Grußwort des LandesvorsitzendenSaarland

Gerechtigkeit ist kein Luxus – sie ist ein Grundpfeiler unserer Gesellschaft, und wir als AWO 
tragen die Verantwortung, sie lautstark und für die Menschen, die keine laute Stimme 
haben, zu verteidigen.

Euer Engagement macht den Unterschied!
Die AWO ist stark, weil wir solidarisch sind! Wir sind diejenigen, die in den Einrichtungen, 
den Ortsvereinen und auf politischer Ebene für die Werte unserer Organisation eintreten. 
Ohne Euch gäbe es keine AWO, keine Unterstützung für Menschen in Not, keine gelebte 
Solidarität. Dafür danke ich Euch von Herzen!

Wir sind eine Mitmach-Organisation. Auf unserer Landeskonferenz entscheiden wir 
gemeinsam über die Zukunft unserer AWO Saarland. Es geht nicht nur um Konzepte, sondern 
darum, dass wir aktiv werden, dass wir laut sind und dass wir zusammenstehen. Dass wir 
unsere Ideen einbringen, wie das Miteinander gerechter wird. Ich rufe Euch dazu auf: Bringt 
Euch ein! Setzt Zeichen für eine gerechtere Gesellschaft und nutzt Eure Stimme!
Wir wollen als AWO weiter vorangehen, Lösungen anbieten und Mut machen. 
Unser Verband war immer dann am stärksten, wenn wir gemeinsam für unsere 
Überzeugungen eingestanden sind. 

Lasst uns diesen Weg fortsetzen! Für ein solidarisches Saarland, für eine gerechte Gesellschaft 
und für eine AWO, die auch in Zukunft eine starke Stimme für diejenigen bleibt, die 
Unterstützung brauchen.

Ich danke Euch für Euer Engagement und freue mich auf eine lebendige und kraftvolle 
Landeskonferenz!
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Organisatorische InformationenSaarland

Mit öffentlichen Verkehrsmitteln:
Buslinie 170: Steigen Sie an der Haltestelle „In den Schankgärten“ aus. Von dort aus gehen Sie in 
Richtung Zentrum, biegen die erste Straße rechts in die „Alte Schmelz“ ab und überqueren den Platz 
vor dem Konsumgebäude (Alte Schmelz 64/66). Anschließend folgen Sie dem Weg Richtung 
Drahtwerk St. Ingbert, Tor 1.

Buslinie 506: Steigen Sie an der Haltestelle „Saarbrücker Straße“ aus. Direkt hinter der Haltestelle 
führt der Weg an der Beschilderung „Industriekathedrale Alte Schmelz“ hinein. Gehen Sie geradeaus 
in Richtung Industriekathedrale.

Mit dem Zug: Ab dem Bahnhof St. Ingbert gehen Sie links in die „Neue Bahnhofstraße“. An der 
ersten Kreuzung biegen Sie links in die „Saarbrücker Straße“ ab und folgen dieser geradeaus in 
Richtung Rentrisch-Scheidt-Saarbrücken. An der Beschilderung „Industriekathedrale Alte Schmelz“ 
biegen Sie rechts ab und gehen weiter in Richtung Industriekathedrale.

Mit dem Auto:
Aus Richtung Rentrisch-Scheid-Saarbrücken: Folgen Sie der „Saarbrücker Straße“ und biegen Sie an 
der Beschilderung „Industriekathedrale Alte Schmelz“ links ab. Fahren Sie geradeaus in Richtung 
Industriekathedrale.

Aus Richtung St. Ingbert Zentrum: Fahren Sie über die „Saarbrücker Straße“ in Richtung Ren- 
trisch-Scheid-Saarbrücken. Biegen Sie an der Beschilderung „Industriekathedrale Alte Schmelz“ 
rechts ab und folgen Sie der Straße geradeaus zur Industriekathedrale.

Aus Richtung Dudweiler: Fahren Sie die „Dudweilerstraße“ entlang bis zum Kreisverkehr. Nehmen 
Sie dort die erste Ausfahrt in die „Alleestraße“. Am Ende der Straße biegen Sie rechts in die 
„Saarbrücker Straße“ ab. Folgen Sie dieser bis zur Beschilderung „Industriekathedrale Alte Schmelz“, 
biegen Sie rechts ab und fahren Sie geradeaus in Richtung Industriekathedrale.

Anfahrt
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Organisatorische InformationenSaarland

Delegiertenanmeldung

Bitte finden Sie sich als Delegierte*r zur Anmeldung zur Landeskonferenz am 15. März 2025 
um 8.30 an den Anmeldeschaltern im Foyer der Alten Schmelz ein. Beginn der Konferenz ist 
um 09.00 Uhr.

Speisen und Getränke

Selbstverständlich stehen Ihnen während der Veranstaltung Speisen und Getränke kostenfrei 
zur Verfügung. Es werden auch vegetarische/vegane Alternativen sowie Alternativen für 
Allergiker angeboten. Sprechen Sie das Servicepersonal gerne an.

Standbetreiber im Foyer

Im Foyer finden Sie neben der Anmeldung verschiedene Informations-Angebote:

• AWO Atelier Kerativ: Frühlingshafte Artikel

• AWO Teilhabe Werkstätten für Menschen mit Behinderung: Ausstellung Sinnesbänke 
und Gartenmöbel

• AWO Faltblatt: Beschäftigungsprojekt und Medienservice

• AWO Saarland Stiftung: Informationen und Spendenmöglichkeit

• AWO Familie: Faire Kindertagesstätten

• AWO als Arbeitgeber: Alle Informationen rund um Ausbildungs- und 
Karrieremöglichkeiten bei der AWO

• Fotoaktion Ortsverein Dudweiler: Ihre ganz persönliche Erinnerung an die
 Landeskonferenz aus der Fotobox zum Mitnehmen

• Siebenpfeiffer Hospiz- und Palliativgesellschaft: Vorstellung Palliativzentrum 
Schmetterling

• Heartchor: Lernen Sie den Senioren-Rock-Chor kennen

• Deutsche Rheumaliga e.V.: Persönliche Beratung und Information

• SoVD: Informationen rund um die Beratung des Sozialverbands
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Organisatorische Informationen

Sitzplan in der Alten Schmelz St. Ingbert

Saarland

Ehrengäste

Kreisverband 
Regionalverband

Saarbrücken
 (42)

Ehrengäste

Kreisverband 
Saarlouis

(26)

Kreisverband 
Merzig-Wadern

(20)

Gäste der 
Kreisverbände 

und Presse

Gäste der 
Kreisverbände 

und Presse

Kreisverband 
Saarpfalz (24)

Kreisverband 
St. Wendel (10)

Kreisverband 
Saarbrücken- 

Stadt (35)

Kreisverband 
Neunkirchen 

(23)

Präsidium 
Landesvorstand

Präsidium 
Landesvorstand

Technik Gäste der 
Kreisverbände 

und Presse
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DelegiertenschlüsselSaarland

Verteilung der Delegierten nach Kreisverbänden

Delegierten-
mandate 
2025: 20

Kreisverband 
Merzig-Wadern 
e.V.

180 Delegierte der AWO Kreisverbände
+ 15 Mitglieder des AWO Landesvorstandes 
+ 1 Vertreterin der korporativen Mitglieder 
+ 1 Vertreterin des AWO Landesjugendwerkes
197 Delegierte

Mitgliederzahlen

Kreisverband 
Neunkirchen e.V.

Delegierten-
mandate 
2025: 23

Kreisverband 
Saarbrücken-Stadt 
e.V.

Delegierten-
mandate 
2025: 35

Kreisverband 
Saarbrücken- 
Regionalverband 
e.V.

Delegierten-
mandate 
2025: 42

Kreisverband 
Saarlouis e.V.

Delegierten
-mandate 
2025: 24

Kreisverband 
Saarpfalz e.V.

Delegierten
-mandate 
2025: 10

Kreisverband 
St. Wendel e.V.

7

Delegierten
- mandate 
2025: 26
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Landesvorstand und -ausschussSaarland

Gewählte Mitglieder des Landesvorstandes und des Landesausschusses
2021 - 2025

Landesvorsitzender:

Marcel Dubois (KV Saarbrücken-Stadt)

Stellvertretende Landesvorsitzende:

Elke Eder-Hippler (KV  Saarpfalz)

Heike Kayser (KV Regionalverband Saarbrücken)

Hans Martin (KV Saarlouis)

Horst Schmeer (KV  Saarbrücken-Stadt)

Schriftführer:

Josef Wölfl (KV Merzig-Wadern)

Beisitzer*innen:

Petra Ferdinand-Storb (KV Saarlouis) 

Knut Franzisky (KV Neunkirchen) 

Jürgen Heermann (KV Regionalverband Saarbrücken)

Andreas Herold (KV Saarpfalz) 

Nicole Kelleter (KV Saarbrücken-Stadt)

Carmen Krampe (KV St. Wendel)

Dr. Roland Märker (KV Regionalverband Saarbrücken)

Robert Theobald (KV Neunkirchen) 

Claudia Wagner (KV Merzig-Wadern)

Vertreterin des Landesjugendwerks:

Anna Bongard

Landesausschuss

Gerhard Braun (KV Merzig-Wadern) 

Herbert Conrad (KV Saarlouis) 

Hildegard Emanuel (KV Saarlouis)

Hans Fries (KV Saarbrücken-Stadt) 

Wolfgang Gelff (KV Saarbrücken-Stadt) 

Hakan Gündüz (KV Saarlouis)

Beate Herber (KV Regionalverband Saarbrücken)

Sevim Kaya-Karadağ (KV Saarpfalz)

Pia Kammer (KV Regionalverband Saarbrücken)

Albert Lang (KV Merzig-Wadern)

Marko Martin (KV Neunkirchen)

Christa Piper (korporative Mitglieder)

Carmen Roth (KV St. Wendel)

Uwe Schmidt (KV Neunkirchen)

Rainer Schneider (KV Regionalverband 

Saarbrücken)

Erich Tittelbach (KV Saarbrücken-Stadt)

Dr. Jörg Ukrow (KV Regionalverband 

Saarbrücken)

Die gewählten Revisor*innen sind:

Marlis Bier (KV Saarpfalz)

German Eckert (KV St. Wendel) 

Stefan Krutten (KV Merzig-Wadern) 

Klaus Lösch (KV Saarbrücken-Stadt) 

Manfred Stein (KV Neunkirchen) 

Erika Thiel (KV Saarlouis)

Horst Wagner (KV Saarlouis)

Mitglieder der Schiedskommission:

Jörg Aumann 

Steffen Dick 

Gerhard Strub

Ehrenvorsitzender:

Paul Quirin
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TagesordnungSaarland

Vorschlag zur Tagesordnung der Landeskonferenz am 15. März 2025

Vorschlag des AWO Landesausschusses aus der Sitzung am 26. November 
2024, ergänzt durch den Landesvorstand vom 10. Februar 2025 

1. Eröffnung und Begrüßung

2. Grußworte

3. Konstituierung der Konferenz

3.1  Wahl eines Präsidiums
3.2. Beschlussfassung über die Tagesordnung
3.3. Beschluss über die Geschäfts- und Wahlordnung
3.4. Bekanntgabe von Fristen und Kandidaturen
3.5. Wahl der Mandatsprüfungs- und Wahlkommission
3.6. Wahl der Mitglieder der Antragskommission

4. Bericht des Landesvorstandes
über die Arbeit der AWO im Saarland von 2021 bis 2024: 
Marcel Dubois, Landesvorsitzender

5. Bericht der Mandatsprüfungskommission

6. Bericht der Revisor*innen

7. Aussprache zu den Berichten

8. Entlastung des Landesvorstandes

9. Verabschiedung der ausscheidenden Landesvorstandsmitglieder

10. Satzungsänderungen der Arbeiterwohlfahrt Landesverband Saarland e.V.
Ergänzung der Landessatzung in §2 Zweck und in §3 Sicherung der Steuer-
begünstigung in Bezug auf Förderung wohngemeinnütziger Zwecke; 
Ergänzung der Landessatzung in §7 Landeskonferenz, §8 Landesvorstand und
§9 Landesausschuss in Bezug auf Präsenzversammlung oder als virtuelle 
Versammlung
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TagesordnungSaarland

11. Wahlen zum Landesvorstand

11.1 Wahl der*des Landesvorsitzenden
11.2 Wahl der stellvertretenden Landesvorsitzenden
11.3 Wahl der Schriftführung
11.4 Wahl der Beisitzer*innen

12.   Wahl der Revisor*innen

13.   Wahl der Mitglieder der Schiedskommission

14.   Wahlen und Nominierungen zur AWO Bundeskonferenz:

14.1 Wahl der Delegierten zur Bundeskonferenz 
14.2 Nominierung eines Kandidaten*einer Kandidatin  

   zum Präsidium des AWO Bundesverbandes

15. Antragsberatungen

16. Ehrungen

17. Schlussworte
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Geschäfts- und WahlordnungSaarland

Vorschlag zur Geschäfts- und Wahlordnung

1. Stimmberechtigt im Plenum der Landeskonferenz 2025 sind:
a) die von den Kreisverbänden gemeldeten Delegierten 

(gemäß Delegiertenschlüssel)
b) die Mitglieder des Landesvorstandes
c) die Vertretung der korporativen Mitglieder.

2. Die Mitglieder des Präsidiums müssen nicht Delegierte der Landeskonferenz sein.

3. Die Beschlüsse der Landeskonferenz werden grundsätzlich mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefasst, sofern die Satzung nichts anderes vorschreibt.
Beschlüsse über Änderung der Satzung des Landesverbandes bedürfen der Zweidrittel- 
mehrheit der abgegebenen Stimmen (gemäß § 7 Abs. 5 Landessatzung).
Diese Mehrheit ist grundsätzlich nur nach der Zahl der abgegebenen Ja- und Nein- 
Stimmen zu berechnen. Enthaltungen sind nicht mitzuzählen.

4. Die Landesgeschäftsführer/-in, die Vorsitzenden der Fachausschüsse sowie die Reviso- 
rinnen/Revisoren des Landesverbandes und die/der Vorsitzende des Landesjugendwerkes 
haben im Plenum Rederecht, auch wenn sie nicht Delegierte sind.

5. Wortmeldungen sind schriftlich mit Angabe des Kreisverbandes beim Präsidium anzu- 
melden. Die Rednerinnen/Redner erhalten in der Reihenfolge ihrer Meldung das Wort. 
Dem Landesvorsitzenden, den stellvertretenden Landesvorsitzenden und den Landes-
geschäftsführern/der Landesgeschäftsführerin ist auf deren Verlangen das Wort außerhalb 
der Rednerliste zu erteilen.

6. Die Redezeit in Diskussionen ist auf drei Minuten begrenzt.

7. Ein Antrag auf Schluss der Debatte kann nur von einem nicht an der Aussprache beteilig- 
ten Delegierten gestellt werden. Vor Abstimmung über einen solchen Antrag ist die Zahl 
der noch vorliegenden Wortmeldungen bekannt zu geben.

8. Einer/einem Rednerin/Redner, die/der wiederholt gegen die Geschäftsordnung verstößt, 
der in ihren/seinen Ausführungen vom Gegenstand der Tagesordnung abweicht, kann von 
der Konferenzleitung nach vorherigem Ordnungsruf das Rederecht entzogen werden.

9. Persönliche Bemerkungen sind nur am Schluss der Aussprache zulässig.

10. Die der Landeskonferenz vorliegenden Anträge können folgende 
Behandlungsmöglichkeiten erfahren:
a) Annahme
b) Überweisung an den Landesvorstand
c) Ablehnung
d) Nichtbefassung

Antragsberechtigt sind:
• der Landesvorstand
• die Kreisverbände
• die Fachausschüsse des Landesverbandes
• das Landesjugendwerk
• die korporativen Mitglieder der AWO Saarland

1
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 
30 
31 
32 
33 
34 
35 
36 
37 
38 
39 
40 
41 
42 
43 
44 
45 
46 
47 
48 
49 
50 
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Geschäfts- und WahlordnungSaarland

11. Initiativanträge, also Anträge, die während der Konferenz gestellt werden, müssen Sach-
themen beinhalten, welche die AWO betreffen. Sie sind darüber hinaus nur zulässig, wenn 
sich grundsätzlich neue Problemlagen seit Verstreichen der für reguläre Anträge gültigen 
sechswöchigen Antragsfrist ergeben haben. Den so genannten laufenden Geschäftsbe- 
trieb betreffende Initiativanträge sind nicht zulässig.

12. Wahlvorschläge aus der Mitte der Konferenz und Initiativanträge - mit Ausnahme von 
Anträgen zur Geschäftsordnung - werden nur behandelt, wenn sie von mindestens 100 
Delegierten aus mindestens drei verschiedenen Kreisverbänden unterstützt werden und 
der Konferenz schriftlich vorliegen. Die Anträge bzw. Wahlvorschläge sind mit den Unter- 
schriftenlisten am Konferenztag, dem 15. März 2025, bis spätestens 10.45 Uhr dem 
Präsidium einzureichen.

13. Anträge zur Geschäftsordnung können mündlich gestellt und begründet werden. Bei An- 
trägen zur Geschäftsordnung darf pro Antrag nur eine/ein Rednerin/Redner dafür und 
eine/ein Rednerin/Redner dagegensprechen. Die Redezeit bei diesen Debatten beträgt drei 
Minuten.

14. Auf der Landeskonferenz kommt eine elektronische Wahltechnik mit einer Fernbedienung 
zum Einsatz. Diese lässt ein geheimes Wahlverfahren mit drei Voten zu:
• Ja
• nein
• Enthaltung
Die Technik wird vor der Abstimmung im Detail erläutert.

15. Für die Neuwahl des Landesvorstandes liegt ein Vorschlag des bisherigen Landesvorstan- 
des vor, der den Empfehlungen der Kreisverbände entspricht.
Werden aus der Mitte der Konferenz zusätzliche Vorschläge für die Wahl des Landesvor- 
standes gemacht und werden mehr Kandidaten/Kandidatinnen aus einem Kreisverband 
vorgeschlagen als diesem nach der Mitgliederzahl Sitze zustehen, so wird während der 
Landeskonferenz durch die Delegierten des zuständigen Kreisverbandes unter den 
ursprünglichen und den zusätzlichen Kandidat/Kandidatinnen zuerst entschieden. Dies 
gilt auch unter Berücksichtigung der Geschlechterquotierungsregelung. Bereits gewählte 
Vorstandsmitglieder sind auf die dem Kreisverband zustehende Quote anzurechnen.
Die/der Landesvorsitzende, vier stellvertretende Landesvorsitzende und die/der Schrift- 
führerin/Schriftführer werden in getrennten Wahlgängen (Einzelwahl bzw. verbundene 
Einzelwahl) in geheimer, elektronischer Abstimmung gewählt.

Die Wahl der neun Beisitzerinnen/Beisitzer kann in einem einzigen Gruppenwahlgang in 
ebenfalls geheimer Wahl durchgeführt werden, wobei ein Votum (Ja-Stimmen) von mehr 
als 50 % zwingend ist.
Wird Einzelabstimmung durchgeführt, ist gewählt, wer im ersten Wahlgang mehr als die 
Hälfte der Stimmen erhält. Im zweiten Wahlgang ist gewählt, wer mehr Ja- als Neinstim- 
men erhält. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt.

Die Wahl der Revisorinnen/Revisoren, der Mitglieder der Schiedskommission und der De- 
legierten zur Bundeskonferenz kann per Akklamation erfolgen, sofern die vorliegenden 
Wahlvorschläge der Anzahl der jeweils zu Wählenden nicht übersteigt bzw. die Konferenz 
nichts anderes bestimmt.

51
52
53 
54 
55 
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60 
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Antragsberatungsreihenfolge

Vorschlag zur Antragsberatungsreihenfolge

Saarland

Nr. Antragstitel eingereicht von

Satzungsänderungen

01
Ergänzung der Landessatzung in §2 Zweck und 
in §3 Sicherung der Steuerbegünstigung

Landesvorstand

02
Änderung der Landessatzung in §7, §8 und §9 
(hybride Sitzungen)

Landesvorstand

Sozialpolitik

03 Sicherung der sozialen Infrastruktur FA Organisation und Sozialpolitik

04 Durchsetzung des Subsidiaritätsprinzips FA Organisation und Sozialpolitik

05
Handlungssicher gegen Menschen- und 
Demokratiefeindlichkeit

FA Organisation und Sozialpolitik

06 Kinderschutz im digitalen Raum FA Familie und Jugend

07 Kindergrundsicherung FA Familie und Jugend

08
Beibehaltung der Transferleistungen aus dem SGB II 
(Bürgergeld) und den Sozialleistungen (SGB XII)

FA Familie und Jugend

09
Stärkung der Quartiersarbeit (angelehnt an das 
Konzeptpapier Saar66)

FA Organisation und Sozialpolitik

Ehrenamt

10 Vernetzung- Haupt- und Ehrenamt FA Organisation und Sozialpolitik

11 Tag der AWO Saarland FA Organisation und Sozialpolitik

12
Einbeziehung von Menschen mit Behinderung in die 
ehrenamtliche Arbeit

FA Inklusion

13 Neue Räume für das Jugendwerk AWO Landesjugendwerk Saar

Perspektiven unserer sozialen Arbeit

14 „Sei ein Mensch“ FA Alt werden mit Zukunft

15 Aufbau weiterer Integrationsbetriebe FA Inklusion

16
Barrierefreiheit in Einrichtungen der Arbeiterwohlfahrt 
überprüfen

FA Inklusion

17
Einrichtung und Nutzung erneuerbarer Energiequellen 
in unseren Einrichtungen

FA Familie und Jugend

18
Nachhaltigkeit mit dem Ziel der ökologischen 
Gerechtigkeit

FA Alt werden mit Zukunft

19 Vereinbarkeit von Familie und Beruf FA Alt werden mit Zukunft

Antrag an den AWO Bundesverband

20
Änderung der Finanzordnung des AWO
Bundesverbandes im Verbandsstatut der AWO 
in §7 Abs. 4 Nr. 4

Landesvorstand

Fristgerecht eingegangene Anträge zum Antragsschluss am 31. Januar 2025
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Antragsteller: Landesvorstand

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

1.  Die Landeskonferenz möge die Landessatzung in §2 Zweck um die Ziffer     
     17 ergänzen:

§ 2 Zweck

Der Zweck des Vereins folgt aus dem Verbandsstatut der Arbeiterwohlfahrt in der 
jeweils gültigen Fassung und umfasst die Erfüllung insbesondere folgender Auf-
gaben:

1. Vorbeugende, helfende und heilende Tätigkeit auf allen Gebieten der sozia-
len Arbeit, der Jugendhilfe und des Gesundheitswesens;

2. Anregung und Hilfe zur Selbsthilfe;
3. Förderung ehrenamtlicher Mitarbeit und bürgerschaftlichen Engagements;
4. Erprobung neuer Formen und Methoden der Sozialarbeit;
5. Ausbildung für soziale und pflegerische Berufe;
6. Schulung und Fortbildung zu Themen der Wohlfahrtspflege;
7. Mitwirkung an den Aufgaben der öffentlichen Sozial-, Kinder-, 

Jugend- und Gesundheitshilfe; Mitarbeit in entsprechenden Ausschüssen;
8. Stellungnahmen zu Fragen der Öffentlichen und Freien Wohlfahrtspflege, 

Mitwirkung an Vorarbeiten zur sozialen Gesetzgebung, enge Zusammenar-
beit mit parlamentarischen Vertretungen sowie kommunalen Spitzenver-
bänden und der staatlichen Verwaltung bei Planung und Durchführung so-
zialer Aufgaben;

9. Zusammenarbeit mit anderen Organisationen der Freien Wohlfahrtspflege, 
Fachverbänden und Selbsthilfe-Organisationen im Inland und auf interna-
tionaler Ebene;

10. Beteiligung an Aktionen internationaler Solidarität, insbesondere im Rah-
men des Internationalen Arbeiter-Hilfswerks;

11. Pflege von Verbindungen zu befreundeten Organisationen;
12. Internationale Projekte, insbesondere der Entwicklungszusammenarbeit;
13. Katastrophenhilfe;
14. Öffentlichkeitsarbeit;
15. Förderung der Gliederungen und deren Aufgaben, insbesondere durch Zu-
 wendungen und Darlehen;
16. Förderung des Landesjugendwerks der Arbeiterwohlfahrt.
17. NEU: die Förderung wohngemeinnütziger Zwecke zur vergünstigten 
 Wohnraumüberlassung an Personen im Sinne des § 53 AO.

Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich der Verein auch anderer Rechtsformen 
bedienen. Insbesondere arbeitet er mit den benachbarten Verbänden der AWO 
Bezirksverbände Rheinland und Pfalz (im Rahmen der AWO Südwest 2020) mit 
dem Ziel der Beteiligung an gemeinsamen wirtschaftlichen Unternehmunungen 
mit dem Ziel der Beteiligung an den gemeinsamen Unternehmungen entspre-
chend § 3 Abs. 2 dieser Satzung zusammen.
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2. Die Landeskonferenz möge die Landessatzung in §3 Sicherung der Steuerbe-
günstigung ergänzen: 

§ 3 Sicherung der Steuerbegünstigung

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige bzw. 
mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts ,,Steuerbegünstigte Zwecke“ der Ab-
gabenordnung.

Die Satzungszwecke des § 2 werden verwirklicht insbesondere durch Schaffung 
und Unterhaltung bzw. Anregung oder Förderung sowie Gewährung von:
zu 1, 2 und 3: Einrichtungen und Maßnahmen im ambulanten, teil-
 stationären und stationären Bereich;
zu 4: Modellmaßnahmen und Modelleinrichtungen;
zu 5: Ausbildungsstätten, Hilfen zum Studium;
zu 6: Kurse, Seminare, Fortbildungsstätten, Förderung der Teilnahme;
zu 7: Mitarbeit in Ausschüssen der öffentlichen Hand sowie Anregungen 
            von und Stellungnahmen zu Gesetzesänderungen, Förderung 
            wissenschaftlicher Forschung;
zu 8: Beratung, u.a. in Fachausschüssen;
zu 9 - 11: Teilnahme an Konferenzen, Tagungen usw.  
zu 12 - 13:   Entwicklungshilfe;
zu 14: Herausgabe von Publikationen, Werbe- und Informationsmaterial;
zu 15: Förderung der Gliederungen und deren Aufgaben durch Zuwendungen 

und Darlehen.
zu 17: NEU: Modellmaßnahmen und Einrichtungen zu altersgerechtem 
            und barrierefreiem Wohnen zur vergünstigten Wohnraumüberlas-

sung an Personen im Sinne des § 53 AO.

Begründung:
Wohnen ist eine Lebensgrundlage und sollte keine Ware mehr sein. Von dem 
Ziel, die Wohnungs- und Obdachlosigkeit bis 2030 zu überwinden, entfernen 
wir uns immer mehr.
Auch im Saarland fehlt gemeinnütziger Wohnraum, insbesondere zu altersge-
rechtem und barrierefreiem Wohnen. Die AWO setzt sich zukünftig verstärkt für 
Maßnahmen zur Überwindung der Wohnungslosigkeit, wie die Schaffung von 
mehr bezahlbarem Wohnraum mit langfristigen oder dauerhaften Sozialbin-
dungen, ein. Dies soll die vorgelegte Satzungsänderung ermöglichen.
Es bedarf auch dringend der notwendigen Finanzmittel von Bund, Land und 
Kommunen, um weitreichende präventive Maßnahmen und Begleitungsange-
bote flächendeckend zu etablieren. 

Die vorgelegte Formulierung zur Satzungsänderung entspricht dem Wortlaut 
in §52 Abs. 27 AO.

Beschlüsse über Änderungen der Satzung des Landesverbandes bedürfen der 
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen. Die Landeskonferenz bevoll-
mächtigt den gewählten Vorstand im Sinne des § 26 BGB, die von der Landes-
konferenz beschlossene Satzungsänderung zu berichtigen, soweit das Amtsge-
richt als Registergericht oder die Finanzverwaltung oder der Bundesverband die 
Beschlussfassung im Einzelnen beanstandet. Der Vorstand ist gehalten, anstelle 
der beanstandeten Textpassagen solche vorzunehmen, die dem ursprünglichen 
Sinn und Zweck am Ehesten entsprechen. Redaktionelle Korrekturen können 
durch den Vorstand vorgenommen werden.
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Antragsteller: Landesvorstand

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

1. Die Landeskonferenz möge die Landessatzung in §7 Landeskonferenz um 
einen neuen Absatz 8 ergänzen: 

§ 7 Landeskonferenz NEU hinzugefügt Abs. 8.
NEU Absatz 8.  

a) Die Landeskonferenz kann als Präsenzversammlung oder als virtuelle 
Versammlung, d.h. ohne Anwesenheit der Delegierten an einem Versamm-
lungsort, abgehalten werden. In der Regel ist eine Präsenzversammlung 
durchzuführen. 

b) Die virtuelle Versammlung erfolgt durch Einwahl aller Teilnehmenden 
in eine Video‐ oder Telefonkonferenz (virtueller Versammlungsraum), in der 
die Delegierten ihre Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommuni-
kation ausüben können.

 c) Hierfür kann eine entsprechende Plattform im Internet bereitgestellt 
werden, in welcher die Teilnehmenden sich einwählen und anschließend 
abstimmen. 

d) Eine Kombination von Präsenzversammlung und virtueller Versammlung 
(Hybridversammlung) ist möglich, insbesondere indem den Teilnehmenden 
die Möglichkeit eröffnet wird, an der Präsenzversammlung mittels Video‐ 
oder Telefonzuschaltung teilzunehmen oder bei physischer Anwesenheit des 
Teilnehmenden am Versammlungsort die Mitgliederrechte im Wege der  elek-
tronischen Kommunikation auszuüben. 

e) Dem Vorstand obliegt die Entscheidung über die Form der Durchführung der 
    Landeskonferenz. Die Entscheidung ist in der Einladung zur Landeskonferenz 
    mitzuteilen. 

2. Die Landeskonferenz möge die Landessatzung in §8 Landesvorstand um ei-
nen neuen Absatz 11 ergänzen: 

§ 8 Landesvorstand NEU hinzugefügt Abs. 11
NEU Absatz 11.

a) Der Landesvorstand kann als Präsenzversammlung oder als virtuelle 
Versammlung, d.h. ohne Anwesenheit der Mitglieder an einem Versamm-
lungsort, abgehalten werden. In der Regel ist eine Präsenzversammlung 
durchzuführen. 

b) Die virtuelle Versammlung erfolgt durch Einwahl aller Teilnehmenden 
in eine Video‐ oder Telefonkonferenz (virtueller Versammlungsraum), in der 
die Mitglieder ihre Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommunika-
tion ausüben können.
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c) Hierfür kann eine entsprechende Plattform im Internet bereitgestellt 
werden, in welcher die Teilnehmenden sich einwählen und anschließend 
abstimmen.

d) Eine Kombination von Präsenzversammlung und virtueller Versammlung 
(Hybridversammlung) ist möglich, insbesondere indem den Teilnehmenden 
die Möglichkeit eröffnet wird, an der Präsenzversammlung mittels Video‐
oder Telefonzuschaltung teilzunehmen oder bei physischer Anwesenheit des 
Teilnehmenden am Versammlungsort die Mitgliederrechte im Wege der elek-
tronischen Kommunikation auszuüben. 

e) Dem Vorstand obliegt die Entscheidung über die Form der Durchführung 
des Landesvorstands. Die Entscheidung ist in der Einladung zum Landesvor-
stand mitzuteilen.

3. Die Landeskonferenz möge die Landessatzung in §9 Landesausschuss um 
einen neuen Absatz 7 ergänzen: 

§ 9 Landesausschuss NEU hinzugefügt Abs. 7
NEU Absatz 7.

a) Der Landesausschuss kann als Präsenzversammlung oder als virtuelle 
Versammlung, d.h. ohne Anwesenheit der Mitglieder an einem Versamm-
lungsort, abgehalten werden. In der Regel ist eine Präsenzversammlung 
durchzuführen.

b) Die virtuelle Versammlung erfolgt durch Einwahl aller Teilnehmenden in 
eine Video‐ oder Telefonkonferenz (virtueller Versammlungsraum), in der die 
Mitglieder ihre Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommunikation 
ausüben können. 

c) Hierfür kann eine entsprechende Plattform im Internet bereitgestellt
werden, in welcher die Teilnehmenden sich einwählen und anschließend 
abstimmen.

d) Eine Kombination von Präsenzversammlung und virtueller 
Versammlung (Hybridversammlung) ist möglich, insbesondere indem den 
Teilnehmenden die Möglichkeit eröffnet wird, an der Präsenzversammlung 
mittels Video‐ oder Telefonzuschaltung teilzunehmen oder bei physischer 
Anwesenheit des Teilnehmenden am Versammlungsort die Mitgliederrechte 
im Wege der elektronischen Kommunikation auszuüben.

e) Dem Vorstand obliegt die Entscheidung über die Form der Durchführung 
des Landesausschusses. Die Entscheidung ist in der Einladung zum Landes-
ausschuss mitzuteilen.

Begründung:
Infolge der Corona-Pandemie haben sich verschiedene Sitzungs- und Abstim-
mungsformate in hybrider oder digitaler Form als Alternative zur reinen Prä-
senzveranstaltung etabliert.
Die vorliegende Regelung soll den maßgeblichen Gremien der AWO in Ergän-
zung zum neuen § 32 Abs. 2 Satz 2 BGB - der die Möglichkeit schafft, dass Mit-
glieder das Einberufungsorgan zur Durchführung rein virtueller Versammlungen 
ermächtigt sind, auch wenn die Satzung virtuelle Mitgliederversammlungen 
nicht vorsieht - eine satzungsrechtliche Grundlage geben. 

49 
50 
51 
52 
53 
54 
55 
56 
57 
58 
59 
60 
61 
62 
63 
64 
65 
66 
67 
68 
69 
60 
71 
72 
73 
74 
75 
76 
77 
78 
79 
80 
81 
82 
83 
84 
85
86
87
88
89
90
91
92
93
94
95
96
97

Saarland



17

Anträge

Die vorgelegte Formulierung zur Satzungsänderung entspricht dem Wortlaut 
vieler Landes- und Bezirksverbände (u.a. Westliches Westfalen, Mittelrhein) 
und wurde bereits mehrfach in Vereinsregister eingetragen.

Beschlüsse über Änderungen der Satzung des Landesverbandes bedürfen der Zwei-
drittelmehrheit der abgegebenen Stimmen. Die Landeskonferenz bevollmächtigt 
den gewählten Vorstand im Sinne des § 26 BGB, die von der Landeskonferenz be-
schlossene Satzungsänderung zu berichtigen, soweit das Amtsgericht als Register-
gericht oder die Finanzverwaltung oder der Bundesverband die Beschlussfassung im 
Einzelnen beanstandet. Der Vorstand ist gehalten, anstelle der beanstandeten Text-
passagen solche vorzunehmen, die dem ursprünglichen Sinn und Zweck am ehesten 
entsprechen. Redaktionelle Korrekturen können durch den Vorstand vorgenommen 
werden.
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Antragsteller: Fachausschuss Organisation und Sozialpolitik

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Ausgangslage:
Die soziale Infrastruktur ist ein zentraler Bestandteil des Wohlfahrtswesens 
und bildet die Grundlage für soziale Gerechtigkeit und den gesellschaft- 
lichen Zusammenhalt. In Zeiten zunehmender sozialer Ungleichheit, wirt- 
schaftlicher Herausforderungen und demografischer Veränderungen ist es 
unerlässlich, die vorhandene soziale Infrastruktur zu sichern und wei- 
terzuentwickeln. Insbesondere die Einrichtungen der freien Wohlfahrts- 
pflege wie die der Arbeiterwohlfahrt (AWO) übernehmen hierbei eine un- 
verzichtbare Rolle und müssen in ihrer Struktur erhalten bleiben. Es gilt 
das Subsidiaritätsprinzip zu wahren und die Trägervielfalt im Sozial- und 
Wohlfahrtswesen zu erhalten.

Ziel des Antrags:
Wir beantragen, dass die AWO Saarland an die politischen Entscheidungs- 
träger des Landes sowie der Landkreise, Städte und Gemeinden herantritt 
und Maßnahmen zur Sicherung und Stärkung der sozialen Infrastruktur 
thematisiert, gemeinsam entwickelt und umsetzt. Insbesondere in den 
Bereichen Kinder- und Jugendhilfe, Altenpflege, Beratungseinrichtungen 
und Hilfsangebote für benachteiligte Bevölkerungsgruppen muss eine zu- 
kunftsfähige Finanzierung und nachhaltige Planung gewährleistet wer- 
den.

Begründung:
Die soziale Infrastruktur steht vor zahlreichen Herausforderungen, welche 
die Zukunftsfähigkeit der Wohlfahrtsarbeit bedrohen:
1. Finanzielle Engpässe: Viele soziale Einrichtungen kämpfen mit chro- 

nischer Unterfinanzierung. Die aktuelle Kostendeckung reicht oftmals 
nicht aus, um die Qualität der Dienstleistungen aufrechtzuerhalten und 
den steigenden Bedarf zu decken. Zahlreiche Kosten eines ord- 
nungsgemäßen Betriebs von Einrichtungen und Diensten sind nicht 
bzw. nicht ausreichend refinanziert.

2. Fachkräftemangel: In der Altenpflege, der Kinder- und Jugendhilfe 
sowie in vielen anderen sozialen Bereichen besteht ein akuter Fach- 
kräftemangel. Es müssen dringend Maßnahmen ergriffen werden, um 
Fachkräfte zu gewinnen, zu qualifizieren und langfristig zu binden.

3. Demografischer Wandel: Die alternde Bevölkerung und die steigende 
Zahl hilfsbedürftiger Menschen erfordern eine Ausweitung der sozia- 
len Dienstleistungen, insbesondere in der Pflege und in betreuenden 
Einrichtungen.

4. Gesellschaftliche Herausforderungen: Die Folgen der Pandemie, zu- 
nehmende Armut, Wohnungslosigkeit, Migration und soziale Exklusion 
erfordern einen verstärkten Ausbau der Beratungs-, Betreuungs- und 
Unterstützungsangebote.

Eine intakte soziale Infrastruktur ist unerlässlich, um soziale Ungleichheit 
zu bekämpfen, Menschen in Not zu unterstützen und gesellschaftliche 
Teilhabe für alle zu ermöglichen. Die AWO muss in diesem Zusammenhang 
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als ein verlässlicher Partner in der Wohlfahrtspflege gestärkt werden, um 
ihre sozialen Aufgaben weiterhin vollumfänglich erfüllen zu können.

Maßnahmen zur Sicherung der sozialen Infrastruktur:
Förderung der Finanzierungssicherheit: Wir fordern die Einführung lang- 
fristiger Finanzierungsmodelle, die es den Einrichtungen der AWO ermög- 
lichen, stabil zu wirtschaften und auf den steigenden Bedarf an sozialen 
Dienstleistungen flexibel zu reagieren.
Bekämpfung des Fachkräftemangels: In Zusammenarbeit mit Bildungs- 
einrichtungen, der Politik und anderen Trägern der Wohlfahrtspflege sol- 
len innovative Programme zur Ausbildung und Qualifizierung von Fach- 
kräften entwickelt werden.  Dazu gehören Anreize für Auszubildende, 
attraktivere Arbeitsbedingungen und Maßnahmen zur Personalbindung. 
Die AWO fordert zudem eine gesicherte und vollumfängliche Finanzierung 
der Ausbildung des Pflegepersonals.
Ausbau digitaler Angebote: Die Pandemie hat gezeigt, dass digitale Bera- 
tungs- und Unterstützungsangebote zunehmend an Bedeutung gewin- 
nen. Der Ausbau einer digitalen Infrastruktur, die den Bedürfnissen der 
Klient*innen und Mitarbeitenden gerecht wird, ist notwendig, um auch in 
Zukunft handlungsfähig zu bleiben. Zudem muss die Finanzierung von 
Schulung und Qualifizierung des Pflegepersonals im Umgang mit digitalen 
Anwendungen gesichert werden.
Förderung von Inklusion und Teilhabe: Eine gerechte Teilhabe aller Bevöl- 
kerungsgruppen an den sozialen Angeboten muss gesichert werden. Das 
gilt insbesondere für benachteiligte Gruppen wie Migrant*innen, Men- 
schen mit Behinderungen und ältere Menschen.
Politische Interessenvertretung: Die AWO Saarland soll sich auf Landes- 
und Bundesebene verstärkt dafür einsetzen, dass die Bedeutung der so- 
zialen Infrastruktur als unverzichtbarer Bestandteil des Wohlfahrtswesens 
anerkannt und gefördert wird. Hierzu gehört eine enge Zusammenarbeit 
mit politischen Entscheidungsträger*innen, um soziale Gerechtigkeit und 
Chancengleichheit für alle zu gewährleisten.

Beschlussvorschlag:
Die Landeskonferenz der AWO Saarland möge beschließen:
1. Die AWO Saarland hält die Sicherung der sozialen Infrastruktur für un- 

abdingbar und fordert daher alle politischen Verantwortlichen mit 
Nachdruck dazu auf, sich aktiv und nachhaltig für diese Sicherung 
einzusetzen, sowohl hinsichtlich der Finanzierung als auch im Hin- 
blick auf die Personalgewinnung und -entwicklung.

2. Die AWO Saarland erklärt sich bereit, gemeinsam mit den politischen 
Akteuren des Landes und der Kommunen geeignete Maßnahmen zur 
nachhaltigen Finanzierung und zur auskömmlichen Personalisierung 
ihrer Angebote zu entwickeln.

3. Die AWO Saarland erwartet eine aktive Zusammenarbeit mit den re- 
levanten Fachabteilungen der saarländischen Ministerien sowie der 
kommunal zuständigen Behörden auf Kreis- und Gemeindeebene. 
Die Minister, Staatssekretäre, Landräte und Bürgermeister fordern wir 
dazu auf, ihre Fachabteilungen zu einer proaktiven Zusammenarbeit 
mit der AWO Saarland im Sinne der hier genannten Ziele anzuhalten.

4. Insbesondere im Ministerium für Arbeit, Soziales, Frauen und Gesund- 
heit erwarten wir von den Fachabteilungen zu den Themen Soziales, 

52
53
54
56 
57 
58 
59 
60 
61 
62 
63 
64 
65 
66 
67 
68 
69 
60 
71 
72 
73 
74 
75 
76 
77 
78 
79 
80 
81 
82 
83 
84 
85 
86 
87 
88 
89 
90 
91 
92 
93 
94 
95 
96 
97 
98 
99 
100
101 
102 
103 
104 

SSaaaarrllaanndd



20

Anträge

  Inklusion, Ehrenamt, Jugend, Senioren, Familien und Frauen, Kinder-
und Jugendhilfe, Gesundheits- und Pflegeberufe sowie Migration Vor- 
schläge für Maßnahmen und Projekte zu zukunftssichernden Ange- 
boten für die jeweiligen Zielgruppen. Das Thema Kinderschutz muss 
weiterhin mit einem hohen Stellenwert fortgesetzt werden. Zudem 
fordern wir die Landesregierung dazu auf, die Förderung des ehren- 
amtlichen Engagements in den Fokus zu nehmen.

5. Die Landkreise fordern wir als Träger der Jugendhilfe dazu auf, den 
gesetzlichen Verpflichtungen nachzukommen und die Betreuungsan- 
gebote für Kinder entsprechend auszubauen und zu sichern.

6. Wir fordern die Entwicklung konkreter Förderprogramme zur Bekämp- 
fung des Fachkräftemangels, zur Förderung der digitalen Infrastruktur 
und zur Sicherung der Teilhabe benachteiligter Gruppen.

7. Die AWO Saarland verstärkt ihre politische Interessenvertretung auf 
Landes- und Bundesebene, hier insbesondere in Zusammenarbeit mit 
dem AWO Bundesverband, um die Relevanz der sozialen Infrastruktur in 
unserer Gesellschaft in der politischen Agenda nachhaltig zu verankern.
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Antragsteller: Fachausschuss Organisation und Sozialpolitik

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Ausgangslage:

Das Subsidiaritätsprinzip im Wohlfahrtswesen in Deutschland
Das Subsidiaritätsprinzip ist ein zentrales Konzept im deutschen Wohl-
fahrtswesen. Es bedeutet, dass größere gesellschaftliche oder staatliche 
Einheiten nur dann eingreifen sollten, wenn kleinere oder lokale Einheiten 
dazu nicht in der Lage sind, ihre Aufgaben selbst zu erfüllen. Dieses Prinzip 
basiert auf der Idee, dass Hilfe zuerst auf der niedrigsten lokalen Ebene er-
folgen sollte, bevor übergeordnete Instanzen eingreifen. Ziel ist es, die Ei-
genverantwortung und Eigeninitiative vor Ort dabei zu fördern, ihre Proble-
me selbst zu lösen.

Historischer Hintergrund
Das Subsidiaritätsprinzip hat seine Wurzeln in der katholischen Soziallehre 
und wurde besonders in Deutschland in die Struktur des Sozialstaats inte-
griert. Es stellt sicher, dass nicht der Staat allein für soziale Dienste zustän-
dig ist, sondern dass private Wohlfahrtsverbände, Kirchen und andere freie 
Träger eine wichtige Rolle spielen. Diese Organisationen sind oft näher an 
den Bedürfnissen der Menschen und können schneller und flexibler auf in-
dividuelle Notlagen reagieren.

Wie funktioniert das Subsidiaritätsprinzip in der Praxis?
In der Praxis bedeutet das Subsidiaritätsprinzip, dass private Wohlfahrts-
organisationen wie die Arbeiterwohlfahrt, die Caritas, die Diakonie oder das 
Rote Kreuz oft den ersten Schritt bei der Erbringung sozialer Dienstleistun-
gen machen. Der Staat greift erst ein, wenn diese Organisationen die Pro-
bleme nicht alleine bewältigen können oder wenn zusätzliche Unterstüt-
zung notwendig ist. Diese Zusammenarbeit zwischen Staat und freien Trä-
gern ist eine wichtige Säule des deutschen Sozialsystems.

Beispiele im deutschen Sozialwesen
Regelungen finden sich für den Bereich der Jugendhilfe in §§ 4, 5 SGB VIII, 
für die Eingliederungshilfe in§ 17 SGB II und für die Sozialhilfe in §§ 5, 72 
SGB XII.
Private Träger wie Wohlfahrtsverbände betreiben Kindergärten, Jugendzen-
tren, stationäre Wohngruppen für Kinder und Jugendliche bzw. für Men-
schen mit Behinderungen oder Beratungsstellen für Familien. Der Staat un-
terstützt diese Einrichtungen durch finanzielle Zuschüsse und greift nur ein, 
wenn bestimmte gesetzliche Vorgaben nicht eingehalten werden oder eine 
zusätzliche staatliche Intervention notwendig ist.
In §11 Absatz 2 Satz 3 SGB XI kommt es für den Bereich der Pflege zum Aus-
druck. Unmissverständlich heißt es dort: „Freigemeinnützige und private 
Träger haben Vorrang vor öffentlichen Trägern.“
Viele Pflegeeinrichtungen werden von privaten oder kirchlichen Trägern be-
trieben. Der Staat reguliert und überwacht, stellt aber sicher, dass diese 
Träger in erster Linie für die Versorgung der Menschen verantwortlich sind.
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Anträge

Vorteile des Subsidiaritätsprinzips
• Flexibilität: Da lokale oder private Träger näher an den Menschen und 

ihren Bedürfnissen sind, können sie oft schneller reagieren und passge-
nauere Angebote schaffen.

• Stärkung der Zivilgesellschaft: Das Subsidiaritätsprinzip fördert das En-
gagement von Bürgern und Organisationen. Dadurch entsteht eine aktive 
Zivilgesellschaft, in der Menschen sich gegenseitig unterstützen.

• Entlastung des Staates: Der Staat muss nicht alle sozialen Dienstleistun-
gen selbst organisieren, was Ressourcen spart und Verwaltungskosten 
senkt.

Das Subsidiaritätsprinzip ist im deutschen Sozialsystem fest verankert und es 
besagt, dass Aufgaben und Probleme immer möglichst eigenverantwortlich 
und auf der kleinsten Ebene gelöst werden sollen, bevor eine höhere staatli-
che Ebene eingreift. Ziel ist es, die Eigenverantwortung und Selbsthilfe zu 
stärken und staatliche Eingriffe nur dann vorzusehen, wenn andere Lösun-
gen nicht möglich oder ausreichend sind.

Insgesamt soll das Subsidiaritätsprinzip damit sicherstellen, dass Hilfen ge-
zielt dort eingesetzt werden, wo sie wirklich gebraucht werden. Es soll den 
Staat entlasten und ein solidarisches Miteinander in der Gesellschaft fördern, 
indem es zuerst private, familiäre Strukturen stärkt und aktiviert. An zweiter 
Stelle sollen gemeinnützige Organisationen Hilfsangebote bereitstellen und 
dafür auskömmlich vom Staat refinanziert werden.

Ziel des Antrags:
Das Subsidiaritätsprinzip muss als wichtige Leitlinie des deutschen Wohl-
fahrtsstaates bestehen bleiben. Staatliche Institutionen müssen übertragba-
re Aufgaben des Wohlfahrtswesens an Wohlfahrtsverbände und soziale Trä-
ger vergeben.

Begründung:

• der Kern des Subsidiaritätsprinzips ist in Gefahr, da die freien Träger von 
staatlichen Institutionen zusehends von Partnern in die Rolle von Auf-
tragnehmern geschoben werden.

• der Staat agiert mehr mit Ausschreibung von sozialen Dienstleistungen 
(Projekte, Förderbedingungen, Verwaltungsvorschriften); eine werteba-
sierte Leistungserbringung wird somit durch eine Standardisierung ni-
velliert

• Subsidiarität bedeutet aber, dass der Staat die materiellen und rechtli-
chen Voraussetzungen dafür schafft, subsidiäre Strukturen zu ermögli-
chen

• es muss wieder ganz klar darum gehen, subsidiäre Strukturen zu schaf-
fen, in der gemeinnützige Organisationen aller Größenordnungen 
handlungs- und letztlich auch überlebensfähig bleiben können
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• der Staat muss die Rahmenbedingungen schaffen, die dem Einzelnen 
die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit und ein selbstbestimmtes Le-
ben mit Wahlfreiheit in einem vertretbaren und erforderlichen Rahmen 
bei Sozialleistungen ermöglichen

• insbesondere im Sozialsektor eröffnet das Subsidiaritätsprinzip in 
besonderer Weise Raum für Empathie und menschliche Zuwendung

• nur in dezentralen Strukturen ist breiter Raum für Ehrenamt und 
zivilgesellschaftliches Engagement; beides ist in einer offenen, 
demokratischen Gesellschaft gefordert, gewünscht und unabdingbar; 
Ehrenamt muss gewürdigt und gefördert werden

Forderung:

• Trägervielfalt ist zu gewährleisten

• dem Wahlrecht des Einzelnen (auch mit Blick auf weltanschauliche und 
religiöse Prägungen) ist Rechnung zu tragen und

• den Wohlfahrtsverbänden eine Anwaltsfunktion für die Interessen 
der Leistungsempfänger zukommen lassen.

Wohlfahrtspflege kann nicht uneingeschränkt den Diktaten höchstmögli-
cher Wirtschaftlichkeit und Kosteneinsparung untergeordnet werden. Viel-
mehr gilt: „Was sozialstaatlich geboten ist, lässt sich nicht nur mit dem Re-
chenschieber ermitteln”.
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Antragsteller: Fachausschuss Organisation und Sozialpolitik

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Ausgangslage:
Der Arbeiterwohlfahrt Landesverband (AWO) Saarland e.V. engagiert sich seit 
jeher für eine offene, solidarische und gerechte Gesellschaft, in der 
Menschenrechte, Demokratie und Gleichberechtigung die Grundlagen des 
Zusammenlebens bilden. Angesichts der zunehmenden Bedrohungen durch 
menschenfeindliche und antidemokratische Strömungen in unserer 
Gesellschaft, sehen wir es als unsere Pflicht an, unseren ehren- und 
hauptamtlichen Mitarbeiter*innen klare und praxisorientierte Arbeitshilfen 
an die Hand zu geben, um sicher und entschlossen gegen diese 
Entwicklungen vorgehen zu können.
Demokratiefeindlichkeit und menschenverachtendes Verhalten haben in 
unserer Arbeiterwohlfahrt keinen Platz. Weder in der Mitgliedschaft noch in 
der Mitarbeiterschaft werden wir Personen mit diesen Einstellungen dulden.

„Erfurter Resolution“
Bei der Demokratiekonferenz des AWO Bundesverbandes am 05.04.2024 in 
Erfurt haben ehrenamtlich und hauptamtlich Aktive aus dem ganzen 
Bundesgebiet unter dem Motto „Demokratie verteidigen, Zukunft gestalten“ 
gemeinsam mit Expert*innen aus Wissenschaft und Zivilgesellschaft 
Handlungsoptionen für ein vielfältiges Miteinander, für Demokratie und 
Akzeptanz in der AWO und in den Sozialräumen diskutiert. In der Resolution 
heißt es:
„Wir lassen nicht zu, dass Menschen in unserem Land ausgegrenzt und 
verfolgt werden. Aus dieser Überzeugung heraus leisten wir tagtäglich 
unsere Arbeit. Wir stellen uns schützend vor unsere Mitarbeitenden und 
Ehrenamtlichen. Es kommt auf jeden und jede Einzelne an. Gemeinsam 
verteidigen wir unsere Demokratie und gestalten unsere Zukunft!“

Ziel des Antrags:
Wir beantragen die Entwicklung und Bereitstellung von umfassenden 
Unterstützungsformaten unter der Überschrift „Handlungssicher gegen 
Menschen- und Demokratiefeindlichkeit“, welche ehren- und 
hauptamtlichen Mitarbeiter*innen der AWO Saarland als praktische Hilfe 
dienen sollen. Damit wollen wir aktiv dazu beitragen, den Mitarbeitenden 
konkrete Werkzeuge und Handlungsempfehlungen zu geben, um in 
Situationen, in denen sie mit menschenfeindlichen oder 
demokratiefeindlichen Äußerungen oder Handlungen konfrontiert sind, 
sicher, kompetent und auf Basis der Grundwerte der AWO zu reagieren.
Das AWO Landesjugendwerk möchten wir dabei unterstützen, sich dieser 
Thematik in besonderer Weise zu widmen, um Angebote und Formate für 
junge Menschen zu entwickeln. Dem Jugendwerk bieten wir Hilfestellung 
an, sich mit weiteren Partner- und Unterstützerorganisationen (z.B. Adolf-
Bender-Zentrum) auszutauschen und zu vernetzen.
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Begründung:
In den letzten Jahren ist zu beobachten, dass demokratie- und 
menschenfeindliche Äußerungen und Verhaltensweisen nicht nur in der 
Gesellschaft zunehmen, sondern auch in den vielfältigen Arbeitsfeldern der 
AWO vermehrt auftreten. Insbesondere Mitarbeitende, die in direktem 
Kontakt mit der Öffentlichkeit stehen – sei es in der sozialen Arbeit, in der 
Jugendhilfe, der Altenpflege oder anderen Bereichen – sind oftmals mit 
solchen Situationen konfrontiert. Es bedarf daher dringend einer 
strukturierten Unterstützung, um diese Herausforderungen kompetent 
bewältigen zu können.
Dazu wollen wir in Zukunft verstärkt mit vielfältigen Kooperationspartnern im 
Saarland zusammenarbeiten.

Die Hilfen sollen:
1. Wissen über menschen- und demokratiefeindliche Ideologien 

vermitteln: Klare Definitionen und Erklärungen zu Formen von 
Rassismus, Antisemitismus, Sexismus, Homophobie, Fremdenfeindlichkeit 
und anderen Ausprägungen von Feindseligkeit gegenüber 
demokratischen Grundwerten. Dazu soll verstärkt der Einsatz von neuen 
Medien geprüft und genutzt werden. Dazu zählen insbesondere neue 
Formate wie Podcast und Videoclips welche über 
verschiedene Kanäle abrufbar sein sollen (z.B. Instagram, TikTok, 
Youtube, etc.). Durch den Einsatz der neuen Medien sollen neben den 
AWO Mitarbeitenden und AWO Mitgliedern auch Personenkreise 
außerhalb der AWO erreicht werden.

2. Handlungssicherheit fördern: Konkrete Fallbeispiele und 
Handlungsanweisungen sollen den Mitarbeitenden in Haupt- und 
Ehrenamt helfen, in verschiedenen Situationen sicher und angemessen 
zu reagieren.

3. Rechtslage und Ansprechpersonen aufzeigen: Informationen über 
rechtliche Rahmenbedingungen, Meldepflichten sowie 
Ansprechpartner*innen innerhalb und außerhalb der AWO, die bei 
Vorfällen kontaktiert werden können.

4. Dialogveranstaltungen, Fortbildungen und Workshops: Ein Vorschlag zur 
Organisation regelmäßiger Schulungen, um die 
Handlungskompetenz der Mitarbeitenden zu vertiefen und sie mit 
aktuellen Entwicklungen vertraut zu machen.

5. Teilnahme an öffentlichen Kundgebungen und Protestveranstaltungen: 
Der AWO Landesverband wird verstärkt dazu aufrufen, sich an 
Veranstaltungen zu beteiligen bzw. auch selbst zu Veranstaltungen 
aufrufen.

Umsetzungsvorschlag:
• Die verschiedenen Hilfsangebote sollen in Zusammenarbeit mit 

Expert*innen aus den Bereichen politische Bildung, Zivilcourage und 
Antidiskriminierungsarbeit sowie mit den zuständigen AWO- Abteilungen 
erfolgen.

• Materialien sollen sowohl in gedruckter als auch in digitaler Form zur 
Verfügung gestellt werden, um einen einfachen Zugang für alle 
Mitarbeitenden zu gewährleisten.

• Es wird empfohlen, ergänzend zu verschrifteten Arbeitshilfen, auch ein 
Online-Forum oder eine Plattform für den Erfahrungsaustausch zwischen 
den Mitarbeitenden sowie den Ehrenamtlichen zu schaffen.

Saarland
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Anträge

Beschlussvorschlag:

Die Landeskonferenz der AWO Saarland möge beschließen:

1. Der AWO Landesverband wird die Entwicklung von Hilfsangeboten zum 
Themenfeld „Handlungssicher gegen Menschen- und 
Demokratiefeindlichkeit“ für ehren- und hauptamtliche 
Mitarbeiter*innen der AWO Saarland in die Wege leiten.

2. Dazu wird er notwendige Ressourcen bereitstellen und externe 
Expert*innen zur Erstellung von Arbeitshilfen oder Veranstaltungen 
mit einbinden.

3. Regelmäßige Fortbildungen und Schulungen zu diesem Thema werden 
innerhalb des AWO Landesverbandes angeboten, um eine 
kontinuierliche Sensibilisierung und Stärkung der Handlungskompetenz 
von haupt- und ehrenamtlich Tätigen zu gewährleisten.
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Antragsteller: Fachausschuss Familie und Jugend

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Der Landesvorstand setzt sich für die Ausweitung und Intensivierung des 
Kinderschutzes insbesondere im digitalen Raum ein. Dafür sind konkrete 
Maßnahmen erforderlich, die präventive als auch interventive Schritte 
beinhalten.

Begründung:
Zur Lebensrealität von Kindern und Jugendlichen gehören heutzutage nicht 
nur Begegnungen mit realen Mitmenschen, sondern auch der Austausch im 
digitalen Raum. Das Internet bietet dazu viele Vorteile wie 
Informationszugang, soziale Netzwerke und Freizeitmöglichkeiten. Nicht 
nur für Erwachsene, auch für Kinder und Jugendliche entstehen Chancen 
aus der einfachen Verfügbarkeit von Informationen und Unterhaltungs- 
möglichkeiten. Gleichzeitig birgt es jedoch erhebliche Gefahren, die oft- 
mals unterschätzt werden. Belastungen entstehen durch Überflutung von 
Informationen ohne ausreichende persönliche Kompetenzen, diese auf 
Faktizität zu prüfen, durch alle Formen von Cybermobbing und „hate- 
speach“ oder in umgekehrter Weise auch durch einen eingeschränkten 
Zugang zu diesen Medien auf Grund von Armut.

In der Folge werden wir uns auf einen spezifischen Aspekt des Kinder- 
schutzes im digitalen Raum beschränken, der durch die Arbeit unserer 
Fachberatungsstellen konkret und positiv zu beeinflussen ist: die Gefahr 
der sexualisierten Gewalt im digitalen Raum.
Der Fachbegriff für sexuelle Übergriffe im Internet lautet Cybergrooming. 
Das beschreibt die gezielte Kontaktaufnahme und Manipulation von Kin- 
dern und Jugendlichen durch Erwachsene mit dem Ziel, sie zu sexualisier- 
ten Handlungen zu drängen, sei es online oder offline.

Die Gefahren von Cybergrooming sind dabei nicht zu unterschätzen, auch 
wenn der Begriff vielleicht noch nicht überall geläufig ist. 24 % der Kinder 
und Jugendlichen wurden im Netz von Erwachsenen zu Verabredungen 
aufgefordert (Landesanstalt für Medien NRW, 2023). Besonders betroffen 
sind jüngere Kinder: 98 % der Opfer sind unter 13 Jahre alt. Kinder mit 
geringem Selbstwertgefühl oder familiären Problemen sind besonders 
gefährdet, da sie häufig bei Tätern die emotionale Unterstützung suchen, 
die ihnen fehlt.
Sexuelle Belästigung findet häufig in solchen digitalen Räumen statt, die 
Kinder und Jugendliche gern nutzen – etwa Messenger wie WhatsApp, so- 
ziale Netzwerke wie Snapchat, Instagram oder TikTok sowie Online-Spiele 
wie Fortnite, Roblox oder Minecraft. Die Täter verwenden dabei gezielt 
Strategien wie das Vortäuschen falscher Identitäten, Komplimente, Ge- 
schenke oder Erpressung, um das Vertrauen ihrer Opfer zu gewinnen und 
auszunutzen.
Es ist unerlässlich, Kinder, Jugendliche, Eltern und Fachkräfte über diese 
Risiken aufzuklären. Der Schutz vor Cybergrooming erfordert eine Kom- 
bination aus präventiven Maßnahmen, technologischem Schutz und ei- 
ner effektiven Unterstützung betroffener Kinder. Den technischen Schutz 
können hierbei nur die Spielehersteller leisten, die jedoch marktwirt-

06 | Antrag Kinderschutz im digitalen Raum Annahme

Überweisung an 
Landesvorstand

Ablehnung 

Nichtbefassung

Weitergeleitet an:



28

Anträge

52
53
54
55 
56 
57 
58 
59 
60 
61 
62 
63 
64 
65 
66 
67 
68 
69 
70 
71 
72 
73 
74 
75 
76 
77 
78 
79 
80 
81 
82 
83 
84 
85 
86 
87 
88 
89 
90 
91 
92 
93 
94 
95 
96 
97 
98

100 
101 
102 
103 
104

schaftliche Interessen verfolgen und auf deren Interesse an Kinderschutz 
sich nicht verlassen werden sollte.

Daher ergeben sich folgende Forderungen der AWO Saarland für einen 
effektiven Kinderschutz im digitalen Raum:

1. Ausbau präventiver Angebote
• Workshops für Kinder und Jugendliche: Vermittlung von Wissen über 

die Gefahren des Internets und das Erlernen eines sicheren Umgangs 
mit digitalen Medien.

• Bisher finden diese Workshops primär in 4. Klassen in Grundschulen, 
sowie 5. Klassen weiterführender Schulen statt. Dieses Angebot sollte 
weiter ausgebaut werden, sowohl bezüglich der Anzahl als auch der 
Altersgruppe der Zielpersonen.

• Fortbildungen für Fachkräfte: Schulungen für Lehrkräfte, Erzie- 
her*innen und Jugendhilfe-Fachkräfte, um über Cybergrooming 
aufzuklären und dabei Strategien von Tätern im Internet, sowie 
Präventionsmaterialien kennenzulernen.

• Fachkräfte sind wichtige Multiplikator*innen, die eine Vielzahl an 
Kindern und Jugendlichen erreichen. Es ist notwendig, ihnen dieses 
spezifische Wissen zu vermitteln, welches sie an Kinder weitergeben 
und selbst anwenden können, um solche sexuellen Übergriffe im Netz 
aufzudecken.

• Elternarbeit: Informationsveranstaltungen und Beratung für Eltern und 
andere Erziehungsberechtige: Diese sollen auf die Gefahren von 
Cybergrooming aufmerksam gemacht werden und ihnen praktische 
Schutzmaßnahmen aufgezeigt werden. Es reicht nicht allein, Kinder 
und Fachkräfte zu schulen. Ein besonderes Augenmerk sollte zukünftig 
auf die Schulung von Eltern gelegt werden, da Kinder sich in 
Gefahrensituationen zuerst an ihre Eltern wenden. Wenn diese sich 
jedoch nicht mit den Gefahren im digitalen Raum auskennen, sendet 
das ein Signal an die Kinder, dass Erwachsene keine kompetenten 
Ansprechpartner*innen sind und sie mit ihren Hilfegesuchen bei 
diesen keine hilfreichen Antworten finden.

2. Stärkung von Unterstützungsangeboten für Betroffene
• Niedrigschwellige Beratung und Krisenintervention: Zeitnahe Un- 

terstützung für betroffene Kinder, Jugendliche und deren Familien. 
Diese können in den vorhandenen Beratungsstellen bereits geleistet 
werden, sollten aber weiter ausgebaut werden.

• Digitale Beratungsmöglichkeiten: Ausbau von Online-Beratungs- 
formaten, die insbesondere für jüngere Zielgruppen erreichbar und 
niedrigschwellig sind.

3. Förderung von Öffentlichkeitsarbeit und Sensibilisierungskampagnen
• Regionale Kampagnen: Aufklärung über die Gefahren von Cyber- 

groomingunddieVermittlungvonkonkretenHandlungsmöglichkeiten. 
Sensibilisierungskampagnen sollten sich gezielt an Eltern richten und 
flächendeckend im gesamten Saarland in verschiedenen Medien ge- 
streut werden.

• Bereitstellung und Erstellung von Informationsmaterialien zu 
Cybergrooming: Für Kinder, Eltern und Fachkräfte.

Saarland
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Um die genannten Maßnahmen umzusetzen, benötigt die AWO Saarland 
finanzielle Unterstützung:

• Zur Ausweitung der Präventions- und Beratungsangebote: Erreichen 
von mehr Schulen, mehr Elternabenden

• Vervielfältigung von Informationsmaterialien
• Für die Entwicklung digitaler Bildungsformate und Online-Beratung- 

splattformen.

Die Beratungsstelle Phoenix setzt sich bereits seit einigen Jahren mit all 
ihrer Fachkompetenz und Erfahrung für den Schutz von Kindern und Ju- 
gendlichen im digitalen Raum ein. So wurde von der Beratungsstelle das 
Präventionsmaterial “Wir haben den Plan” (www.wir-haben-den-plan. 
de) erstellt, das aktuell flächendeckend im ganzen Saarland verbreitet 
wird.
Ein starker Kinderschutz im digitalen Raum schützt nicht nur vor den oben 
genannten Gefahren, sondern schafft auch einen sicheren Rahmen, in 
dem Kinder digitale Medien altersgerecht nutzen und dabei ihre Medien- 
kompetenz entwickeln können.
Mit einer gezielten weiteren Förderung durch die Landespolitik können wir 
gemeinsam Prävention, Aufklärung und Unterstützung verbessern, um 
Kinder und Jugendliche wirksam vor sexualisierter Gewalt im Internet zu 
schützen.
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Saarland

Antragsteller: Fachausschuss Familie und Jugend

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Hiermit beantragen wir die beschleunigte Umsetzung der Kindergrund- 
sicherung in ihrer vollen Ausgestaltung zum baldmöglichen Zeitpunkt. 
Angesichts der hohen Kinderarmut in Deutschland, von der über 5,6 Mil- 
lionen Kinder betroffen sind, ist die Einführung der Kindergrundsicherung 
eine notwendige Maßnahme, um soziale Ungleichheit zu bekämpfen und 
jedem Kind faire Chancen zu ermöglichen.

Begründung:
1. Bekämpfung der Kinderarmut:

Jede*r fünfte Minderjährige in Deutschland ist von Armut bedroht oder 
betroffen. Diese Situation erschwert den Zugang zu Bildung, sozialen 
Aktivitäten und einer gesunden Entwicklung. Die Kindergrundsicherung 
setzt an dieser Stelle an, indem sie bestehende Leistungen wie 
Kindergeld, Kinderzuschlag und Bürgergeld für Kinder vereint und so 
gezielt zur Armutsbekämpfung beiträgt.

2. Vereinfachung des Antragsverfahrens:
Durch ein zentrales Online-Portal wird die Inanspruchnahme der Leis- 
tungen vereinfacht und automatisiert. Dies stellt einen Paradigmen- 
wechsel dar, der Bürokratie abbaut und es den Familien erleichtert, 
die ihnen zustehenden Leistungen in vollem Umfang zu nutzen. Der 
Wechsel von der bisherigen Holschuld hin zur Bringschuld des Staates 
ist hierbei besonders zu betonen.

3. Stärkung der Bildungschancen:
Die in der Kindergrundsicherung zusammengefassten Leistungen ziel- 
en darauf ab, die Bildungschancen der betroffenen Kinder zu ver- 
bessern. Studien zeigen, dass Familien staatliche Hilfen überwiegend 
für Bildung, Betreuung und Freizeitaktivitäten der Kinder verwenden. 
Investitionen in die Bildung sind Investitionen in die Zukunft des Lan- 
des und tragen zur langfristigen Bekämpfung von Armut bei.

4. Notwendigkeit der schnellen Umsetzung:
Obwohl die Reform ab 2025 geplant ist, droht eine Verzögerung auf- 
grund von logistischen Herausforderungen, wie der Kapazität der 
Verwaltung und der Koordinierung der zuständigen Behörden. Eine 
Verzögerung würde das Ziel, die soziale Ungleichheit zu reduzieren, 
weiter hinausschieben und Familien in prekären Lebenslagen länger 
ohne angemessene Unterstützung lassen.
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5. Finanzielle Verantwortung und Effizienz:
Trotz der Debatten um die Kosten (ca. 2,4 Milliarden Euro im Jahr 2025, 
was grundsätzlich viel zu wenig ist, um die Grundsicherung richtig um- 
setzen zu können. Ursprünglich gefordert waren 12 Milliarden, dann 
hat man die Forderungen auf 7 Milliarden reduziert und Finanzmin- 
ister Lindner hat nach zähen Verhandlungen maximal 2-3 Milliarden 
zugestanden), muss betont werden, dass die Kindergrundsicherung eine 
Investition in die Zukunft der Gesellschaft darstellt, die mittelfristig zu 
geringeren Folgekosten durch Armut und soziale Ausgrenzung führen 
wird. Diese Ausgabe ist gerechtfertigt, da sie einen messbaren Mehrwert 
für die Gesellschaft und die Zukunft des Landes schafft.

Beschlussvorschlag:

Wir fordern die Bundesregierung auf, die Kindergrundsicherung zügig 
und vollständig umzusetzen, um die akute Notlage vieler Familien zu 
lindern und Kindern eine faire Chance zu bieten. Verzögerungen oder 
Einschnitte in der Ausgestaltung dieser wichtigen Maßnahme würden die 
sozialen Probleme weiter verschärfen. Daher appellieren wir an die 
Bundesregierung, die zur Umsetzung erforderlichen Ressourcen 
bereitzustellen und die administrativen Prozesse zu beschleunigen.
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Antragsteller: Fachausschuss Familie und Jugend

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Beschlussvorschlag:
Für Menschen, die aufgrund persönlicher Umstände nicht oder nicht mehr 
arbeiten können, sorgt der Staat mittels Transferleistungen in Form der 
Sozialhilfe nach dem SBG XII für ihre Grundsicherung. Für erwerbsfähige 
Menschen ist eine Grundsicherung des Existenzminimums auf der Grundlage 
des SGB II vorgesehen. Von 2005 bis zum 31.12.2022 wurden für diesen 
Personenkreis die Sätze des Arbeitslosengeld II (volksmündlich Hartz IV) zu 
Grunde gelegt. Am 01.01.2023 löste das von der Ampelregierung eingeführte 
Bürgergeld die Sicherung des Existenzminimums ab.

Von verschiedenen im Bundestag vertretenen Parteien wurde während des 
Wahlkampfes zur Bundestagswahl 2025 die sofortige Abschaffung des 
Bürgergeldes angekündigt. Dabei werden zunehmend folgende Narrative 
bedient.

Es wird erstens suggeriert, dass es sich bei einem Teil der Empfänger von 
Bürgergeld um potenziell Arbeitsscheue und Bummler handelt, die sich auf 
Kosten der arbeitenden Allgemeinheit ein schönes Leben machen. Angeblich 
lohne sich Erwerbstätigkeit nicht mehr, da die Transferleistungen für das 
Nichtstun ähnlich hoch oder sogar höher seien als der Verdienst bei Niedrig- 
und Mindestlohnverdienern. Es wird behauptet, dass sich Arbeit nicht mehr 
lohne. Zweitens sollen die Erhöhungen im Vergleich zum Arbeitslosengeld II 
(ALG II) unverhältnismäßig hoch und damit unangemessen seien, was den 
Staatshaushalt übermäßig belaste. Aufgrund der vorangestellten Argumente 
wird von einigen sogar gefordert, dass die monetäre Unterstützung für 
„Arbeitsunwillige“ gekürzt bzw. wenn möglich vollständig gestrichen werden 
sollte.
Dass hier polemische, auf Wählerstimmenfang bedachte Gründe, den 
Ausschlag für die Verteufelung des Bürgergeldes gegeben haben, machen die 
nachstehenden Argumente deutlich. So hat das Bundesverfassungsgericht 
bereits 2010 in seinem Urteil, seinerzeit zu den Transferleistungen aus 
dem ALG II, unter dem Az. 1BvL 1/09 folgenden Leitsatz verfasst und 
umfassend begründet:

„Das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem 
Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG sichert jedem Hilfebedürftigen 
diejenigen materiellen Voraussetzungen zu, die für seine physische 
Existenz und für ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, 
kulturellen und politischen Leben unerlässlich sind.“

Dieses und ein ergänzendes Urteil aus dem Jahr 2019 ist auf die Berechtigten 
zum Erhalt des Bürgergelds übertragbar, da es auf die am 31.12.2022 
erloschene Rechtsvorschrift zum ALG II mangels neuen oder ergänzenden 
Urteils fort gilt.
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Die angeblich unangemessene Erhöhung der Transferleistungen im 
Verhältnis zum vormaligen ALG II von 53€ im Jahr 2023 und 61€ im 
Jahr 2024, muss man unter folgendem Gesichtspunkt relativieren. Bis 
2022 wurde der Mindesteinzahlungssatz von 40,80€/mtl. in die Deutsche 
Rentenversicherung von den Jobcentern mit übernommen. Mit 
der Einführung des Bürgergelds entfiel diese Einzahlung, womit auch 
die Anrechnung auf die Beitragslaufzeit ausgesetzt ist. Seither müssen 
Bürgergeldempfänger aus den Transferleistungen für ihre Altersrente selbst 
sorgen. Damit handelt es sich um eine tatsächliche Erhöhung von 12,20€ 
im Jahr 2023 und von 20,20€ im Jahr 2024.

Unabhängig davon besteht weiter die Verpflichtung, an Umschulungs-, 
Fort- und Weiter-bildungsmaßnahmen teilzunehmen sowie nach eigenen 
Möglichkeiten und Kenntnissen, angebotene Arbeitsstellen annehmen zu 
müssen. Im Weigerungsfall droht eine maximale Reduzierung der 
Transferleistungen von 30%.

In unserer Betrachtung blieben die hohen Energiekosten seit 2022, die 
Inflationsmargen 2022/2023 und die Kostensteigerungen für 
Lebensmittel, die Nutzung des ÖPNV und weiteres noch unberücksichtigt. 
In Anlehnung an das BVerfG-Urteil von 2010 kann unsere Forderung nur 
die Beibehaltung der derzeitigen Sätze für Transferleistungen aus dem 
SGBII/SGB XII sein.

Saarland
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Antragsteller: Fachausschuss Organisation und Sozialpolitik

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Ausgangslage:
Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Frauen und Gesundheit entwickelt 
aktuell ein Konzept zur Stärkung von sozialräumlicher Arbeit für ältere 
Menschen, das Konzeptpapier „Saar66“. Ziele dieses Konzeptes sind 
altersfreundliche Kommunen im Saarland zu schaffen und die Grundlage für 
eine sorgende Gesellschaft zu legen. Langfristiges Ziel ist es, einen 
Kulturwandel im Arbeitsfeld der kommunalen Seniorenarbeit einzuleiten, 
welcher durch die kombinierte Betrachtung von Seniorenpolitik, 
Gesundheitsförderung und Pflegepolitik gestaltet werden soll. Insbesondere 
zielt das Konzept der saarländischen Landesregierung auf folgende drei 
Handlungsfelder:
1. Altersfreundliche Kommunen sind sorgende Gesellschaften
Angesichts des demografischen Wandels ist es entscheidend, dass Städte und 
Gemeinden die Lebensqualität ihrer älteren Mitbürger*innen nachhaltig 
fördern. Ziel ist es, altersfreundliche Kommunen zu schaffen, in denen ältere 
Menschen aktiv am gesellschaftlichen Leben teilhaben können. Diese 
sorgenden Gemeinschaften sollen sich durch die Unterstützung, Vernetzung 
und Integration älterer Menschen auszeichnen und gleichzeitig ein gesundes 
und selbstbestimmtes Leben im Alter ermöglichen.
2. Gewinnung der heute 60-Jährigen als ehrenamtliche Unterstützer
Besondere Bedeutung kommt dabei der Zielgruppe der heute 60-Jährigen 
zu. Diese Gruppe hat das Potenzial, künftig eine tragende Rolle in den 
Strukturen der Quartiersarbeit einzunehmen – sowohl als Betroffene als auch 
als aktive Gestalter*innen. Um diese Menschen frühzeitig in die Maßnahmen 
der Seniorenarbeit zu integrieren, müssen gezielte Informations- und 
Beteiligungsangebote entwickelt werden. Diese Altersgruppe sollte als 
Ressource verstanden werden, die durch ehrenamtliches Engagement und 
gesellschaftliche Teilhabe aktiv zum Gelingen einer altersfreundlichen 
Kommune beitragen kann.
3. Hauptamtliche „Gutes-Alter-Coaches“ auf kommunaler Ebene
Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Frauen und Gesundheit plant ab 2025 
die Einführung und Förderung der sogenannten „Gutes-Alter-Coaches“. 
Städte und Gemeinden können mit finanzieller Unterstützung des Landes 
eine hauptamtliche Halbtagskraft zur Vernetzung, Koordination und 
Beteiligung vor Ort installieren. Diese Coaches sollen die Brücke zwischen der 
örtlichen Verwaltungsebene, den älteren Bürger*innen und ehrenamtlich 
engagierten Senior*innen schlagen, indem sie bestehende Angebote 
koordinieren, neue Projekte initiieren und als Ansprechpartner*innen für die 
Belange von Senior*innen fungieren.
Die AWO Saarland begrüßt die Ziele des Konzeptpapieres grundsätzlich. Ein 
Projekt zur Stärkung der Senior*innen im Saarland, welches insbesondere das 
Ehrenamt fördert und die Kommunen mit hauptamtlichen Fachkräften 
unterstützt einen Kulturwandel im Handlungsfeld der Seniorenarbeit 
einzuleiten, sehen wir als positive Zielsetzung an.
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Der AWO Landesverband möchte allerdings folgende Ideen, Empfehlungen 
und Forderungen an die Landesregierung richten, welche für eine 
erfolgreiche Umsetzung aus unserer Sicht unerlässlich sind.

Empfehlungen und Forderungen

1. Die neu zu schaffenden Stellen sollten vorranging bei den 
Wohlfahrtsverbänden im Saarland angegliedert sein. Sie bringen durch ihre 
bisherige Arbeit in den saarländischen Kommunen auf den Gebieten der 
Seniorenarbeit, der sozialräumlichen Arbeit sowie ihres ehrenamtlichen 
Engagements (Quartiersprojekte, Mehrgenerationenhäuser, 
Seniorenzentren, Pflege- und Betreuungsvereine, Ortsgruppen, uvm.) die 
notwendige Expertise mit. Diese Strukturen bieten bereits jetzt wertvolle 
Ansätze für die örtliche Arbeit und können durch die zusätzliche 
Unterstützung der Coaches noch effektiver arbeiten. Zudem wird das 
Subsidiaritätsprinzip gewahrt (siehe auch Antrag 04).

2. Das Konzept „Saar66“ als auf vier Jahre angelegtes Projekt birgt die 
erhebliche Gefahr, dass keine nachhaltige Wirkung erzielt wird. Es müssen 
für die Zeit nach Projektende entsprechende Rahmenbedingungen 
festgelegt sein, um eine Fortführung der geschaffenen Stellen als 
Generationengestalter als Daueraufgabe sicherzustellen.

3. Das Ehrenamt und bürgerschaftliche Engagement muss in den 
Kommunen vor Ort grundsätzlich gestärkt werden. Die Idee, dass die heute 
60-Jährigen besonders für die ehrenamtliche Arbeit gewonnen werden 
sollen, ist sicherlich zielführend. Dennoch muss ehrenamtliches 
Engagement aller Personen- und Altersgruppen insgesamt deutlich 
aufgewertet, gefördert und gewürdigt werden. Auch jüngere Menschen 
können und müssen für das Projekt als ehrenamtliche Unterstützer*innen 
mitbedacht werden.

4. Zu altersfreundlichen und inklusiven Kommunen zählen auch eine 
altersfreundliche Infrastruktur sowie die Möglichkeit der aktiven 
Mitgestaltung des Wohnumfeldes. So zählen ausreichende 
Sitzmöglichkeiten, öffentliche Toiletten, abgesenkte Bordsteine und 
Sonnenschutz an öffentlichen Plätzen zu wichtigen Angeboten vor Ort. Die 
Bürger*innen müssen zudem aktiv in die Gestaltung des Wohnumfeldes 
einbezogen werden und mit entsprechenden Beteiligungsprojekten in die 
Konzeption von Raumgestaltung eingebunden werden.

5. Innovative Unterstützungsmaßnahmen für Pflegebedürftige im 
Wohnumfeld zur Entlastung der Herausforderungen der professionellen
ambulanten Pflege im Sozialraum. Dieser muss so gestaltet werden, dass 
auch Menschen im hohen Alter dort leben können.

6. Förderung von präventiven Projekten zum Thema altersfreundliche 
und inklusive Kommune.

Saarland
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Antragsteller: Fachausschuss Organisation und Sozialpolitik

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Ausgangslage:
Der Fachausschuss „Organisation und Sozialpolitik“ beantragt die 
Initiierung eines umfassenden Aktionsprogramms „Stärkung Ehrenamt“. 
Dabei soll auch eine verstärkte Vernetzung von Haupt- und Ehrenamt im 
Gesamtverband eine wesentliche Rolle spielen.
In den vergangenen Jahren haben zahlreiche gesellschaftliche 
Veränderungen dazu geführt, dass viele Vereine Mitglieder verlieren und 
das ehrenamtliche Engagement in der Bevölkerung insgesamt zurückgeht 
oder sich stark gewandelt hat. Ein wesentlicher Faktor ist der zunehmende 
Zeitdruck und die hohe berufliche Belastung vieler Menschen, was dazu 
führt, dass weniger Zeit für ehrenamtliche Tätigkeiten bleibt. Die 
Flexibilität, die moderne Arbeitsverhältnisse oft erfordern, erschwert 
zudem die Planung und Verbindlichkeit im Ehrenamt.
Ein weiterer Aspekt ist der demografische Wandel: Die Bevölkerung altert, 
und jüngere Generationen zeigen oft weniger Interesse an traditionellen 
Vereinsstrukturen oder bevorzugen flexiblere, projektbezogene 
Engagements anstelle fester Mitgliedschaften. Auch Digitalisierung und 
soziale Medien spielen eine Rolle, da sie alternative Netzwerke und digitale 
Communitys bieten, die weniger Verpflichtungen und mehr 
Selbstbestimmung ermöglichen. Diese Faktoren machen es für Vereine 
schwer, neue Mitglieder zu gewinnen und langfristig Ehrenamtliche zu 
binden.
Zusätzlich haben sich gesellschaftliche Werte und Bedürfnisse verändert. 
Menschen suchen zunehmend nach Engagementformen, die ihnen schnell 
einen spürbaren Nutzen bringen oder kurzfristige Erfolge ermöglichen, 
anstatt sich langfristig an eine feste Struktur zu binden.
Von all diesen gesellschaftlichen Veränderungen bleibt auch die 
Arbeiterwohlfahrt im Saarland nicht verschont, obwohl die 
Vereinsanbindung im Saarland vergleichsweise hoch ist. Der 
Mitgliederstand im Landesverband liegt aktuell bei knapp unter 10.000 
Mitgliedern. In der Zeit seit der letzten ordentlichen Landeskonferenz im 
Jahr 2021 hat der Verband nochmals rund 800 Mitglieder verloren.
Die zunehmende Komplexität gesellschaftlicher Herausforderungen und 
der Wandel in der ehrenamtlichen Arbeit erfordern somit auch vom AWO 
Landesverband Saarland e.V. neue Ansätze zur nachhaltigen Stärkung 
und besseren Vernetzung von Haupt- und Ehrenamt.

Unser Antrag umfasst die folgenden Kernbereiche:

Wie wollen wir ehrenamtliches Engagement begreifen?
Ehrenamtliches Engagement ist das Rückgrat unserer Arbeit und prägt die 
Werte und Ziele der Arbeiterwohlfahrt maßgeblich. Es geht nicht nur um 
die freiwillige Übernahme von Aufgaben, sondern auch um die 
Mitgestaltung gesellschaftlicher Prozesse. Dabei ist es uns wichtig, die 
individuelle Motivation und die Vielfalt der persönlichen Kompetenzen 
anzuerkennen. Das Ehrenamt trägt zur Selbstverwirklichung bei und ist 
gleichzeitig eine wesentliche Säule für das Gemeinwohl. In diesem Sinne
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sollten wir ehrenamtliches Engagement als gelebte Solidarität begreifen 
und stärker in unsere strategischen Überlegungen einbeziehen.

Engagement fördern und fordern
Um die Attraktivität des Ehrenamts zu steigern und neue Interessierte 
zu gewinnen, sollten gezielte Maßnahmen entwickelt werden, die 
ehrenamtliches Engagement unterstützen und weiterentwickeln.
Wir wollen Menschen zunächst dazu aktivieren und begeistern, sich bei der 
AWO und ihren vielfältigen Aufgaben aktiv ehrenamtlich zu engagieren. Die 
Mitgliedschaft soll dabei nicht im Vordergrund stehen. Wer beim 
Mitmachen Wertschätzung erfährt, wird eine Mitgliedschaft bei der AWO 
sicherlich auch gerne eingehen, es soll aber nicht als Bedingung 
vorausgesetzt werden.
Weiterhin wollen wir durch Schulungsangebote für Ehrenamtliche eine 
stärkere Wertschätzungskultur sowie durch strukturelle Anreize neue 
Menschen für unsere Arbeit und unsere Ziele gewinnen. Gleichzeitig ist es 
entscheidend, klare Aufgaben und Verantwortungsbereiche zu definieren, 
um das Engagement sinnvoll und wirksam zu gestalten. Ehrenamtliche 
müssen zudem bei den administrativen Aufgaben im Verein unterstützt 
und entlastet werden. In diesem Zusammenhang sollten wir auch 
regelmäßige Feedbackschleifen etablieren, um die Bedürfnisse und 
Wünsche der Ehrenamtlichen besser zu verstehen und zu berücksichtigen.

AWO-Aktivitäten vor Ort: Haupt- und Ehrenamt gemeinsam aktiv
Die enge Zusammenarbeit von Haupt- und Ehrenamt auf lokaler Ebene ist 
von entscheidender Bedeutung.  Beide Bereiche haben spezifische Stärken, 
die im Sinne eines ganzheitlichen Ansatzes besser vernetzt werden sollten. 
Durch gemeinsame Projekte, regelmäßige Treffen und abgestimmte 
Aufgabenverteilungen können Synergien geschaffen werden, die die 
Effektivität unserer Aktivitäten vor Ort steigern.
Die AWO muss dazu auch verstärkt in die örtlichen Sozialräume blicken, sich 
Freunde und Förderer suchen. Durch neue Kooperationen mit Unterstützern 
vor Ort können auch neue Akteure für unsere Aktivitäten und Angebote 
gefunden werden. Der Fokus muss dabei auf projektgebundenes 
Engagement gelegt werden. Durch eine engere Kooperation von Haupt- 
und Ehrenamt erwarten wir auch für die Einrichtungen eine Aufwertung. 
Sie können durch diese Vernetzungen nachhaltig profitieren.

Fördervereine
Zur Unterstützung von Einrichtungen und Diensten soll der AWO 
Landesverband die Möglichkeit schaffen, dass AWO-Fördervereine auf der 
Ortsebene gegründet werden können, welche sich ausschließlich der 
Förderung einer bestimmten Einrichtung bzw. eines Dienstes widmen. Für 
diese Fördervereine soll eine Regelung gefunden werden, um AWO- interne 
Beitragsanteile gemäß der Beitragsordnung an übergeordnete 
Gliederungen im AWO Landesverband (Kreisverbände und Landesverband) 
gering zu halten oder wegfallen zu lassen. Die Fördervereine sollen örtlich 
im gleichen Gebiet parallel zu AWO-Ortsvereinen entstehen können.

Saarland
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Regelmäßige Zukunftswerkstätten etablieren
Zu einer nachhaltigen Verstetigung der Vernetzung von Haupt- und 
Ehrenamt soll die Etablierung regelmäßiger Zukunftswerkstätten auf 
Kreisebene eingeführt werden. Diese Vernetzungstreffen bieten 
einen Rahmen, in dem Ehrenamtliche und Hauptamtliche gemeinsam 
Ideen entwickeln, neue Strategien erarbeiten und Herausforderungen 
diskutieren können. Sie sollen als offene Plattformen fungieren, die 
partizipative Prozesse fördern und den kontinuierlichen Dialog zwischen 
allen Akteur*innen stärken. Gemeinsam können Haupt- und Ehrenamt 
innovative und bedarfsorientierte Projekte entwickeln. Der AWO 
Landesverband sollte dazu auch projektbezogene Zuschüsse ausloben.

Solidaritäts-Fonds
Der AWO Landesverband wird aufgefordert, gemeinsam mit den 
Kreisverbänden und Ortsvereinen einen Solidaritäts-Fonds einzurichten. Die 
AWO-Gliederungen werden eingeladen, sich an diesem Fonds zu beteiligen. 
In den Fonds können Mittel aus Vereinsauflösungen, Rückstellungen oder 
auch Spenden eingezahlt werden. Der Fond fördert wiederum 
zweckgebundene soziale Aktivitäten, modellhafte Projekte, 
öffentlichkeitswirksame Aktionen, uvm. der AWO-Gliederungen und der 
AWO-Einrichtungen. Dazu soll der Landesverband eine Richtlinie entwerfen 
und durch den Landesvorstand beschließen lassen.

Öffentlichkeitsarbeit
Ehrenamtliche Aktivitäten müssen sowohl für die Mitglieder (Magazin Seit‘ 
an Seit‘) als auch für die breite Öffentlichkeit in den örtlichen sowie in den 
sozialen Medien wirksam dargestellt werden. Die Leser*innen sollen sich 
dabei angesprochen fühlen, zukünftig bei den AWO Angeboten aktiv 
mitwirken zu können. Es sollen Ansprechpartner*innen genannt werden, 
an die man sich für eine aktive Mitwirkung wenden kann.

Zusammenfassung der Forderungen:
• Stärkung des ehrenamtlichen Engagements durch gezielte Maßnahmen 

und klare Strukturierungen
• AWO-Fördervereine ermöglichen, welche gezielt Einrichtungen und 

Dienste unterstützen
• Förderung der Zusammenarbeit von Haupt- und Ehrenamt durch 

regelmäßigen Austausch und gemeinsame Projekte
• Etablierung von regelmäßigen Zukunftswerkstätten als partizipative 

Plattform für die Entwicklung neuer Ideen und Strategien.
• Gemeinsame Einrichtung eines Solidaritäts-Fonds für vorbildliche 

Projekte und Aktivitäten durch die AWO Gliederungen im Landesverband
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Saarland

Antragsteller: Fachausschuss Organisation und  Sozialpolitik

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Ausgangslage:
Der AWO Landesverband Saarland e.V. ist im gesamten Bundesland mit 
vielfältigen ehrenamtlichen und hauptamtlichen Angeboten aktiv. Über 
das Jahr verteilt finden überall im Land viele Angebote, Veranstaltungen, 
Feste und Aktionen statt. Diese werden vor Ort wahrgenommen und 
darüber wird in der lokalen Presse sowie in den sozialen Medien des 
Verbandes berichtet.

Einen gemeinsamen Termin, einen „Tag der AWO Saarland“ an dem 
gebündelt AWO-Gliederungen und AWO-Einrichtungen – gerne auch 
gemeinsam - ihr jeweiliges soziales Engagement vor Ort 
öffentlichkeitswirksam durchführen, gibt es bisher nicht.

Ein Tag der AWO Saarland könnte eine landesweite mediale 
Aufmerksamkeit generieren und auch Menschen ansprechen, welche 
bislang noch keine oder nur wenige Berührungspunkte zur AWO haben 
und sie gegebenenfalls längerfristig für den Verband und seine Ziele 
gewinnen.

Umsetzung:
Die Umsetzung erfolgt vor Ort durch Gliederungen und Einrichtungen mit 
Unterstützung durch den AWO Landesverband, die Kreisverbände und die 
Dienstleistungsbereiche. Der Termin wird seitens der Landesgeschäftsstelle 
koordiniert, es werden Hilfen und Anregungen für konkrete Ideen sowie 
ein gemeinsames Logo (Corporate Design) bereitgestellt. Alle Gliederungen 
und Einrichtungen werden frühzeitig informiert und zur Teilnahme 
eingeladen.
Beispielhafte Ideen wären in folgenden Bereichen vorgesehen:
· Nachbarschaftsaktivität (Begegnung, Fest, …)
· Aktion für die Klient*innen (Senior*innen, Kinder, Menschen mit 

Behinderung)
· unmittelbare Aktion für den Ort, die Gemeinde, den Stadtteil
· Themenvielfalt zu den AWO-Grundwerten (jährliches Motto) zu Freiheit, 

Gleichheit, Gerechtigkeit, Solidarität und Toleranz

Begründung:
Ein Tag der AWO ermöglicht es dem Verband, landesweit eine breite 
Öffentlichkeit herzustellen. Darüber hinaus kann der Verband nach Innen 
und Außen gemeinsam seine Stärke als sozialpolitischer Verband sowie als 
Sozialunternehmen demonstrieren. Bei den Mitgliedern sowie bei den 
Mitarbeitenden entsteht durch das vielfältige Engagement ein 
Gemeinschaftsgefühl. Die Aktivitäten fördern die Kreativität im Verband für 
haupt- und ehrenamtliche Aktivitäten. Die Gleichzeitigkeit der Aktionen 
spornt die teilnehmenden Akteur*innen an. Mit einem Tag der AWO tragen 
wir auch zur Gewinnung von Mitgliedern sowie zur Vernetzung der 
Generationen bei.
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Antragsteller: Fachausschuss Inklusion

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Ausgangslage:
Menschen mit Behinderung werden oftmals nur als Klient*innen gesehen, 
Menschen für die man etwas tut.
Bislang werden zwar Menschen mit körperlichen Einschränkungen bereits in 
unseren Gremien mit einbezogen, aber bei Menschen mit geistigen 
Einschränkungen wurde dies noch nicht umgesetzt.
Die Mitglieder des Café Courage in Dillingen bringen sich seit Jahren in 
unsere ehrenamtliche Arbeit mit ein, unterstützen bei zahllosen 
Veranstaltungen, sind aber bislang in unsere Entscheidungsprozesse nicht 
eingebunden.

Forderung:
Der Landesverband unterstützt den Aufbau eines ersten integrativen 
Ortsvereins in Dillingen.

Begründung:
Inklusion ist innerhalb unseres Verbandes eine wichtige Thematik, die in 
vielen Arbeitsbereichen auch gelebt wird. Dies gilt auch für unsere Orts- und 
Kreisverbände. Es gilt jedoch die Möglichkeiten der aktiven Einbeziehung 
auch in unsere Entscheidungsprozesse und unsere Gremienarbeit zu eruieren 
und das unabhängig von der Art der Einschränkung, die der/die Einzelne 
mitbringt.
Gelebte Inklusion ist eine Bereicherung für alle Beteiligten. Dies wird 
auch immer wieder deutlich bei den Aktivitäten gemeinsam mit den 
Mitgliedern des Café Courage. Diese bringen sich seit Jahren im Rahmen von 
Veranstaltungen im haupt- und ehrenamtlichen Bereich mit ein.
Hier sollten Möglichkeiten der Einbeziehung in die Gremienarbeit 
gemeinsam eruiert werden.
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Saarland

Antragsteller: Landesjugendwerk der AWO Saarland

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Der Arbeiterwohlfahrt Landesverband Saarland e.V. der unterstützt das 
Landesjugendwerk der AWO Saarland bei der Suche nach neuen Räumen. 
An neue Räume werden folgende Anforderungen gestellt:

1. Gute Anbindung mit dem ÖPNV auch und vor allem am Wochenende. 
D. h. am Wochenende Ankunft vor 9 Uhr und Abfahrt nach 22 Uhr von 
bzw. zu einem zentralen Bahnhof wie Homburg, Saarbrücken oder 
Neunkirchen usw. sowie nahegelegene Parkmöglichkeiten für Haupt- 
und Ehrenamt inkl. Dienstfahrzeuge.

2. Büroräume für 3 Mitarbeiter*innen (Jugendbildungsreferent*in, Ver- 
waltung, BFDler*in)

3. Seminar-/Tagungsraum für min. 20 Teilnehmer*innen

4. Lagerfläche trocken und ausreichend für Freizeit-, Spiele und Ver- 
brauchsmaterial

5. Möglichst barrierearme Räume und Zugänge

6. Außenbereich oder nahegelegene Alternativen wie Parks und 
Spielplätze

7. Möglichst gute Energiebilanz des Gebäudes

8. Küche in der für Seminare und Veranstaltungen auch mit mehreren 
Personen gekocht werden kann

9. Aufenthalts-/Freizeitraum

Begründung

Die Bildungsstätte des Jugendwerks in Ludweiler musste im Verlauf des 
Jahres 2024 bis auf weiteres geschlossen werden. Dies wurde nach dem 
Hochwasserereignis an Pfingsten nötig. Zuvor wurde im Winter 2023/24 
bereits die Geschäftsstelle des Jugendwerks von Ludweiler nach Saar- 
brücken verlegt, um die Mitarbeiter*innen vor möglichen Gesundheitsri- 
siken zu schützen.
Diese notwendigen Entscheidungen kamen für das Jugendwerk überra- 
schend, da im Verband bereits an einem Nutzungskonzept und der Finan- 
zierung für eine grundlegende Sanierung gearbeitet wurde.
Der genaue Sanierungsbedarf war Jugendwerk und AWO seit Mitte 2023 
bekannt, nach dem Abschluss der Machbarkeitsstudie durch die Firma 
baubar.
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Neue Räume sollen für das Jugendwerk so gefunden und gestaltet sein, 
dass möglichst viele verschiedene Veranstaltungen durchgeführt werden 
können. Außerdem sollte es wieder möglich sein, dass ehrenamtlichen 
Verbandsarbeit und hauptamtliche Tätigkeit an einem Ort stattfinden. In 
den vergangenen Monaten, seit dem Umzug der Landesgeschäftsstelle des 
Jugendwerks in die Sulzbachstraße, wurde viel Zeit und Energie auf die 
Koordination in der Vor- und Nachbereitung aufgewendet um bspw. Ma- 
terial, Dienstfahrzeuge, Verpflegung, usw. bereit zu halten und zu trans- 
portieren. Dieser zeitliche Aufwand kann durch die örtliche Zusammenle- 
gung wieder verringert und vereinfacht werden.
Um vielen Jugendlichen und Kindern die Möglichkeit zu geben, an Bil- 
dungsveranstaltungen und dem Verbandsleben zu partizipieren, ist eine 
gute Anbindung an das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs ein 
wichtiger Punkt. Dabei liegt der Fokus vor allem auf den Anbindungen an 
Wochenenden und unter Woche abends. Es sollte eine gute Anbindung an 
zentrale Bahnhöfe wie Saarbrücken HBF, Homburg oder Neunkirchen 
vorhanden sein. So dass Veranstaltungen des Jugendwerks auch am Wo- 
chenende vor 9 Uhr mit Bus und Bahn erreicht werden können.
Für eine gute Verbands- und Bildungsarbeit sollten die Räume sowohl für 
Verbandssitzungen (wie Vorstandssitzung, Treffen der Arbeitskreise und 
Projektgruppen usw.), als auch für Bildungsangebote, wie die JuLeiCa 
Schulungen oder andere Seminare, geeignet sein. Dazu zählt auch, dass in 
der Küche mit mehreren Personen gekocht werden kann. Das ist wichtig, 
da das Jugendwerk sich auch mit den Themen interkulturelle Bildung 
(Interkulturelle Kochabende) beschäftigt. Bei Seminaren gemeinsam zu 
kochen ist zudem eine gute Übung für die Ehrenamtlichen, um zu lernen 
bei einer Ferienfreizeit für die Teilnehmenden zu kochen.
Das Jugendwerk soll auch wieder mehr als ein Ort der “Arbeit und Bil- 
dung” sein. Dafür wird ein “Wohnzimmer” benötigt, der die Ehrenamtli- 
chen dazu einlädt auch außerhalb der direkten Arbeit mit und im Ver- 
band Zeit im Jugendwerk zu verbringen. Dies ist auch wichtig, um junge 
Menschen an den Verband zu binden und zu motivieren sich in den Ver- 
band einzubringen.
Um der gesellschaftlichen Verantwortung in Bezug auf Nachhaltigkeit ge- 
recht zu werden, ist den Ehrenamtlichen und dem Jugendwerk eine Ver- 
besserung der Energiebilanz im Vergleich zu den Räumen in Ludweiler 
wichtig.
Durch die Novellierung des SGB VIII ist jeder Bereich der Jugendhilfe dazu 
aufgefordert, die Angebote und Leistungen barrierearm anzubieten. Dies 
betrifft auch das Jugendwerk und alle anderen Jugendverbände und Ak- 
teure in der außerschulischen Bildungsarbeit. Nicht nur aus diesem Grund 
ist es wichtig, dass die Räume des Jugendwerks möglich barrierearm sind. 
Damit sollen auch Jugendliche mit Behinderungen dazu befähigt werden, 
sich in den Verband einzubringen und am Leben im Jugendwerk zu par- 
tizipieren.
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Antragsteller: Fachausschuss Alt werden mit Zukunft

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Menschen mit Migrationshintergrund werben. Vom Schulpraktikum zur 
Ausbildung, Fort-und Weiterbildung. Möglichkeiten Menschen mit Mi- 
grationshintergrund im Anerkennungsverfahren zu begleiten und eine 
Karriere in der Pflege zu ermöglichen. Die AWO fördert Aus-, Fort- und 
Weiterbildung und geht neue Wege.

Begründung:
Die steigenden Erwartungen an die fachlichen Qualifikationen der pfle- 
genden Mitarbeiter*innen und der zunehmende Wettbewerb um die 
Gewinnung von qualifiziertem Fachpersonal in fast allen Berufszweigen 
bei gleichzeitig begrenzten Ressourcen stellen die Arbeiterwohlfahrt vor 
große Herausforderungen. Diese Entwicklungen erfordern ein konzep- 
tionelles Umdenken in fast allen Bereichen, vor allem in den Bereichen 
personelle Ausstattung und Aufbau- und Ablauforganisation. Dabei muss 
berücksichtigt werden, dass der Bedarf an Pflegekräften nur gedeckt wer- 
den kann, wenn wir Menschen mit Migrationshintergrund ansprechen 
und überzeugen den Beruf der Pflege oder Hauswirtschaft zu erlernen. Im 
ersten Schritt können bereits angestellte Mitarbeiter*innen über die 
Möglichkeiten einer Ausbildung informiert werden. Darüber hinaus sollen 
junge Menschen aus Schulen angesprochen, informiert und eingeladen 
werden, sich einen Eindruck der vielfältigen Berufsfelder im Bereich Pfle- 
ge zu verschaffen. Ein wesentlicher Punkt eines Personalkonzeptes ist die 
Qualität der Ausbildung. Die Begleitung während der Ausbildung und die 
persönliche, sowie berufliche Entwicklung von Auszubildenden und Mit- 
arbeitern zu unterstützen muss ebenfalls berücksichtigt werden, damit Sie 
die Zugangsvoraussetzungen für die verschiedenen Ausbildungsformen 
erhalten. Darüber hinaus muss die Begleitung von Menschen mit 
Migrationshintergrund, welche sich für ein Anerkennungsverfahren in 
unserem Unternehmen entscheiden, sichergestellt sein.

Die AWO fördert die fachliche und persönliche Entwicklung ihrer Mitarbei- 
tenden. Sie schafft die Voraussetzungen für weiterführende Qualifikatio- 
nen in allen Berufsfeldern ihrer sozialen Dienstleistungen wie Studium, 
Fachqualifikationen u.a. Im Rahmen einer Betriebsvereinbarung werden 
hierzu die entsprechenden Grundlagen (Freistellung, Freizeitausgleich etc.) 
mit dem Betriebsrat vereinbart. Im Gegenzug erwartet die AWO, dass die 
Mitarbeitenden an die AWO langfristig gebunden werden können.

Vor dem Hintergrund dieser Möglichkeiten und gleichzeitig mit der Ver- 
einbarkeit von Familie und Beruf müssen wir um Auszubildende, Fach- 
und Führungskräfte werben. Qualitativ hochwertige Ausbildungsplätze 
und Arbeitsplätze als AWO anbieten, mit dem Alleinstellungsmerkmal 
„AWO-Arbeitsplätze mit Qualität“.
Unsere Zielgruppen sind auch verstärkt Menschen mit Migrationshinter- 
grund, die in vielen Fällen durch die AWO Beratung erfahren haben, aber
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auch gleichzeitig die Menschen, die aus unterschiedlichen Gründen ihren 
Hauptschulabschluss verspätet abgeschlossen haben. Wir bieten diesen 
Menschen Unterstützung während der Ausbildung an, damit das gemein- 
same Ziel erreicht werden kann.
Es muss sichergestellt werden, dass alle bestehenden oder zukünftigen 
Beschäftigten die gleichen Chancen in der persönlichen und beruflichen 
Entwicklung erfahren. Den Menschen, welche aus anderen Ländern, an- 
deren Berufszweigen oder aus anderen Gründen den Einstieg in unsere 
Berufsbranche suchen, muss auf Augenhöhe begegnet werden und es 
müssen individuelle Möglichkeiten unterbreitet werden, eine Karriere bei 
der AWO anzustreben. So kann eine professionelle und langfristige Ge- 
winnung und Bindung von Mitarbeiter*innen gelingen. Die AWO Saarland 
steht mit ihren Grundsätzen, dem Pflegeleitbild und den Verhaltensnor- 
men für soziale Gerechtigkeit ein und missbilligt jegliche Form von unso- 
zialem Verhalten, im Mittelpunkt steht immer der Mensch.

Ein Fachkräftemangel besteht auch im Berufsbild der Erzieher*innen. Auch 
hier wird es verpflichtend für die AWO, in diesen Berufsbildern aus- 
zubilden. Mit dem Ziel, die Erzieher*innen qualitativ so auszubilden, dass 
es auch hier ein Alleinstellungsmerkmal ist diesen Ausbildungsgang mit 
der AWO zu gehen und die pädagogischen Ansätze der Ausbildung auch in 
den AWO Einrichtungen umzusetzen.
Das Gleiche trifft auch in den Berufsfeldern Hauswirtschaft und Verwal- 
tung zu, auch hier wollen wir kontinuierlich ausbilden, um auch in diesen 
Berufszweigen Fachkräfte für die Zukunft zu sichern
Neben den klassischen Weiterbildungen, welche zur Nachwuchsführungs- 
kräftegewinnung unabdingbar sind, müssen Fortbildungen zur Steigerung 
der Fachlichkeit (horizontale Personalentwicklung) offeriert werden. Die- 
se abgeschlossenen Fortbildungen müssen auch monetär berücksichtigt 
werden. Eine solche Berücksichtigung könnte einen Anreiz darstellen, sich 
bewusst für eine Fachkarriere zu entscheiden.
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Antragsteller: Fachausschuss Inklusion

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Ausgangslage:
Inklusion am Arbeitsplatz bedeutet, Mitarbeiter*innen mit einer Behinde-
rung oder Schwerbehinderung dieselben Chancen einzuräumen, die auch 
andere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen des Unternehmens haben. 
Es bedeutet aber auch, Arbeitsplätze so zu gestalten, dass Mitarbeiter*in-
nen trotz ihrer Einschränkungen ihre Leistung abrufen können.
Menschen mit Behinderung haben immer noch auf dem 1. Arbeitsmarkt 
Schwierigkeiten Fuß zu fassen, da die Bedingungen vor Ort eine Beschäf- 
tigung nicht zulassen.

Forderung:
Der Landesverband wird aufgefordert, neue Ideen zu entwickeln für even- 
tuelle neue Integrationsbetriebe, bzw. die Weiterentwicklung bestehen- 
der Betriebe.

Begründung:
Inklusionsbetriebe sind als Teil des allgemeinen Arbeitsmarkts Alternati- 
ven zu Werkstätten für Menschen mit Behinderung (WfbM).
Wer in einem Inklusionsbetrieb als Alternative zu einer WfbM arbeitet bzw. 
eine Ausbildung macht, hat insbesondere folgende Vorteile:
• Die Vergütung ist deutlich höher als in einer WfbM, denn sie ent- 

spricht der in einem normalen Betrieb. Es muss mindestens der gül- 
tige Mindestlohn gezahlt werden und es können Tarifverträge gelten.

• Menschen mit und ohne (drohende) Behinderungen arbeiten zusam- 
men im gleichen Betrieb (Inklusion), statt getrennt von Menschen 
ohne Behinderungen (Separation).

• Die Chance, eine Arbeit außerhalb eines Inklusionsbetriebs auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt zu finden, kann höher sein als bei einer Tä-
tigkeit in einer WfbM.

Inklusionsbetriebe richten sich besonders an Menschen mit einer 
Schwerbehinderung, also einem Grad der Behinderung (GdB) ab 50:
• Menschen, die wegen einer psychischen, geistigen oder seelischen Be-

hinderung, schweren Sinnesbehinderung oder Mehrfachbehinde- 
rung nur schwer oder gar nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ar-
beiten können.

• Ehemalige Beschäftigte einer Werkstatt für Menschen mit Behinde- 
rung (WfbM) oder Menschen, die in einer psychiatrischen Einrichtung 
waren, dort gezielte Vorbereitung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
bekommen haben und jetzt weiter auf eine Arbeit auf dem allgemei- 
nen Arbeitsmarkt vorbereitet werden sollen.

• Menschen nach dem Ende ihrer Schulausbildung, die Berufsvorberei- 
tung in einem Inklusionsbetrieb, anschließende Beschäftigung und 
weitere Qualifizierung brauchen, um künftig auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt arbeiten zu können.
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Anträge

Antragsteller: Fachausschuss Inklusion

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Ausgangslage:
Barrierefreiheit ist eine Thematik, die wir in der Vergangenheit zum Bei- 
spiel auch für Einrichtungen des Gesundheitswesens gefordert haben. 
Was man von anderen fordert, sollte man auch selbst im Blick haben.
Die Arbeiterwohlfahrt Saarland verfügt über eine Vielzahl von eigenen 
Gebäuden, nutzt aber auch angemietete Objekte.
Die Menschen, die von uns betreut werden oder die uns regelmäßig auf-
suchen, haben die unterschiedlichsten Einschränkungen. Diese Ein- 
schränkungen wurden bislang auch bei Planungen neuer Angebote oder 
bei Umbaumaßnahmen berücksichtigt.
Dies gilt es auch immer im Blick zu behalten, um notwendige Anpassun- 
gen angehen zu können.

Forderung:
In unseren Einrichtungen finden jährlich sicherheitstechnische Begehun- 
gen durch externe Dienstleister statt. Festgestellte Mängel werden doku- 
mentiert, die Bearbeitung durch die Leitungen koordiniert.
Der Landesverband wird aufgefordert zu prüfen, inwieweit im Rahmen 
dieser Begehungen auch die Barrierefreiheit miterfasst werden kann. Der 
Landesverband wird ebenfalls dazu aufgefordert, die Einrichtungen und 
Dienste gezielt über Fördermöglichkeiten für die Umsetzung von Barriere-
freiheit zu informieren.

Begründung:
Damit auch Menschen mit Einschränkung unsere Angebote nutzen kön-
nen, ist Barrierefreiheit Voraussetzung.
Durch die Erfassung im Rahmen sicherheitstechnischer Begehungen kann 
zunächst einmal der Ist-Zustand erfasst werden. Darüber hinaus würden 
festgestellte Mängel mit in die Bearbeitung einfließen.
Letztendlich würde dies zu einer Verbesserung unseres Angebotes führen.
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AnträgeSaarland

Antragsteller: Fachausschuss Familie und Jugend

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Begründung:
Die Arbeiterwohlfahrt des Saarlandes bekennt sich uneingeschränkt zur 
Wärme- und Energiewende und der damit verbundenen verantwortungs- 
vollen Nutzung der Ressourcen fossiler und erneuerbarer Energiequellen. 
Die Klimawende, wenn auch von mancher Seite negiert, findet auch vor 
unserer Haustür statt. Die AWO setzt sich deshalb für die Errichtung von 
erneuerbaren Energiequellen wie Photovoltaikanlagen oder den An- 
schluss an Windenergieanlagen und die Nutzung anderer, nicht fossiler 
Energiequellen ein.

Gerade vor dem Hintergrund der Erhöhung des CO2-Preises im Jahre 2025 
von 45 €/t C02 2024 auf 58€/t bis auf prognostizierte 300€/t im Jahre 
2030, werden die Kosten für die Betreiber von Seniorenzentren, Kitas und 
anderen aus dem Ruder laufen lassen. Diese steigenden Energiekosten 
müssen aus wirtschaftlichen Aspekten auf die Bewohner und Kunden un- 
serer Einrichtungen umgelegt werden, so dass die Kosten unkalkulierbar 
werden. Es ist daher höchste Zeit, schon jetzt umzudenken und den zu er-
wartenden Gegebenheiten Rechnung zu tragen.

Derzeit gibt es zwar Förderprogramme der Kreditanstalt für den Wieder- 
aufbau (KfW), die jedoch den zukünftigen Anforderungen nicht im Ge- 
ringsten gerecht werden. In den Förderrichtlinien sind pauschalisierte 
Sätze vorgegeben, die den tatsächlichen Earrichtungskosten bei weitem 
nicht gerecht werden. Für Nichtwohngebäude, z.B. Kitas oder Werkstätten 
wird pauschal ein Zuschuss von 30.000€ bis 150 qm Grundfläche ge- 
währt. Bei mehrstöckiger Bauweise bleibt die Grundflächenberechnung 
gleich. Den erhöhten Energieanforderungen bei zwei- oder dreistöckiger 
Bauweise wird keine Rechnung getragen. Bei Wohngebäuden, z.B. unse- 
ren Seniorenzentren, werden ebenfalls pauschalisierte Sätze vorgegeben. 
Z.B. 30.000 € für eine Wohneinheit (1 Zimmer + Bad+ Gemeinschaftsräu- 
me), 15.000 € für die 2.-6. Wohneinheit, 8.000 €/Einheit darüber hin- 
aus. Allerdings werden die genannten Zuschüsse nur als Kredit zu einem 
derzeitigen Zinssatz von 3,40% gewährt. Und die Modernisierungsarbei- 
ten dürfen erst nach Bewilligung des Kredits begonnen werden. Sollte bei 
Ausschöpfung der Kreditsumme der KfW ein Negativbescheid erfolgen, 
müsste die AWO die Errichtungskosten aus eigenen Ressourcen stemmen.

Auf Grund der dargestellten Unwägbarkeiten fordern wir ein Programm 
staatlich geförderter Unterstützung bei der Umsetzung zwingend notwen- 
diger Investitionen im Energiesektor.

Dieser Antrag soll an die AWO Bundeskonferenz zur Beschlussfassung 
weitergeleitet werden.

17 | Einrichtung und Nutzung erneuerbarer  

Energiequellen in unseren Einrichtungen

Annahme

Überweisung an 
Landesvorstand

Ablehnung 

Nichtbefassung

Weitergeleitet an:

1

2 

3 

4

5 
6 
7 
8 
9 
10
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 
30 
31 
32 
33 
34 
35 
36 
37 
38 
39 
40 
41 
42 
43 
44 
45 
46 
47



48

Anträge

Antragsteller: Fachausschuss Alt werden mit Zukunft

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Ausgangslage:
In einer zunehmend global vernetzten Welt, die mit neuen sozialen Her- 
ausforderungen konfrontiert ist, wird es essenziell, dass Unternehmen 
ihre gesellschaftliche Verantwortung wahrnehmen. So führte 2020 die 
Corona-Pandemie zu Produktionsausfällen und Grenzschließungen, 2021 
blockierte das Containerschiff „Ever Given“ den Suezkanal, und seit 2022 
bestimmt der russische Angriffskrieg in der Ukraine die Weltlage. Lang- 
jährige Lieferketten sind dadurch massiv gefährdet. Gleichzeitig zählt der 
fortschreitende Klimawandel zu den größten Herausforderungen, zumal 
die USA Anfang 2025 aus dem Pariser Klimaabkommen ausgetreten sind. 
Diese globalen Krisen verdeutlichen unsere Abhängigkeit und den drin- 
genden Handlungsbedarf.

Unser Ziel ist es:

• Das Vorsorge- und Vermeidungsprinzip aktiv zu leben.

• Energieverbrauch und Treibhausgas-Emissionen stärker zu reduzie- 
ren, die Infrastruktur für E-Mobilität auszubauen und erneuerbare 
Energien konsequent einzusetzen.

• Innerhalb von zwei Jahren die internen Co2-Emissionen deutlich zu 
senken.

• Eigene Energiequellen zu prüfen und die mögliche Gründung einer 
AWO-Energiegenossenschaft zu evaluieren, um Energiekosten zu sen- 
ken.

• Die Lebensmittelversorgung durch Kooperationen sicherzustellen, 
dabei auf regionale Bio-Produkte zu setzen und Lebensmittel-
verschwendung zu vermeiden.

• Vermeidbaren Verpackungsmüll im Unternehmen drastisch zu redu- 
zieren.

• Die Beschaffung der AWO Saarland konsequent an ökologisch-sozi- 
alen Kriterien auszurichten.

Begründung:
Nachhaltiges Engagement ist ein zentraler Bestandteil der Identität der 
Arbeiterwohlfahrt Saarland als Sozialunternehmen. Wir sehen uns als 
verlässlichen Partner der Gesellschaft – ein Anspruch, der für uns glei- 
chermaßen Anliegen und Verpflichtung ist. Unser Fokus liegt auf Themen 
und Projekten, die für uns relevant sind und bei denen wir durch unsere 
Kompetenzen messbare Verbesserungen erzielen können.
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Die Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sollen unser Handeln leiten. 
Naturschutz, soziale Gerechtigkeit und wirtschaftliche Stärke müssen zum 
Wohl aller eng verknüpft werden. Als Wertegemeinschaft stehen wir für 
Solidarität, Toleranz, Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit sowie für sozi- 
ale, ökologische und ökonomische Nachhaltigkeit. Die Erfahrungen nach 
der Pandemie und die energiepolitischen Umbrüche durch den Ukraine- 
Krieg zeigen, dass in Bereichen wie sozialer Gerechtigkeit und Nachhal- 
tigkeit dringender Handlungsbedarf besteht. Ohne die konsequente Um- 
setzung nachhaltiger und sozial gerechter Prinzipien ist eine gesicherte 
Zukunft nicht möglich.

Saarland
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Saarland

Antragsteller: Fachausschuss Alt werden mit Zukunft

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Begründung:
Die wichtigste Ressource der AWO Saarland sind qualifizierte Mitarbeiter. 
Sie zu gewinnen, zu fördern und an das Unternehmen zu binden, ist der 
wichtigste Wettbewerbsfaktor – und gleichzeitig eine Herausforderung für 
das Personalmanagement der AWO. Denn Mitarbeiter*innen sind heute 
mobiler, flexibler und binden sich oft nicht mehr langfristig an ein und 
dasselbe Unternehmen, erst recht nicht, wenn sie unzufrieden sind.
Dabei stehen wir zu unseren Leitsätzen der Personalpolitik, unseren Mit- 
arbeitenden persönliche Entwicklungschancen, ein flexibles, wertschät- 
zendes und gesundheitsverträgliches Arbeitsumfeld und die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf zu ermöglichen. Dies ist zukünftig für die AWO un-
verzichtbar. Die AWO Saarland lebt diese Leitbilder und wirkt damit dem 
Fachkräftemangel entgegen. Nur wer die Chance sieht, seine Familie und 
die Arbeit unter einen Hut zu bringen kann von dem Arbeitsmarkt gewon- 
nen werden.

Dabei sollen folgende Kriterien in dem Konzept beachtet werden:

• Dienstplanstabilität
Dienstpläne müssen für die Mitarbeiter*innen in den Pflegeeinrich-
tungen verlässlich sein. Sie müssen langfristig wissen, an welchen 
Tagen sie Dienst haben, und an welchen Tagen Freizeit. In internen 
Projekten einiger Einrichtungen ist die Gestaltung von Dienstplänen für 
drei Monate ein aktuelles Thema, welches noch nicht ausgewertet 
wurde. In den Arbeitsbereichen, in denen es möglich ist, werden nicht 
nur flexible Arbeitszeiten angeboten, sondern inzwischen immer häu- 
figer auch unterschiedliche Arbeitsmodelle für Mitarbeiter*innen er- 
möglicht. Alle Mitarbeiter*innen erhalten im Vormonat einen verbind- 
lichen Dienstplan für den Folgemonat. Neben der Dienstplansicherheit 
muss die Versorgung der uns anvertrauten Menschen gewährleistet 
sein. In der Dienstplanung sind daher rechtliche Vorgaben zu beach- 
ten, ebenso die Wünsche und Bedürfnisse der Mitarbeitenden, daher 
müssen faire und gleichberechtigte Dienstpläne erstellt und angepas- 
ste Arbeitszeitmodelle entwickelt, sowie genutzt werden. Krankheits- 
bedingte Ausfälle führen in den meisten Fällen zu einer Instabilität der 
Dienstplansituation und in der Bewohnerversorgung und müssen kurz- 
bis mittelfristig durch Mitarbeiter*innen kompensiert werden. Hier gilt 
es ein Zentrales Ausfallmanagement zu entwickeln, welches Ausfälle 
von Personal unkompliziert und mit wenig Zeitaufwand, sowie unter 
Berücksichtigung der Bedürfnisse unserer Mitarbeitenden 
entgegenwirkt. Darüber hinaus können ein professionelles BEM im 
Einklang mit einem Ausfallzeitenmanagement und eine authentisch 
gelebte Kultur der Wertschätzung in allen Ebenen dienlich sein, krank- 
heitsbedingte Ausfälle zukünftig zu reduzieren. Im Allgemeinen muss 
das Berufsbild konstant und gezielt beworben werden.
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• Angebote zur Kinderbetreuung

Wir als AWO wissen wie schwierig es sein kann einen Kitaplatz für den 
Nachwuchs zu bekommen. Aus diesem Grund bietet die AWO mit all 
ihren Einrichtungen Hilfestellung bei der Beantwortung dieser Fragen.

• Hilfe in und nach der Elternzeit/Auszeit zur Pflege von Angehörigen 
(Kontakthaltemanagement)
Die Elternzeit ist ganz dem Kind gewidmet, doch ist es für Mitarbei-
ter*innen gut zu wissen, dass sie in und nach dieser Zeit den Rückhalt 
des Arbeitgebers AWO haben. Gleiches hat Gültigkeit, wenn Mitarbei-
ter*innen eine Auszeit zur Pflege von Angehörigen nehmen müssen. 
Das vermittelt das Gefühl, nicht außen vor zu sein, weiterhin als Teil 
des Teams gesehen zu werden. Gerade für die Rückkehr, ist die Hilfe 
durch den Arbeitgeber ein wichtiger Punkt, um schnell wieder in den 
Arbeitsalltag zu finden. Hier geht es darum, gemeinsam mit dem Ar-
beitnehmer die eigene Situation zu analysieren und rechtzeitig Lö- 
sungen zu erarbeiten. Auch während der Elternzeit/Auszeit sollte der 
Kontakt zu Mitarbeitenden gehalten werden. Die kann über verbale 
und nonverbale Kommunikationskanäle erfolgen. Auch Einladungen 
zu Veranstaltungen und Festivitäten können eine Form der Kontakter- 
haltung darstellen.

· Gesundheit Management / Stressbewältigung
Die Familie und die Berufstätigkeit unter einen Hut zu bekommen, ist 
für viele keine leichte Aufgabe. Die Anzahl der Herausforderungen 
wächst, Verantwortung nimmt zu und Aufgabengebiete und die Er- 
wartungen an die ausgeübte Stelle bleiben weiterhin hoch. Dass die 
Doppelbelastung da an einigen Stellen Probleme mitbringt, ist nur 
verständlich.

Die drei größten Schwierigkeiten, denen sich berufstätige Eltern stellen 
müssen, sind…
…Zeitmanagement.
Ein Arbeitstag ist lang, aber auch für die Kinder muss genügend Zeit ein-
geplant werden, um zu spielen, gemeinsam etwas zu unternehmen, die 
Hausaufgaben zu besprechen oder einfach nur zusammen zu sein. Da 
kann die Zeit schon einmal knapp werden.
…Organisation.
Täglich steht ein regelrechter Organisationsmarathon an. Die Kinder müs-
sen rechtzeitig in die Schule oder Kita, man selbst muss zeitig am Arbeits-
platz ankommen und nach Feierabend beginnt das Ganze noch einmal 
von vorn. Ohne eine ausgeklügelte Struktur ist das kaum zu schaffen.
…Stress.
Bei einem solchen Tagesablauf mit unzähligen Aufgaben und kaum einer 
ruhigen Minute, um einmal durchzuatmen, ist Stress vorprogrammiert. 
Gerade die Kombination aus beruflichem und privatem Stress macht be-
rufstätigen Eltern zu schaffen.
Hier sieht es die AWO Saarland als verpflichtend an, Mitarbeiter*innen
vor diesen gesundheitsgefährdenden Rahmenbedingungen zu schützen. 
Deshalb bietet die AWO Unterstützung in der Gesundheitsvorsorge, beim 
Gesundheitserhalt und bei der Bewältigung von Stressabbau an, um die 
Mitarbeiter*innen aktiv zu unterstützen.

Saarland
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Anträge

Antragsteller: Landesvorstand

Die Landeskonferenz möge folgenden Antrag beschließen:

Die Landeskonferenz der AWO Saarland richtet folgenden Antrag an die 
AWO Bundeskonferenz:
Die Finanzordnung im Verbandsstatut des AWO Bundesverbandes soll in § 
7 Abs. 4 Nr. 4 geändert werden:

§ 7 Absatz 4, Nummer 4 des Verbandsstatuts lautet neu:

„Der Jahresabschluss ist um einen Lagebericht analog der Regelungen im 
Handelsgesetzbuch zu ergänzen, sofern der Verein die dort festgelegten 
Größenkriterien erfüllt, soweit abdingbar ausgenommen der Regelungen 
über die Nachhaltigkeitsberichterstattung.“

Begründung:
Erstmalig für den Jahresabschluss für das Jahr 2025 muss ein Nachhaltig- 
keitsbericht von großen Kapitalgesellschaften erstellt werden. Der Nach- 
haltigkeitsbericht muss in Form eines gesonderten Berichts den Lagebe- 
richt erweitern. Die derzeitige Satzungslage im Verbandsstaut des AWO 
Bundesverbandes verpflichtet uns – im Gegensatz zu anderen Vereinen!
- zu einer solchen aufwendigen Berichterstattung.
Für die Erstellung des umfangreichen und zusätzlichen Berichts müsste die 
AWO Saarland nach Rücksprache mit Experten und nach vorsichtigen 
Schätzungen ca. eine Vollzeitstelle zusätzlich einrichten.
Der von uns erstellte Bericht muss dann von Wirtschaftsprüfern geprüft 
und testiert werden. Der Prüfungsaufwand hier ist nach Auskunft aus 
Fachkreisen mindestens nochmal so hoch, wie der gesamte bisherige Prü- 
fungsaufwand für den Jahresabschluss. Demensprechend ist mindestens 
mit einer Verdoppelung der externen Prüfungskosten zu rechnen.
Unsere internen Kosten für die Erstellung des Berichts sowie die externen 
Kosten für die Prüfung werden jedoch von keiner Stelle, egal ob innerhalb 
des Pflegesatzes von den Pflegekassen, Sozialministerium, Landkreise oder 
durch Zuschüsse für unsere Kindertagesstätten und Migrationsberatungen 
von den Kommunen, Land oder Bund, refinanziert. Wir müssen diese 
erheblichen Mehrkosten selbst tragen.

Selbstverständlich arbeiten wir als AWO Saarland an einer integrierten 
Nachhaltigkeitsstrategie über viele Einsatzfelder (Energie, Gebäude, Ein- 
satz von Verbrauchsstoffen etc.). Allerdings investieren wir unsere Res- 
sourcen prioritär in nachhaltige Maßnahmen statt in aufwendige und 
redundante Berichterstattung.
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WAHLVORSCHLÄGE Saarland

Für die Wahlperiode 2025 bis 2029  
liegen folgende Nominierungen vor:

Landesvorsitzender: Marcel Dubois  (AWO Kreisverband Saarbrücken-Stadt)

Stellvertretende Landesvorsitzende:
Kayser, Heike (AWO Kreisverband Regionalverband Saarbrücken) 
Krampe, Carmen  (AWO Kreisverband St. Wendel)
Martin, Hans (AWO Kreisverband Saarlouis)
Schmeer, Horst  (AWO Kreisverband Saarbrücken-Stadt)

Schriftführer*in:
Dr. Brehm, Alexander (AWO Kreisverband Merzig-Wadern) 

Beisitzer*innen:
Balzert, Bernhard (AWO Kreisverband Merzig-Wadern)
Ferdinand-Storb, Petra (AWO Kreisverband Saarlouis) 
Franzisky, Knut (AWO Kreisverband Neunkirchen)
Heermann, Jürgen (AWO Kreisverband Regionalverband Saarbrücken) 
Herber, Beate (AWO Kreisverband Regionalverband Saarbrücken) 
Kaya-Karadağ, Sevim (AWO Kreisverband Saarpfalz)
Kelleter, Nicole (AWO Kreisverband Saarbrücken-Stadt)
Raber, Maximilian (AWO Kreisverband Saarpfalz)
Theobald, Robert (AWO Kreisverband Neunkirchen)

Revisor*innen:
Bier, Marlis (AWO Kreisverband Saarpfalz) 
Eckert, German (AWO Kreisverband St. Wendel)
Herth, Norbert (AWO Kreisverband Regionalverband Saarbrücken) 
Krutten, Stefan (AWO Kreisverband Merzig-Wadern)
Lösch, Klaus (AWO Kreisverband Saarbrücken-Stadt)
Meiser, Ute-Maria (AWO Kreisverband Neunkirchen)
Mörchen, Axel (AWO Kreisverband Regionalverband Saarbrücken) 
Stein, Manfred (AWO Kreisverband Neunkirchen)
Wagner, Horst (AWO Kreisverband Saarlouis)

Wahl der Mitglieder der Schiedskommission
Vorsitz: Aumann, Jörg
Mitglieder der Schiedskommission: Dick, Steffen und Strub, Gerhard

Wahl der Delegierten zur Bundeskonferenz (13)   Ersatzdelegierte: 
Dubois, Marcel   Kayser, Heike     Balzert, Bernhard
Dr. Brehm, Alexander  Krampe, Carmen   Raber, Maxilian
Ferdinand-Storb, Petra Kelleter, Nicole    Bongard, Anna
Franzisky, Knut   Martin, Hans
Heermann, Jürgen   Schmeer, Horst 
Herber, Beate    Theobald, Robert
Kaya-Karadağ, Sevim 
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WAHLVORSCHLÄGESaarland

Gemäß §8 der Landessatzung
Landesvorstand
(1) Der Landesvorstand wird von der Landeskonferenz für die Zeit bis zur nächsten 
ordentlichen Landeskonferenz gewählt.
Der Vorstand trägt die Verantwortung für die Wahrnehmung der Aufgaben des 
Landesverbands. Er haftet bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit.
Er besteht aus:
- der/dem Vorsitzenden,
- vier Stellvertreterinnen/Stellvertretern,
- der Schriftführerin/dem Schriftführer und
- neun Beisitzerinnen/Beisitzern,
wobei beide Geschlechter mit mindestens 40 Prozent vertreten sein müssen, wenn eine 
entsprechende Zahl von Kandidatinnen und Kandidaten vorhanden ist.

Hinweis: Auf der Grundlage der bisher eingegangenen Wahlvorschläge entspräche der 
vorliegende Vorschlag dieser Regelung mit 6 weiblichen Kandidatinnen und 9 männlichen 
Kandidaten.

(…)

(10) An den Sitzungen des Vorstands nimmt ein benanntes, volljähriges Vorstandsmitglied 
des Landesjugendwerks stimmberechtigt teil.
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Saarland
Beschlusskontrolle der Anträge der 
Landeskonferenzen 2021 und 2022

Nr. Beschluss (Stichwort aus Text) Umsetzung

01

Stärkung des Mitgliederverbandes
Hier: Bestandsaufnahme der Organisation der
ehrenamtlichen Arbeit durchzuführen und zukunftsfähige 
Perspektiven für das ehrenamtliche Engagement

Umgesetzt.
Handlungsleitfaden/Maßnahmenkatalog 
Ehrenamt, Zukunftswerkstätten für 
Kreisverbände, Workshop Jugendarbeit

01
Stärkung des Mitgliederverbandes
Hier: „Freiwilligen-App“ als Unterstützung zur Gewinnung 
und Vermittlung ehrenamtlicher Tätigkeiten für die AWO

Projekt vorerst gestoppt.
Überprüfung der Weiterentwicklung mit 
neuer Zielsetzung.

01
Stärkung des Mitgliederverbandes
Hier: Den bisherigen monatlichen Newsletter „Seit an Seit“ zu 
einer vierteljährlichen Mitgliederzeitung weiterzuentwickeln.

Umgesetzt.

01

Stärkung des Mitgliederverbandes
Hier: Eine Projektgruppe des Landesvorstandes mit 
dem Thema „Angebote und Beteiligungsformen zum 
ehrenamtlichen Engagement für junge Menschen und 
Familien“ einzurichten.

Kontinuierlich bearbeitet.
Im FA Organisation und Sozialpolitik, 
daher keine Projektgruppe des 
Landesvorstandes

01
Stärkung des Mitgliederverbandes
Hier: Ende 2022 eine Fachtagung zu „Perspektiven 
ehrenamtlichen Engagements“ durchzuführen.

Umgesetzt.
Jahr 2022 Fachtagung Jugendarbeit  
Jahr 2024: Fachtagung Quartiersprojekte

01

Stärkung des Mitgliederverbandes
Hier: Im Jahr 2023 eine Messe der AWO-Ortsvereine (Tag der 
AWO) zu organisieren, die Leuchtturmprojekte präsentiert und 
Möglichkeiten zum gesellschaftlichen Engagement aufzeigt

Umgesetzt.
Gemeinsam mit dem Projektwettbewerb

01

Stärkung des Mitgliederverbandes
Hier: Die Landeskonferenz 2024/2025 unter den
thematischen Schwerpunkt „Ehrenamtliches Engagement bei 
der AWO“ zu stellen.

Umgesetzt.

02 Unterstützung des Jugendwerkes

Umgesetzt.
Machbarkeitsstudie Gelände Ludweiler 
durchgeführt; Gründung des AWO OV
Connect; Zuschüsse;  neue Ressourcen: BG 
beim OV Köllerbach;

03

Personalbindung
Hier: Die Bindung unserer Mitarbeiter*innen an die AWO als 
Verband und Unternehmen ist als zentrale Aufgabe 
anzusehen. Hierzu werden der eingeleitete Kulturwandel
fortgesetzt und nachstehende Strukturen und Maßnahmen 
entwickelt.

Umgesetzt.
Prozess der Organisationskultur); 
Führungsteam neu strukturiert und neue 
Ressourcen und Verantwortlichkeiten.

03
Personalbindung
Hier: Der eingeleitete Kulturwandel wird fortgesetzt. …

Umgesetzt.
Prozess der Organisationskultur;
(Agentur); Führungsteam neu strukturiert; 
Feedback umgesetzt; PE eingestellt; 
Integrationsmanagement; gemeinsame 
Ehrung der Jubilare; Tools für Teamkultur; 
Schulungsangebote für Führungskräfte; 
Best-Practise Beispiele (u.a. Methoden)

03
Personalbindung
Hier: Unser Führungsverständnis wird anhand der neuen 
AWO- Leitlinien weiterentwickelt.

Umgesetzt.
Prozess der Organisationskultur:
Führungsteam neu strukturiert; Feedback 
umgesetzt; Personalentwicklung 
eingestellt; Integrationsmanagement etc.

Beschlusskontrolle der AWO Landeskonferenz 2021
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03
Personalbindung
Hier: Unser Betriebliches Gesundheitsmanagement wird 
verstetigt und gefestigt. …

Umgesetzt.
Stabsstelle neu eingerichtet, 
Gesundheitswettbewerb 2024, 
Gesundheitstag 2025; Stelle 
Arbeitssicherheit geschaffen; 
IBF Leistungsportfolio angepasst

03
Personalbindung
Hier: Unser Ziel ist größtmögliche Dienstplansicherheit für die 
Mitarbeitenden. …

In Umsetzung. Tarifvertrag: Vereinbarung 
zur Einrichtung eines Arbeitszeitskontos 
aufgenommen

03
Personalbindung
Hier: Unsere Tarifpolitik der Zukunft …

Umgesetzt.
zum 01.02.2025 ist der Lückenschluss zum 
TV-L vollzogen, Weiterentwicklung des TV-
AWO Saarland durch Neufassung der 
Entgeltordnung

03
Personalbindung
Hier: Wir bieten Mitarbeiter*innen-Betreuung mit guter 
Servicequalität. …

Umgesetzt.
E-Personalakte ist eingeführt; 
Personalabteilung wurde personell
aufgestockt; Personaldirektorin eingestellt

03
Personalbindung
Hier: Wir ermöglichen Fach- und Führungskarrieren. …

In Umsetzung.
Akademie überarbeitet Angebote; 
Leitungskräfte der Pflegeschule können 
Masterstudiengang; AWO-eigene 
Erzieherschule in Prüfung; neues 
Lernmanagement-System (Moodle); 
AWO bietet PIA-Ausbildung an

03
Personalbindung
Hier: Wir verbessern unsere Zugänge zur Personalgewinnung.

Umgesetzt.
Eigenes Messeteam eingerichtet; 
Steuerungsgruppe "Ausbildung in der 
Pflege"; Teilzeitausbildung in der Pflege; 
Einstiegsqualifizierung Pflege; 
Ganztagespflegestelle für Pflegepersonal 
(Vereinbarkeit Familie & Beruf);
Direktor für Personalgewinnung/- 
entwicklung eingestellt (AWO Akademie); 
Ausbildungslotsen; Kampagne (Team#Herz)

04
AWO Saarland übernimmt 
ökologische Verantwortung!

Umgesetzt.
Umweltmanagementsystem eingeführt; 
Thema Nachhaltigkeit wird von
einer neu geschaffenen Stabsstelle 
bearbeitet; Einführung „Jobrad“ für die 
Mitarbeiter*innen; alle AWO-Kitas sind 
faire-Kitas

05

Überwindung von Kinderarmut
Hier: Die AWO Saarland tritt für ein Aufwachsen in 
Wohlergehen ein und engagiert sich mit Haupt- und 
Ehrenamt zur Bekämpfung und Überwindung von 
Kinderarmut. …

Umgesetzt.
Projekt Büro KinderChancen (2021- 
2024); Kindergipfel im Landtag; 
Präventionsnetzwerkstellen Kinderarmut 
in SB-Malstatt/Burbach; Kooperation 
Bildungswerkstatt Malstatt

05

Überwindung von Kinderarmut
Hier: Die Landeskonferenz fordert hierzu die Landesregierung, 
die Landkreise und die Städte und Gemeinden auf: … Ein 
Aufwachsen in Wohlergehen als politisches Ziel im Saarland zu 
setzen. …

In Umsetzung.
Ständige Aufgabe und Verpflichtung.

Saarland
Beschlusskontrolle der Anträge der 
Landeskonferenzen 2021 und 2022
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05

Überwindung von Kinderarmut
Hier: Die Landeskonferenz beschließt für die AWO
Saarland: 1. Die AWO Saarland engagiert sich im Beirat zur 
Armutsbekämpfung …

Umgesetzt.

06
Start der AWO Volksinitiative für sozialen 
Zusammenhalt

Wegen Corona-Pandemie nicht 
umgesetzt.

07
Finanzreform der Pflegeversicherung / Bürgerversicherung 
für die Pflege Leider politisch nicht umgesetzt.

Nr. Beschluss (Stichwort aus Text) Umsetzung

01
Leitantrag: Solidarität in schweren Zeiten. 
Hier: Strom, Gas, Miete …

Umgesetzt.
Eine Härtefallregelung wurde umgesetzt 
über den Beirat für Armutsbekämpfung.

01
Leitantrag: Solidarität in schweren Zeiten. 
Hier: Kindergrundsicherung

Leider politisch nicht umgesetzt.
AWO hat sich bei mehreren
Veranstaltungen öffentlich dafür stark 
gemacht: u.a. Demo in Berlin "Licht aus!"; 
Besuch Familienministerium

01

Leitantrag: Solidarität in schweren Zeiten.
Hier: selbstbestimmtes Leben, … Kinder-, Jugend- und 
Familienhilfe, …Pflege, … Teilhabe, Beratung und 
Unterstützung, Ehrenamt

Leider politisch nicht umgesetzt.
Unsere Appelle an die Politik wurden auf 
unterschiedlichen Ebenen ausgesprochen 
und vorgetragen; konnten noch keine 
Umsetzung herbeiführen.

01
Leitantrag: Solidarität in schweren Zeiten.
Hier: Aktion Winterhilfe Saar und strukturelle Armut

Umgesetzt.
siehe Antrag 02

01
Leitantrag: Solidarität in schweren Zeiten. 
Hier: Energieverbrauch …

In Umsetzung. Diverse E-Autos wurden 
bereits angeschafft

02
Winterhilfen Saarland
Hier: Grundversorgung und Teilhabe

Umgesetzt.
Wintercafés 2022/2023 und 2023/2024; 
Solidaritätscafés

02
Winterhilfen Saarland
Hier: Information und Beratung

Umgesetzt.
Wintercafés 2022/2023 und 2023/2024; 
Solidaritätscafés der Ortsvereine.

02
Winterhilfen Saarland 
Hier: Aufsuchende Arbeit

Umgesetzt.
Wintercafés 2022/2023 und 2023/2024; 
Solidaritätscafés.

02
Winterhilfen Saarland 
Hier: Koordinierungsstelle

Umgesetzt.
Wintercafés 2022/2023 und 2023/2024; 
Solidaritätscafés.

03
Bekämpfung der drohenden Armut in allen 
Bevölkerungsschichten

Umgesetzt:
Kindergipfel im Landtag; saarländischer 
Aktionsplan gegen Armut und Appell an 
Politik.

Beschlusskontrolle der AWO Landeskonferenz 2022
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04
Mitglieder- und Verbandsentwicklung 
Hier: Durchführung einer Ehrenamtsmesse

Umgesetzt.
Ehrenamtsmesse wurde am 09.07.2023 
im Rahmen des Projektwettbewerbs 
durchgeführt.

04
Mitglieder- und Verbandsentwicklung 
Hier: Inbetriebnahme der Freiwilligen-App

Projekt vorerst gestoppt.
Überprüfung der Weiterentwicklung mit 
neuer Zielsetzung.

04
Mitglieder- und Verbandsentwicklung
Hier: Die Mitgliederzeitschrift Seit‘ an Seit‘ vier Mal pro Jahr 
an alle Mitglieder zu versenden

Umgesetzt.
Die Mitgliederzeitung wird viermal jährlich 
versendet.

04
Mitglieder- und Verbandsentwicklung
Hier: Durchführung eines Wettbewerbs für Ortsvereine für 
innovative und kreative Projekte

Umgesetzt.
Zum Projektwettbewerb wurde am Tag der 
außerordentlichen Landeskonferenz am 
08.10.2022 aufgerufen. Es gingen 24 
Bewerbungen ein. Die Preisverleihung fand 
im Rahmen der Ehrenamtsmesse statt.

04

Mitglieder- und Verbandsentwicklung
Hier: Liste von Ansprechpartner*innen der AWO für 
Funktionsträger*innen im Ehrenamt gegliedert nach 
Kreisverbänden

Umgesetzt.
Die Listen wurden gemeinsam mit den 
AWO Kreisverbände an die Ortsvereine 
weitergegeben und sie können auf der 
Homepage des AWO Landesverbandes 
heruntergeladen werden.

04
Mitglieder- und Verbandsentwicklung
Hier: Leistungsspektrum der AWO für Neumitglieder als Flyer 
und auf der Homepage

In Umsetzung.

04
Mitglieder- und Verbandsentwicklung
Hier: Einrichtungsbesichtigungen für AWO Kreis- und 
Ortsvereinsvorstände

Wegen Corona noch nicht umgesetzt

04
Mitglieder- und Verbandsentwicklung
Hier: Anschreiben der Hauptamtlichen mit Anschriften der 
Ehrenamtlichen vor Ort

Umgesetzt.
Im Rahmen der Zukunftswerkstätten

04
Mitglieder- und Verbandsentwicklung
Hier: Zukunftswerkstätten auf Kreisebene gemeinsam mit 
Einrichtungen und Ortsvereinen

Umgesetzt.
Zukunftswerkstätte wurden z.T. bereits in 
mehreren Kreisverbanden durchgeführt 
(Neunkirchen, Saarbrücken-Stadt, 
Saarbrücken-Regionalverband, Merzig- 
Wadern). Die anderen Termine befinden 
sich in Planung.

04
Mitglieder- und Verbandsentwicklung
Hier: Entwicklung von Kooperationsmöglichkeiten vor Ort für 
Ortsvereine

Umgesetzt.
Satzungen der Kreisverbände geändert; 
natürliche Mitgliedschaft im KV; Thema 
Fusion von Ortsvereinen ist erprobt

04
Mitglieder- und Verbandsentwicklung
Hier: Entwicklung von Angeboten für ältere Mitglieder: 
Regionalmessen

In Umsetzung.

05 AWO stärkt Personalbindung und Fachkräftesicherung Umgesetzt.
siehe Antrag 03/2021

06
Revisionsordnung
Hier: Revisionsordnung laut Antragstext.

Umgesetzt.
Revisionsordnung wurde im Wortlaut am 
08.10.22 beschlossen

Saarland
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07
Politische Strategie
Hier: grundsätzliches sozialpolitisches Engagement

Umgesetzt.
Seminare für Haupt- Ehrenamt (z.B. 
Handlungssicher gegen Menschen- 
und Demokratiefeindlichkeit); 
Öffentlichkeitsarbeit verstärkt

07
Politische Strategie
Hier: Themenschwerpunkte setzen, … regelmäßig öffentlich 
zu Wort

Als Anwältin der Betroffenen nehmen wir 
Einfluss auf die Gesetzgebung und 
erstreiten soziale Rechte.  Wir beziehen 
fundiert und kritisch Stellung zur sozialen 
Lage.

07
Politische Strategie
Hier: Netzwerk erweitern und auch zu themen- oder 
gruppenspezifischeren Organisationen Kontakte knüpfen

Umgesetzt.
Federführung der LIGA im Berichtszeitraum 
wahrgenommen; Aufrufe zu 
Demonstrationen (1. Mai; Ukraine; Bunt 
statt Braun)

07
Politische Strategie
Hier: fachpolitische Betätigung in Gremien und Gesprächen 
mit Ministerien und Politik

In Umsetzung.
Seminare und Veranstaltungen für die 
Mitglieder und Mitarbeiter; weiter in 
Umsetzung

08
Lernmittelfreiheit
Hier: Einführung einer vollen Lernmittelfreiheit und die 
Forderung nach freiem Zugang zu digitalen Medien

Umgesetzt.
Für Schüler*innen unserer AWO 
Pflegeschule.

08

Lernmittelfreiheit
Hier: In den Bereichen der AWO Familie, die an der
Schnittstelle Jugendhilfe und Schule tätig sind, aber auch in 
den ambulanten Hilfen wird dafür sensibilisiert, Hilfebedarfe 
zu erfassen und individuell und strukturell Lösungsansätze 
zu entwickeln. In den Prozess sollen Modellprojekte mit 
eingebunden werden.

Umgesetzt.
Im Bereich Migration, z.B. EULE-Schule; 
EULE-Brückenangebote; KIEZ, SOFitS

08

Lernmittelfreiheit
Hier: Ebenfalls die ehrenamtlichen Strukturen der
Begegnungsstätten einbinden, da wo es möglich ist. Es soll 
darauf hingewirkt werden, dass sozialräumlich geprägte 
Hilfsansätze unterstützt werden.

Umgesetzt.
Zum Beispiel im OV Burbach in Kooperation 
mit dem Büro KinderChancen (Spielkreis; 
Nachhilfe); KIEZ; OV Völklingen mit Kita;

09 Neue Rechte / AfD / Reichsbürger Umgesetzt.
(Hinweis: Info-Veranstaltungen)

10 ÖPNV

In Umsetzung.
Einführung des bundesweiten 
Deutschlandticket; Seniorenticket im 
Saarland

11
Barrierefreiheit im Umfeld von Einrichtungen des
Gesundheitswesens und der medizinischen Rehabilitation

Umgesetzt.
Saarland hat eine Fachstelle
Barrierefreiheit eingerichtet;
Erörterung des Themas mit dem
Landesbehindertenbeauftragten.

12
Unterstützung der inklusiven Wohngenossenschaft „Quartier 
Vielfalt“ durch die Gliederungen der AWO Saarland

Nicht umgesetzt.
Projekt befindet sich weiterhin in
der Planung; neue Planungs- und 
Finanzierungsangebote werden aktuell 
geprüft
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Satzung der Arbeiterwohlfahrt Landesverband Saarland e.V.
Geändert

gemäß Beschluss der Landeskonferenz am 01.09.1996 in Saarbrücken
und

gemäß Beschluss über § 8 (1) und (2) am 27.08.2000 in Saarbrücken
und

gemäß Beschluss auf der Landeskonferenz am 24. April 2010 in Dillingen mit der 
Änderung der Satzung in den §§ 2 (Zweck), 4 (Mitgliedschaft), 6 (Organe), 7 

(Landeskonferenz), 8 (Landesvorstand), 9 (Landesauschuss), 12 (Verbandsstatut) sowie 
einer redaktionellen Neufassung. und

gemäß Beschluss der Landeskonferenz am 1. und 2. September 2012 in Saarbrücken über 
die Einfügung von § 7 Absatz (7) Ehrenvorsitzende/r.

und
gemäß Beschluss der Landeskonferenz am 25. September 2016 in Neunkirchen mit der 

Änderung der Satzung in § 7 (Landeskonferenz) Abs. 1 und 2, § 8 (Landesvorstand) Abs. 6 
und 7,

§ 9 (Landesausschuss) Abs. 2, § 10 (Mandat und Mitgliedschaft) Abs. 1, 2 und 3,
§ 11 (Rechnungswesen) Abs. 4, § 12 (Vereinsschiedsgericht),

§ 13 (Verbandsstatut), § 14 (Aufsichtsrecht und Aufsichtspflicht) und
§ 15 (Auflösung)

§ 1 Name und Sitz

(1) Der Verein führt den Namen Arbeiterwohlfahrt Landesverband Saarland e.V. Die 
Kurzbezeichnung lautet AWO Saarland. Er ist in das Vereinsregister eingetragen. Der Verein 
ist ein anerkannter Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege.
(2) Der Sitz des Vereins ist Saarbrücken.
(3) Er ist Mitglied des Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V.

§ 2 Zweck

Der Zweck des Vereins folgt aus dem Verbandsstatut der Arbeiterwohlfahrt in der jeweils 
gültigen Fassung und umfasst die Erfüllung insbesondere folgender Aufgaben:
1. Vorbeugende, helfende und heilende Tätigkeit auf allen Gebieten der sozialen Arbeit,  
 der Jugendhilfe und des Gesundheitswesens;
2. Anregung und Hilfe zur Selbsthilfe;
3. Förderung ehrenamtlicher Mitarbeit und bürgerschaftlichen Engagements;
4. Erprobung neuer Formen und Methoden der Sozialarbeit;
5. Ausbildung für soziale und pflegerische Berufe;
6. Schulung und Fortbildung zu Themen der Wohlfahrtspflege;
7. Mitwirkung an den Aufgaben der öffentlichen Sozial-, Kinder-, Jugend- und   
 Gesundheitshilfe; Mitarbeit in entsprechenden Ausschüssen;
8. Stellungnahmen zu Fragen der Öffentlichen und Freien Wohlfahrtspflege, Mitwirkung an 
 Vorarbeiten zur sozialen Gesetzgebung, enge Zusammenarbeit mit parlamentarischen  
 Vertretungen sowie kommunalen Spitzenverbänden und der staatlichen Verwaltung  
 bei Planung
9. Zusammenarbeit mit anderen Organisationen der Freien Wohlfahrtspflege,    
 Fachverbänden und Selbsthilfe-Organisationen im Inland und auf internationaler   
 Ebene;
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10. Beteiligung an Aktionen internationaler Solidarität, insbesondere im Rahmen des
 internationalen Arbeiter-Hilfswerks;

11. Pflege von Verbindungen zu befreundeten Organisationen;
12. Internationale Projekte, insbesondere der Entwicklungszusammenarbeit;
13. Katastrophenhilfe;
14. Öffentlichkeitsarbeit;
15. Förderung der Gliederungen und deren Aufgaben, insbesondere durch Zuwendungen und   
 Darlehen;
16. Förderung des Landesjugendwerks der Arbeiterwohlfahrt.

Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich der Verein auch anderer Rechtsformen bedienen. 
Insbesondere arbeitet er mit den benachbarten Verbänden der AWO Bezirksverbände Rheinland 
und Pfalz (im Rahmen der AWO Südwest 2020) mit dem Ziel der Beteiligung an gemeinsamen 
wirtschaftlichen Unternehmungen entsprechend § 3 Abs. 2 dieser Satzung zusammen.

§ 3 Sicherung der Steuerbegünstigung

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige bzw. mildtätige Zwecke 
im Sinne des Abschnitts ,,Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

Die Satzungszwecke des § 2 werden verwirklicht insbesondere durch Schaffung und 
Unterhaltung bzw. Anregung oder Förderung sowie Gewährung von:

zu 1, 2 und 3: Einrichtungen und Maßnahmen im ambulanten, teilstationären und stationären 
Bereich;
zu 4: Modellmaßnahmen und Modelleinrichtungen; zu 5: Ausbildungsstätten, Hilfen zum 
Studium;
zu 6: Kurse, Seminare, Fortbildungsstätten, Förderung der Teilnahme;
zu 7: Mitarbeit in Ausschüssen der öffentlichen Hand sowie Anregungen von und 
Stellungnahmen zu Gesetzesänderungen, Förderung wissenschaftlicher Forschung;
zu 8: Beratung, u.a. in Fachausschüssen;
zu 9 - 11: Teilnahme an Konferenzen, Tagungen usw.
zu 12 - 13: Entwicklungshilfe;
zu 14: Herausgabe von Publikationen, Werbe- und Informationsmaterial;
zu 15: Förderung der Gliederungen und deren Aufgaben durch Zuwendungen und Darlehen.

(2) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann er sich auch anderer Rechtsformen bedienen.

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten - abgesehen von etwaigen für die Erfüllung ihrer satzungsmäßigen 
Aufgaben bestimmten Zuschüssen oder Darlehen - in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine 
Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Dies gilt auch für den Fall ihres Ausscheidens oder bei 
Auflösung oder Aufhebung des Vereins.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

Saarland
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(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt 
das nach Erledigung aller Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen an die Arbeiterwohlfahrt 
Bundesverband e.V.

Der Anfallsberechtigte hat das Vermögen ausschließlich für gemeinnützige bzw. mildtätige 
Zwecke zu verwenden.

§ 4 Mitgliedschaft

(1) Mitglieder des Landesverbands sind die sieben Kreisverbände der Arbeiterwohlfahrt im 
Saarland (Kreisverband Saarbrücken-Stadt, Kreisverband Regionalverband Saarbrücken, 
Kreisverband Merzig-Wadern, Kreisverband Neunkirchen, Kreisverband Saarlouis, 
Kreisverband Saarpfalz und Kreisverband St. Wendel).

(2) Die Mitglieder sind zur Zahlung von Beiträgen verpflichtet.

(3) Über die Aufnahme von Mitgliedern entscheidet der Landesausschuss auf Vorschlag des 
Landesvorstandes.

(4) Für den Austritt gilt eine Frist von 12 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres.

(5) Ein Mitglied kann ausgeschlossen oder suspendiert werden, wenn es einen groben 
Verstoß gegen die Grundsätze und Richtlinien der Arbeiterwohlfahrt begangen oder durch 
sein Verhalten das Ansehen der Arbeiterwohlfahrt schädigt bzw. geschädigt hat.

(6) Bei Austritt oder Ausschluss verliert das Mitglied das Recht, den Namen Arbeiterwohlfahrt 
zu führen. Ein etwa neu gewählter Name muss sich von dem bisherigen Namen deutlich 
unterscheiden. Er darf nicht in einem bloßen Zusatz zu dem bisherigen Namen bestehen. 
Entsprechendes gilt für Kurzbezeichnungen.

(7) Der Ausschluss und die Suspendierung sind unter entsprechender Anwendung des 
Ordnungsverfahrens der Arbeiterwohlfahrt durchzuführen.

(8) Das Ordnungsrecht wird auf die nach dem Ordnungsverfahren der Arbeiterwohlfahrt 
zuständigen Organe übertragen.

(9) Als korporative Mitglieder können sich dem Landesverband Vereinigungen mit sozialen 
Aufgaben anschließen, deren Tätigkeit sich auf das Gebiet des Landesverbands oder auf 
mehrere Kreisverbände erstreckt. Sie üben ihre Mitgliedschaft durch ein beauftragtes Mitglied 
ihrer Vereinigung aus.

(10) Über die Aufnahme als korporatives Mitglied entscheidet der Vorstand im Einvernehmen 
mit dem Bundesvorstand. Es ist eine schriftliche Korporationsvereinbarung abzuschließen.

(11) Die Mitgliedschaft der korporativen Vereinigungen kann von beiden Seiten unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden.

(12)  Die Höhe der Mitgliedsbeiträge der korporativen Vereinigungen richtet sich nach 
besonderer Vereinbarung.



63

Satzung AWO Saarland e. V.Saarland

(13)  Die Mitgliedschaft des korporativen Mitglieds bei einem anderen Spitzenverband der 
Freien Wohlfahrtspflege ist ausgeschlossen.

§ 5 Jugendwerk

(1) Für das im Landesverband bestehende Landesjugendwerk gilt dessen Satzung.

(2) Für die Förderung des Landesjugendwerks werden Regelungen nach Maßgabe der 
finanziellen Möglichkeiten festgelegt.

(3) Der Vorstand des Landesverbands ist zur Aufsicht und Prüfung gegenüber dem 
Landesjugendwerk verpflichtet.

(4) Die Revisorinnen/Revisoren des Landesverbands sind verpflichtet, die Prüfung des 
Landesjugendwerks mit dessen Revisoren durchzuführen.

§ 6 Organe

(1) Organe des Vereins sind
a) die Landeskonferenz
b) der Landesvorstand
c) der Landesausschuss.

(2) Die Tätigkeit im Landesvorstand und Landesausschuss sowie die daraus resultierenden 
Tätigkeiten in den Gremien, werden durch die von der Landeskonferenz gewählten Mitglieder 
grundsätzlich ehrenamtlich ausgeführt. Eine Vergütung kann auf Beschluss des 
Landesvorstands gezahlt werden. Die Höhe der Vergütung soll die im Verbandsstatut 
festgelegte Grenze nicht überschreiten; sie wird vom Landesausschuss festgelegt.

§ 7 Landeskonferenz

(1) Die Landeskonferenz wird gebildet aus:
a) den Mitgliedern des Landesvorstands,
b) den auf den Kreiskonferenzen gewählten Delegierten der Kreisverbände. Die Anzahl der 

           auf die Kreisverbände entfallenden Delegierten wird nach der Zahl der Mitglieder der
           Ortsvereine (abgerechnete Beiträge und Familienmitgliedschaften) vom Landesvorstand 
           festgesetzt, wobei beide Geschlechter mit mindestens 40% vertreten sein sollen,

c) der/den/dem Beauftragten der korporativen Mitglieder, wobei höchstens ein Drittel der 
  Stimmen der Konferenz auf sie entfallen darf. Näheres regelt eine Wahlordnung, die 

           vom Landesausschuss zu beschließen ist,
d) einem Vertreter / einer Vertreter /in des Landesjugendwerks.

(2) Die Landeskonferenz ist vom Landesvorstand mindestens im Abstand von vier Jahren 
innerhalb von neun Monaten vor der Bundeskonferenz mit einer Frist von vier Wochen unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung schriftlich einzuladen.
Auf Antrag des Bundesverbands, des Landesausschusses oder auf Antrag von mindestens 
einem Drittel der Kreisverbände ist eine außerordentliche Landeskonferenz unter den in Satz 1 
genannten Bedingungen einzuberufen.
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(3) Die Landeskonferenz nimmt die Jahresberichte und den Prüfungsbericht für den 
Berichtszeitraum entgegen und beschließt über die Entlastung des Landesvorstands.
Sie wählt den Landesvorstand, mindestens zwei Revisorinnen/Revisoren und die Delegierten 
zur Bundeskonferenz. Der jeweilige Vorstand bleibt bis zur Neuwahl im Amt.
Die Landeskonferenz beschließt eine Geschäfts- und Wahlordnung. Die Wahlordnung kann 
bestimmen, dass im zweiten Wahlgang derjenige gewählt ist, der die meisten Stimmen auf 
sich vereinigt.
Ein hauptamtliches Anstellungs- oder Beschäftigungsverhältnis beim Bundesverband,
Landesverband und bei zum Landesverband gehörenden Gliederungen sowie bei 
Gesellschaften und Körperschaften, an denen die vorgenannten Gliederungen der AWO 
mehrheitlich beteiligt sind (verbundene Unternehmen), und Vorstands- und 
Revisorenfunktionen des Landesverbandes sowie die Mitgliedschaft im Landesausschuss sind 
unvereinbar und führen zum Verlust der
Wählbarkeit bzw. der Funktion. Bei Minderheitsbeteiligungen an Gesellschaften unterhalb 
der Schwelle von verbundenen Unternehmen entscheidet der Landesvorstand über die 
Vereinbarkeit von beruflicher Tätigkeit und Verbandsfunktion.

(4) Anträge müssen spätestens sechs Wochen vor der Landeskonferenz beim Landesvorstand 
eingegangen sein. Antragsberechtigt sind:
- der Landesvorstand
- die Kreisverbände
- die Fachausschüsse des Landesverbandes
- das Landesjugendwerk
- die korporativen Mitglieder.

(5) Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst.
Beschlüsse über Änderungen der Satzung des Landesverbandes bedürfen der 
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen.
Jede Satzungsänderung bedarf der Zustimmung des Bundesverbands.
Der Beschluss über die Auflösung des Vereins bedarf der Zweidrittelmehrheit der Mitglieder.

(6) Die Beschlüsse der Landeskonferenz sind schriftlich niederzulegen und von der/dem 
Vorsitzenden oder einer/einem der Stellvertreterinnen/Stellvertreter zu unterzeichnen.

(7)  Auf Vorschlag des Landesvorstandes kann die Landeskonferenz eine/n Ehrenvorsitzende/n
berufen.

§ 8 Landesvorstand

(1) Der Landesvorstand wird von der Landeskonferenz für die Zeit bis zur nächsten 
ordentlichen Landeskonferenz gewählt.
Der Vorstand trägt die Verantwortung für die Wahrnehmung der Aufgaben des 
Landesverbands. Er haftet bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit.

Er besteht aus:
- der/dem Vorsitzenden,
- vier Stellvertreterinnen/Stellvertretern,
- der Schriftführerin/dem Schriftführer und - neun Beisitzerinnen/Beisitzern,
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wobei beide Geschlechter mit mindestens 40 Prozent vertreten sein müssen, wenn eine 
entsprechende Zahl von Kandidatinnen und Kandidaten vorhanden ist.
Scheidet zwischen zwei Landeskonferenzen ein Vorstandsmitglied aus, so bedarf es keiner 
Ergänzung des Vorstands.

(2) Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die/der Vorsitzende und ihre/seine vier
Stellvertreterinnen/Stellvertreter. Jeder ist einzelvertretungsberechtigt. Im Innenverhältnis 
dürfen die stellvertretenden Landesvorsitzenden nur bei Verhinderung der/des 
Landesvorsitzenden tätig werden. Die Verhinderung braucht nicht nachgewiesen zu werden.

(3) Die/der Vorsitzende ist verpflichtet, den Landesvorstand regelmäßig mit einer 
angemessenen Frist unter Bekanntgabe der Tagesordnung einzuladen.

(4) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Vorstandsmitglieder 
anwesend ist. Beschlussunfähigkeit ist auf Antrag festzustellen.

(5) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit.

(6) Zur Führung der Geschäfte bestellt der Landesvorstand bis zu drei Geschäftsführerinnen/
Geschäftsführer. Sie/er nimmt/nehmen an den Sitzungen des Landesvorstandes beratend teil. 
Der Vorstand kann von den zur Geschäftsführung befugten Personen eine oder mehrere zum 
besonderen Vertreter/zu besonderen Vertretern des Vereins (§ 30 BGB) bestellen. Gleichzeitig 
mit der Bestellung legt der Vorstand die Vertretungsmacht und die Aufgabenkreise der 
besonderen Vertreter fest.
Der Vorstand kann die Einzelheiten der Geschäftsführung durch eine generelle 
Dienstanweisung und durch Weisung im Einzelfall regeln.
Der Vorstand kann Leitlinien und Regelungen zur Compliance mit verbindlicher Wirkung für 
alle Funktionsträger und Mitarbeiter des Landesverbands beschließen. Soweit erforderlich, 
wird er die Arbeitnehmervertretung beteiligen.

(7) Der Vorstand kann zu seiner Beratung Fachausschüsse und Projektgruppen bilden, deren 
Vorsitzende und Mitglieder von ihm berufen werden. Für die Mitgliedschaft im Fachausschuss 
ist die Mitgliedschaft bei der Arbeiterwohlfahrt nicht erforderlich. Zu Mitgliedern der 
Fachausschüsse und Projektgruppen können auch Beschäftigte der Arbeiterwohlfahrt berufen 
werden. Die Vorsitzenden der Fachausschüsse bedürfen der Bestätigung durch den 
Landesausschuss.

(8) Er beruft aus seiner Mitte eine/einen Gleichstellungsbeauftragte/
Gleichstellungsbeauftragten.

(9) Er nimmt den ihm mindestens einmal jährlich zu erstattenden Bericht des
Landesjugendwerksvorstands und den Bericht der/des Gleichstellungsbeauftragten entgegen.

(10) An den Sitzungen des Vorstands nimmt ein benanntes, volljähriges Vorstandsmitglied 
des Landesjugendwerks stimmberechtigt teil.
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§ 9 Landesausschuss

(1) Der Landesausschuss setzt sich aus dem Landesvorstand, 17 weiteren Vertreterinnen/
Vertretern der Kreisverbände, die von diesen bestimmt werden, einer/einem weiteren 
Vertreterin/Vertreter des Landesjugendwerks sowie der/dem/den Beauftragten der 
korporativen Mitglieder zusammen, wobei höchstens ein Drittel der Stimmen des 
Landesausschusses auf die korporativen Mitglieder entfallen darf. Näheres regelt eine 
Wahlordnung, die vom Landesvorstand zu beschließen ist.

(2) An den Sitzungen des Landesausschusses nehmen die Geschäftsführung des 
Landesverbandes und die Vorsitzenden der Fachausschüsse und die/der 
Gleichstellungsbeauftragte beratend teil.

(3) Der Landesausschuss ist von der/dem Vorsitzenden des Landesvorstands nach Bedarf, 
mindestens aber einmal jährlich oder auf Verlangen von mindestens der Hälfte der 
Landesausschussmitglieder mit einer Frist von zwei Wochen unter Bekanntgabe der 
Tagesordnung schriftlich einzuladen.

(4) Der Landesausschuss unterstützt die Arbeit des Vorstands. Er nimmt den Jahresbericht, 
den Prüfungsbericht, den Bericht der/des Gleichstellungsbeauftragten und den Bericht des 
Jugendwerks entgegen.
Er wird vom Landesvorstand über die allgemeine soziale und sozialpolitische Entwicklung 
sowie über die Arbeit im Bereich des Landesverbandes unterrichtet. Er berät über die 
Aufnahme neuer und den Ausbau bestehender Arbeitsgebiete und gibt Empfehlungen ab.

(5) Die Beschlüsse des Landesausschusses werden mit Stimmenmehrheit gefasst, sofern 
Beschlüsse der Landeskonferenz nichts Anderes vorgeben.

(6) Sie sind schriftlich niederzulegen und von der/dem Vorsitzenden oder einer/einem 
Stellvertreterin/Stellvertreter zu unterzeichnen.

§ 10 Mandat und Mitgliedschaft

(1) Mandatsträger müssen Mitglied der Arbeiterwohlfahrt sein.

(2) Mitglieder, die in den letzten vier Jahren vor der Wahl Funktionen als leitende Angestellte 
des Vereins ausgeübt haben, können nicht zum Landesvorstand gewählt werden.

(3) Wahlämter und Organmitgliedschaften (§ 6) sowie von Organen übertragene Mandate 
und Beauftragungen enden mit dem Ausschluss oder der Suspendierung einzelner oder aller 
Mitgliedschaftsrechte oder dem Austritt.

11 Rechnungswesen

(1) Der Landesverband ist zu jährlichen Budgets (Wirtschafts-, Finanz- und Investitionspläne) 
verpflichtet.
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(2) Das Rechnungswesen hat den Grundsätzen kaufmännischer Buchführung zu entsprechen. 
Aus dem Rechnungswesen müssen die Positionen des Budgets abgeleitet werden.

(3) Im Übrigen sind die Bestimmungen der Finanz- und Revisionsordnung im Rahmen des
Verbandsstatuts der Arbeiterwohlfahrt in der jeweils gültigen Fassung und die vom 
Bundesausschuss beschlossenen Ausführungsbestimmungen anzuwenden.

(4) Der Vorstand kann Richtlinien zur Durchführung der Innenrevision beschließen.

§ 12 Vereinsschiedsgericht

Für das beim Landesverband gebildete Vereinsschiedsgericht gelten die Regelungen des 
Verbandsstatuts der Arbeiterwohlfahrt sowie die von der Bundeskonferenz beschlossene 
Schiedsordnung in der jeweils gültigen Fassung.

§ 13 Verbandsstatut

Das Verbandsstatut der Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V. ist in seiner jeweils gültigen 
Fassung ergänzender Bestandteil dieser Satzung.
Beschlüsse der Bundeskonferenz und des Bundesausschusses zu bundespolitischen Aufgaben 
und zur Wahrung der Einheitlichkeit des Gesamtverbands sind für den Landesverband 
verbindlich.

§ 14 Aufsichtsrecht und Aufsichtspflicht

(1) Der Landesverband erkennt das Recht der Aufsicht und Prüfung durch den 
Bundesverband an.

(2) Der Landesverband ist gegenüber den Kreisverbänden sowie dem Landesjugendwerk im 
Rahmen des Verbandsstatuts zur Aufsicht und zur Prüfung verpflichtet.

(3) Die Prüfung hat jährlich im Hinblick darauf stattzufinden, dass die tatsächliche 
Geschäftsführung dem Satzungszweck entspricht.

(4) Der Landesvorstand oder seine Beauftragten können jederzeit zu Prüfungszwecken 
Einsicht in alle Geschäftsvorgänge des Landesjugendwerkes und der Kreisverbände und deren 
Gliederungen nehmen. Bücher und Akten sind vorzulegen sowie jede Aufklärung und jeder 
Nachweis zu geben.

§ 15 Auflösung

Bei Ausschluss oder Austritt aus der Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V. ist die 
Arbeiterwohlfahrt Landesverband Saarland e.V. aufgelöst. Sie verliert das Recht, den Namen 
Arbeiterwohlfahrt zu führen. Ein neu gewählter Name muss sich von dem bisherigen Namen 
deutlich unterscheiden. Er darf nicht in einem bloßen Zusatz zu dem bisherigen Namen 
bestehen. Entsprechendes gilt für Kurzbezeichnungen.
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§ 2 Zweck
Der Zweck des Vereins folgt aus dem Verbandsstatut 
der Arbeiterwohlfahrt in der jeweils gültigen Fassung 
und umfasst die Erfüllung insbesondere folgender 
Aufgaben:

(1.) Vorbeugende, helfende und heilende Tätigkeit auf 
allen Gebieten der sozialen Arbeit, der Jugendhilfe 
und des Gesundheitswesens;
(2.) Anregung und Hilfe zur Selbsthilfe;
(3.) Förderung ehrenamtlicher Mitarbeit und bürger- 
schaftlichen Engagements;
(4.) Erprobung neuer Formen und Methoden der 
Sozialarbeit;
(5.) Ausbildung für soziale und pflegerische Berufe; 
(6.) Schulung und Fortbildung zu Themen der Wohl- 
fahrtspflege;
(7.) Mitwirkung an den Aufgaben der öffentlichen 
Sozial-, Kinder-, Jugend- und Gesundheitshilfe; 
Mitarbeit in entsprechenden Ausschüssen;
(8.) Stellungnahmen zu Fragen der Öffentlichen und 
Freien Wohlfahrtspflege, Mitwirkung an Vorarbeiten 
zur sozialen Gesetzgebung, enge Zusammenarbeit mit 
parlamentarischen Vertretungen sowie kommunalen 
Spitzenverbänden und der staatlichen Verwaltung bei 
Planung und Durchführung sozialer Aufgaben;
(9.) Zusammenarbeit mit anderen Organisationen der 
Freien Wohlfahrtspflege, Fachverbänden und 
Selbsthilfe-Organisationen im Inland und auf inter- 
nationaler Ebene;
(10.) Beteiligung an Aktionen internationaler Solida- 
rität, insbesondere im Rahmen des Internationalen 
Arbeiter-Hilfswerks;
(11.) Pflege von Verbindungen zu befreundeten 
Organisationen;
(12.) Internationale Projekte, insbesondere der Ent- 
wicklungszusammenarbeit;
(13.) Katastrophenhilfe;
(14.) Öffentlichkeitsarbeit;
(15.) Förderung der Gliederungen und deren Aufga- 
ben, insbesondere durch Zuwendungen und Darle- 
hen;
(16.) Förderung des Landesjugendwerks der Arbeiter- 
wohlfahrt.

Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich der  Verein 
auch anderer Rechtsformen bedienen. Insbesondere 
arbeitet er mit den benachbarten Verbänden der AWO 
Bezirksverbände Rheinland und Pfalz (im Rahmen der 
AWO Südwest 2020) mit dem Ziel der Beteiligung an 
gemeinsamen wirtschaftlichen Unternehmungen 
entsprechend § 3 Abs. 2 dieser Satzung zusammen.

§ 2 Zweck
Der Zweck des Vereins folgt aus dem Verbandsstatut 
der Arbeiterwohlfahrt in der jeweils gültigen Fassung 
und umfasst die Erfüllung insbesondere folgender 
Aufgaben:

(1.) Vorbeugende, helfende und heilende Tätigkeit auf 
allen Gebieten der sozialen Arbeit, der Jugendhilfe 
und des Gesundheitswesens;
(2.) Anregung und Hilfe zur Selbsthilfe;
(3.) Förderung ehrenamtlicher Mitarbeit und bürger- 
schaftlichen Engagements;
(4.) Erprobung neuer Formen und Methoden der 
Sozialarbeit;
(5.) Ausbildung für soziale und pflegerische Berufe; 
(6.) Schulung und Fortbildung zu Themen der Wohl- 
fahrtspflege;
(7.) Mitwirkung an den Aufgaben der öffentlichen So- 
zial-, Kinder-, Jugend- und Gesundheitshilfe; 
Mitarbeit in entsprechenden Ausschüssen;
(8.) Stellungnahmen zu Fragen der Öffentlichen und 
Freien Wohlfahrtspflege, Mitwirkung an Vorarbeiten 
zur sozialen Gesetzgebung, enge Zusammenarbeit mit 
parlamentarischen Vertretungen sowie kommunalen 
Spitzenverbänden und der staatlichen Verwaltung bei 
Planung und Durchführung sozialer Aufgaben;
(9.) Zusammenarbeit mit anderen Organisationen der 
Freien Wohlfahrtspflege, Fachverbänden und 
Selbsthilfe-Organisationen im Inland und auf inter- 
nationaler Ebene;
(10.) Beteiligung an Aktionen internationaler Solida- 
rität, insbesondere im Rahmen des Internationalen 
Arbeiter-Hilfswerks;
(11.) Pflege von Verbindungen zu befreundeten 
Organisationen;
(12.) Internationale Projekte, insbesondere der Ent- 
wicklungszusammenarbeit;
(13.) Katastrophenhilfe;
(14.) Öffentlichkeitsarbeit;
(15.) Förderung der Gliederungen und deren Aufga- 
ben, insbesondere durch Zuwendungen und Darle- 
hen;
(16.) Förderung des Landesjugendwerks der Arbeiter- 
wohlfahrt.
(17.) Die Förderung wohngemeinnütziger Zwecke zur 
vergünstigten Wohnraumüberlassung an Personen 
im Sinne des § 53 AO.

Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich der  Verein 
auch anderer Rechtsformen bedienen. Insbesondere 
arbeitet er mit den benachbarten Verbänden der AWO 
Bezirksverbände Rheinland und Pfalz (im Rahmen der 
AWO Südwest 2020) mit dem Ziel der Beteiligung an 
gemeinsamen wirtschaftlichen Unternehmungen 
entsprechend § 3 Abs. 2 dieser Satzung zusammen.

Vergleich zu den Satzungsänderungen / Synopse
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§ 3 Sicherung der Steuerbegünstigung

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige bzw. mildtätige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts ,,Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgaben- 
ordnung.
Die Satzungszwecke des § 2 werden verwirklicht ins- 
besondere durch Schaffung und Unterhaltung bzw. 
Anregung oder Förderung sowie Gewährung von:
zu 1, 2 und 3: Einrichtungen und Maßnahmen im 
ambulanten, teilstationären und stationären Bereich; 
zu 4: Modellmaßnahmen und Modelleinrichtungen;
zu 5: Ausbildungsstätten, Hilfen zum Studium;
zu 6: Kurse, Seminare, Fortbildungsstätten, Förderung 
der Teilnahme;
zu 7: Mitarbeit in Ausschüssen der öffentlichen Hand 
sowie Anregungen von und Stellungnahmen zu Geset-
zesänderungen, Förderung wissenschaftlicher For-
schung;
zu 8: Beratung, u.a. in Fachausschüssen;
zu 9 - 11: Teilnahme an Konferenzen, Tagungen usw. 
zu 12 - 13: Entwicklungshilfe;
zu 14: Herausgabe von Publikationen, Werbe- und In-

formationsmaterial;
zu 15: Förderung der Gliederungen und deren Aufga- 
ben durch Zuwendungen und Darlehen.

(2) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in 
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann er sich auch an- 
derer Rechtsformen bedienen.
(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungs- 
mäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten - abgesehen von etwaigen für die Erfüllung 
ihrer satzungsmäßigen Aufgaben bestimmten Zu- 
schüssen oder Darlehen - in ihrer Eigenschaft als Mit- 
glieder keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
Dies gilt auch für den Fall ihres Ausscheidens oder bei 
Auflösung oder Aufhebung des Vereins.
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unver- 
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.
(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei 
Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das nach Erledi-
gung aller Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen 
an die Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V.
Der Anfallsberechtigte hat das Vermögen ausschließ- 
lich für gemeinnützige bzw. mildtätige Zwecke zu ver-
wenden.

§ 3 Sicherung der Steuerbegünstigung

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige bzw. mildtätige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts ,,Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgaben- 
ordnung.
Die Satzungszwecke des § 2 werden verwirklicht ins- 
besondere durch Schaffung und Unterhaltung bzw. 
Anregung oder Förderung sowie Gewährung von:
zu 1, 2 und 3: Einrichtungen und Maßnahmen im am-
bulanten, teilstationären und stationären Bereich; zu 
4: Modellmaßnahmen und Modelleinrichtungen;
zu 5: Ausbildungsstätten, Hilfen zum Studium;
zu 6: Kurse, Seminare, Fortbildungsstätten, Förderung 
der Teilnahme;
zu 7: Mitarbeit in Ausschüssen der öffentlichen Hand 
sowie Anregungen von und Stellungnahmen zu 
Gesetzesänderungen, Förderung wissenschaftlicher 
Forschung;
zu 8: Beratung, u.a. in Fachausschüssen;
zu 9 - 11: Teilnahme an Konferenzen, Tagungen usw. 
zu 12 - 13: Entwicklungshilfe;
zu 14: Herausgabe von Publikationen, Werbe- und In-
formationsmaterial;
zu 15: Förderung der Gliederungen und deren Aufga-
ben durch Zuwendungen und Darlehen.
zu 17: Modellmaßnahmen und Einrichtungen zu 
altersgerechtem und barrierefreiem Wohnen zur 
vergünstigten Wohnraumüberlassung an Personen
im Sinne des § 53 AO.

(2) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in 
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann er sich auch an- 
derer Rechtsformen bedienen.
(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungs-
mäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten - abgesehen von etwaigen für die Erfüllung 
ihrer satzungsmäßigen Aufgaben bestimmten Zu- 
schüssen oder Darlehen - in ihrer Eigenschaft als Mit- 
glieder keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
Dies gilt auch für den Fall ihres Ausscheidens oder bei 
Auflösung oder Aufhebung des Vereins.
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unver- 
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.
(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei 
Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das nach Erledi-
gung aller Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen 
an die Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V.
Der Anfallsberechtigte hat das Vermögen auchließ-
lich für gemeinnützige bzw. mildtätige Zwecke zu 
verwenden.
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§ 7 Landeskonferenz

(1) Die Landeskonferenz wird gebildet aus:
a) den Mitgliedern des Landesvorstands,
b) den auf den Kreiskonferenzen gewählten Dele- 
gierten der Kreisverbände. Die Anzahl der auf 
die Kreisverbände entfallenden Delegierten wird 
nach der Zahl der Mitglieder der Ortsvereine 
(abgerechnete Beiträge und Familien-
mitgliedschaften) vom Landesvorstand festgesetzt, 
wobei beide Geschlechter mit mindestens 40% 
vertreten sein sollen,
c) der/den/dem Beauftragten der korporativen Mit- 
glieder, wobei höchstens ein Drittel der Stimmen der 
Konferenz auf sie entfallen darf. Näheres 
regelt eine Wahlordnung, die vom Landesausschuss
zu beschließen ist,
d) einem Vertreter / einer Vertreter/in des Landesju-
gendwerks.
(2) Die Landeskonferenz ist vom Landesvorstand min- 
destens im Abstand von vier Jahren innerhalb von 
neun Monaten vor der Bundeskonferenz mit einer 
Frist von vier Wochen unter Bekanntgabe der Tages-
ordnung schriftlich einzuladen.
Auf Antrag des Bundesverbands, des Landes- 
ausschusses oder auf Antrag von mindestens ei- 
nem Drittel der Kreisverbände ist eine außer- 
ordentliche Landeskonferenz unter den in Satz 1 
genannten Bedingungen einzuberufen.
(3) Die Landeskonferenz nimmt die Jahresberichte 
und den Prüfungsbericht für den Berichtszeitraum 
entgegen und beschließt über die Entlastung des
Landesvorstands.
Sie wählt den Landesvorstand, mindestens zwei Revi- 
sorinnen/Revisoren und die Delegierten zur Bundes- 
konferenz. Der jeweilige Vorstand bleibt bis zur Neu-
wahl im Amt.
Die Landeskonferenz beschließt eine Geschäfts- und 
Wahlordnung. Die Wahlordnung kann bestimmen, 
dass im zweiten Wahlgang derjenige gewählt ist, der
die meisten Stimmen auf sich vereinigt.
Ein hauptamtliches Anstellungs- oder Beschäfti- 
gungsverhältnis beim Bundesverband, Landesver- 
band und bei zum Landesverband gehörenden Glie- 
derungen sowie bei Gesellschaften und Körperschaf- 
ten, an denen die vorgenannten Gliederungen der 
AWO mehrheitlich beteiligt sind (verbundene Unter- 
nehmen), und Vorstands- und Revisorenfunktionen 
des Landesverbandes sowie die Mitgliedschaft im 
Landesausschuss sind unvereinbar und führen zum
Verlust der Wählbarkeit bzw. der Funktion.
Bei Minderheitsbeteiligungen an Gesellschaften un- 
terhalb der Schwelle von verbundenen Unternehmen 
entscheidet der Landesvorstand über die Vereinbar-
keit von beruflicher Tätigkeit und Verbandsfunktion.
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(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unver- 
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.
(5) Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit 
gefasst.
Beschlüsse über Änderungen der Satzung des Lan- 
desverbandes bedürfen der Zweidrittelmehrheit der 
abgegebenen Stimmen.
Jede Satzungsänderung bedarf der Zustimmung des 
Bundesverbands.
Der Beschluss über die Auflösung des Vereins bedarf 
der Zweidrittelmehrheit der Mitglieder.
(6) Die Beschlüsse der Landeskonferenz sind schrift-
lich niederzulegen und von der/dem Vorsitzenden
oder einer/einem der Stellvertreterinnen/Stellvertre- 
ter zu unterzeichnen.
(7) Auf Vorschlag des Landesvorstandes kann die 
Landeskonferenz eine/n Ehrenvorsitzende/n berufen.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unver- 
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.
(5) Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit ge- 
fasst.
Beschlüsse über Änderungen der Satzung des Lan- 
desverbandes bedürfen der Zweidrittelmehrheit der 
abgegebenen Stimmen.
Jede Satzungsänderung bedarf der Zustimmung des 
Bundesverbands.
Der Beschluss über die Auflösung des Vereins bedarf 
der Zweidrittelmehrheit der Mitglieder.
(6) Die Beschlüsse der Landeskonferenz sind schrift-
lich niederzulegen und von der/dem Vorsitzenden
oder einer/einem der Stellvertreterinnen/Stellvertre- 
ter zu unterzeichnen.
(7) Auf Vorschlag des Landesvorstandes kann die 
Landeskonferenz eine/n Ehrenvorsitzende/n berufen.
(8)
a) Die Landeskonferenz kann als Präsenzversamm- 
lung oder als virtuelle Versammlung, d.h. ohne 
Anwesenheit der Delegierten an einem Versamm- 
lungsort, abgehalten werden. In der Regel ist eine 
Präsenzversammlung durchzuführen.
b) Die virtuelle Versammlung erfolgt durch Einwahl 
aller Teilnehmenden in eine Video‐  oder Telefon- 
konferenz (virtueller Versammlungsraum), in der die 
Delegierten ihre Mitgliederrechte im Wege der elek- 
tronischen Kommunikation ausüben können.
c) Hierfür kann eine entsprechende Plattform im 
Internet bereitgestellt werden, in welcher die Teil- 
nehmenden sich einwählen und anschließend ab- 
stimmen.
d) Eine Kombination von Präsenzversammlung und 
virtueller Versammlung (Hybridversammlung) ist 
möglich, insbesondere indem den Teilnehmenden
die Möglichkeit eröffnet wird, an der Präsenzver- 
sammlung mittels Video‐  oder Telefonzuschaltung 
teilzunehmen oder bei physischer Anwesenheit des 
Teilnehmenden am Versammlungsort die Mitglie- 
derrechte im Wege der elektronischen Kommunika- 
tion auszuüben.
e) Dem Vorstand obliegt die Entscheidung über die 
Form der Durchführung der Landeskonferenz. Die 
Entscheidung ist in der Einladung zur Landeskonfe- 
renz mitzuteilen.



72

SynopseSaarland

§ 8 Landesvorstand

(1) Der Landesvorstand wird von der Landeskonferenz 
für die Zeit bis zur nächsten ordentlichen Landeskon- 
ferenz gewählt.
Der Vorstand trägt die Verantwortung für die Wahr- 
nehmung der Aufgaben des Landesverbands. Er 
haftet bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit.
Er besteht aus:
- der/dem Vorsitzenden,
- vier Stellvertreterinnen/Stellvertretern,
- der Schriftführerin/dem Schriftführer und - neun 
Beisitzerinnen/Beisitzern,
wobei beide Geschlechter mit mindestens 40 Prozent 
vertreten sein müssen, wenn eine entsprechende Zahl 
von Kandidatinnen und Kandidaten vorhanden ist.
Scheidet zwischen zwei Landeskonferenzen ein Vor- 
standsmitglied aus, so bedarf es keiner Ergänzung 
des Vorstands.
(2) Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die/der Vor- 
sitzende und ihre/seine vier Stellvertreterinnen/Stell- 
vertreter. Jeder ist einzelvertretungsberechtigt. Im 
Innenverhältnis dürfen die stellvertretenden Landes- 
vorsitzenden nur bei Verhinderung der/des Landes- 
vorsitzenden tätig werden. Die Verhinderung braucht 
nicht nachgewiesen zu werden.
(3) Die/der Vorsitzende ist verpflichtet, den Landes- 
vorstand regelmäßig mit einer angemessenen Frist 
unter Bekanntgabe der Tagesordnung einzuladen.
(4) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 
die Hälfte der Vorstandsmitglieder anwesend ist. Be- 
schlussunfähigkeit ist auf Antrag festzustellen.
(5) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit Stimmen- 
mehrheit.
(6) Zur Führung der Geschäfte bestellt der Landesvor- 
stand bis zu drei Geschäftsführerinnen/Geschäftsfüh- 
rer. Sie/er nimmt/nehmen an den Sitzungen des Lan- 
desvorstandes beratend teil. Der Vorstand kann von 
den zur Geschäftsführung befugten Personen eine 
oder mehrere zum besonderen Vertreter/zu besonde- 
ren Vertretern des Vereins (§ 30 BGB) bestellen.
Gleichzeitig mit der Bestellung legt der Vorstand die 
Vertretungsmacht und die Aufgabenkreise der beson- 
deren Vertreter fest.
Der Vorstand kann die Einzelheiten der Geschäfts- 
führung durch eine generelle Dienstanweisung und 
durch Weisung im Einzelfall regeln.
Der Vorstand kann Leitlinien und Regelungen zur 
Compliance mit verbindlicher Wirkung für alle Funk- 
tionsträger und Mitarbeiter des Landesverbands 
beschließen. Soweit erforderlich, wird er die 
Arbeitnehmervertretung beteiligen.

§ 8 Landesvorstand

(1) Der Landesvorstand wird von der Landeskonferenz 
für die Zeit bis zur nächsten ordentlichen Landeskon- 
ferenz gewählt.
Der Vorstand trägt die Verantwortung für die Wahr- 
nehmung der Aufgaben des Landesverbands. 
Er haftet bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit.
Er besteht aus:
- der/dem Vorsitzenden,
- vier Stellvertreterinnen/Stellvertretern,
- der Schriftführerin/dem Schriftführer und - neun 
Beisitzerinnen/Beisitzern,
wobei beide Geschlechter mit mindestens 40 Prozent 
vertreten sein müssen, wenn eine entsprechende Zahl 
von Kandidatinnen und Kandidaten vorhanden ist.
Scheidet zwischen zwei Landeskonferenzen ein Vor- 
standsmitglied aus, so bedarf es keiner Ergänzung 
des Vorstands.
(2) Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die/der Vor- 
sitzende und ihre/seine vier Stellvertreterinnen/Stell- 
vertreter. Jeder ist einzelvertretungsberechtigt. Im 
Innenverhältnis dürfen die stellvertretenden Landes- 
vorsitzenden nur bei Verhinderung der/des Landes- 
vorsitzenden tätig werden. Die Verhinderung braucht 
nicht nachgewiesen zu werden.
(3) Die/der Vorsitzende ist verpflichtet, den Landes- 
vorstand regelmäßig mit einer angemessenen Frist 
unter Bekanntgabe der Tagesordnung einzuladen.
(4) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 
die Hälfte der Vorstandsmitglieder anwesend ist. Be- 
schlussunfähigkeit ist auf Antrag festzustellen.
(5) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit Stimmen- 
mehrheit.
(6) Zur Führung der Geschäfte bestellt der Landesvor- 
stand bis zu drei Geschäftsführerinnen/Geschäftsfüh- 
rer. Sie/er nimmt/nehmen an den Sitzungen des Lan- 
desvorstandes beratend teil. Der Vorstand kann von 
den zur Geschäftsführung befugten Personen eine 
oder mehrere zum besonderen Vertreter/zu besonde- 
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(7) Der Vorstand kann zu seiner Beratung Fachaus- 
schüsse und Projektgruppen bilden, deren Vorsit- 
zende und Mitglieder von ihm berufen werden. Für 
die Mitgliedschaft im Fachausschuss ist die Mitglied- 
schaft bei der Arbeiterwohlfahrt nicht erforderlich. Zu 
Mitgliedern der Fachausschüsse und Projektgruppen 
können auch Beschäftigte der Arbeiterwohlfahrt 
berufen werden. Die Vorsitzenden der Fach-
ausschüsse bedürfen der Bestätigung durch den 
Landesausschuss.
(8) Er beruft aus seiner Mitte eine/einen Gleichstel- 
lungsbeauftragte/Gleichstellungsbeauftragten.
(9) Er nimmt den ihm mindestens einmal jährlich zu 
erstattenden Bericht des Landesjugendwerksvor- 
stands und den Bericht der/des Gleichstellungsbe- 
auftragten entgegen.
(10) An den Sitzungen des Vorstands nimmt ein be- 
nanntes, volljähriges Vorstandsmitglied des Landes- 
jugendwerks stimmberechtigt teil.

(7) Der Vorstand kann zu seiner Beratung Fachaus- 
schüsse und Projektgruppen bilden, deren Vorsit- 
zende und Mitglieder von ihm berufen werden. Für 
die Mitgliedschaft im Fachausschuss ist die Mitglied- 
schaft bei der Arbeiterwohlfahrt nicht erforderlich. Zu 
Mitgliedern der Fachausschüsse und Projektgruppen 
können auch Beschäftigte der Arbeiterwohlfahrt 
berufen werden. Die Vorsitzenden der Fach-
ausschüsse bedürfen der Bestätigung durch den 
Landesausschuss.
(8) Er beruft aus seiner Mitte eine/einen Gleichstel- 
lungsbeauftragte/Gleichstellungsbeauftragten.
(9) Er nimmt den ihm mindestens einmal jährlich zu 
erstattenden Bericht des Landesjugendwerksvor- 
stands und den Bericht der/des Gleichstellungsbe- 
auftragten entgegen.
(10) An den Sitzungen des Vorstands nimmt ein be- 
nanntes, volljähriges Vorstandsmitglied des Landes- 
jugendwerks stimmberechtigt teil.
(11)
a) Der Landesvorstand kann als Präsenzversamm- 
lung oder als virtuelle Versammlung, d.h. ohne An- 
wesenheit der Mitglieder an einem Versammlungs- 
ort, abgehalten werden. In der Regel ist eine Prä-
senzversammlung durchzuführen.
b) Die virtuelle Versammlung erfolgt durch Einwahl 
aller Teilnehmenden in eine Video oder Telefonkon- 
ferenz (virtueller Versammlungsraum), in der die 
Mitglieder ihre Mitgliederrechte im Wege der elek-
tronischen Kommunikation ausüben können.
c) Hierfür kann eine entsprechende Plattform im 
Internet bereitgestellt werden, in welcher die Teil- 
nehmenden sich einwählen und anschließend ab-
stimmen.
d) Eine Kombination von Präsenzversammlung und 
virtueller Versammlung (Hybridversammlung) ist 
möglich, insbesondere indem den Teilnehmenden
die Möglichkeit eröffnet wird, an der Präsenzver- 
sammlung mittels Video oder Telefonzuschaltung 
teilzunehmen oder bei physischer Anwesenheit des 
Teilnehmenden am Versammlungsort die Mitglie- 
derrechte im Wege der elektronischen Kommunika-
tion auszuüben.
e) Dem Vorstand obliegt die Entscheidung über die 
Form der Durchführung des Landesvorstands. Die 
Entscheidung ist in der Einladung zum Landesvor-
stand mitzuteilen.
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§ 9 Landesausschuss

(1) Der Landesausschuss setzt sich aus dem Landes- 
vorstand, 17 weiteren Vertreterinnen/Vertretern der 
Kreisverbände, die von diesen bestimmt werden, 
einer/einem weiteren Vertreterin/Vertreter des Lan- 
desjugendwerks sowie der/dem/den Beauftragten der 
korporativen Mitglieder zusammen, wobei höchstens 
ein Drittel der Stimmen des Landesausschusses auf 
die korporativen Mitglieder entfallen darf. Näheres 
regelt eine Wahlordnung, die vom Landesvorstand zu 
beschließen ist.
(2) An den Sitzungen des Landesausschusses nehmen 
die Geschäftsführung des Landesverbandes und die 
Vorsitzenden der Fachausschüsse und die/der Gleich- 
stellungsbeauftragte beratend teil.
(3) Der Landesausschuss ist von der/dem Vorsitzenden 
des Landesvorstands nach Bedarf, mindestens aber 
einmal jährlich oder auf Verlangen von mindestens 
der Hälfte der Landesausschussmitglieder mit einer 
Frist von zwei Wochen unter Bekanntgabe der Tages- 
ordnung schriftlich einzuladen.
(4) Der Landesausschuss unterstützt die Arbeit des Vor- 
stands. Er nimmt den Jahresbericht, den Prüfungsbe- 
richt, den Bericht der/des Gleichstellungsbeauftragten 
und den Bericht des Jugendwerks entgegen.
Er wird vom Landesvorstand über die allgemeine so- 
ziale und sozialpolitische Entwicklung sowie über die 
Arbeit im Bereich des Landesverbandes unterrichtet. 
Er berät über die Aufnahme neuer und den Ausbau 
bestehender Arbeitsgebiete und gibt Empfehlungen 
ab.
(5) Die Beschlüsse des Landesausschusses werden mit 
Stimmenmehrheit gefasst, sofern Beschlüsse der Lan- 
deskonferenz nichts Anderes vorgeben.
(6) Sie sind schriftlich niederzulegen und von der/ 
dem Vorsitzenden oder einer/einem Stellvertreterin/ 
Stellvertreter zu unterzeichnen.
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des Landesvorstands nach Bedarf, mindestens aber 
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richt, den Bericht der/des Gleichstellungsbeauftragten 
und den Bericht des Jugendwerks entgegen.
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b) Die virtuelle Versammlung erfolgt durch Einwahl 
aller Teilnehmenden in eine Video oder Telefonkon- 
ferenz (virtueller Versammlungsraum), in der die 
Mitglieder ihre Mitgliederrechte im Wege der elek-
tronischen Kommunikation ausüben können.
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c) Hierfür kann eine entsprechende Plattform im 
Internet bereitgestellt werden, in welcher die Teil- 
nehmenden sich einwählen und anschließend ab-
stimmen.
d) Eine Kombination von Präsenzversammlung und 
virtueller Versammlung (Hybridversammlung) ist 
möglich, insbesondere indem den Teilnehmenden
die Möglichkeit eröffnet wird, an der Präsenzver- 
sammlung mittels Video‐  oder Telefonzuschaltung 
teilzunehmen oder bei physischer Anwesenheit des 
Teilnehmenden am Versammlungsort die Mitglie- 
derrechte im Wege der elektronischen Kommunika-
tion auszuüben.
e) Dem Vorstand obliegt die Entscheidung über die 
Form der Durchführung des Landesausschusses. Die 
Entscheidung ist in der Einladung zum Landesaus-
schuss mitzuteilen.
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